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DieNahrungs -undGenussmittelabgabe.In demseit einigerZeit gegendie
Nahrungs-undGenussmittelabgabederGemeindegeführtenKampfwirdimmer
wiederdieBehauptungaufgestellt,dassessichunterMissbräuchlieher
AnwendungdesGesetzesumeine allgemeineWarenumsatzabgabehandle ,die

nochdazuin derHöhevonfünfzehnProzenteingehobenwerdeunddaher
eineungeheuerlicheVerteuerungallerNahrungs-undGenussmittelinWien
bedeute.AufähnlicherAnnahmeberuhtaucheinevomNationalratDr .Wäber
eingebrachtenInterpellation .EsentsprichtdiesindesnichtdemTatbe-¬
stande,wiediefolgendenZahlenbeweisen:EinervomMarktamteinder
letztenZeitvorgenommenengenauenZählungzufolgegibtesinWien19.133
eigentlicheLebensmittelbetriebemitAusschlussdesGast -undSchankge-¬
werbes ,derZuckerbäckerundZuckerwarenverschleisser,Hievonsind493
BetriebeindieNahrungs-undGenussmittelabgabeeingereiht,Nur. 57
ProzentwerdenalsovondieserAbgabebetroffen .Aberauchbezüglichdes
AbgabesatzessinddieAngabenunzutreffend.LediglicheineinzigerBetried
inWienzahltdievollefünfzehnprozentigeAbgabe.DernächsthöhereBe-¬
triebistnurmitsechsProzenteingereihtundauchhierhandeltessichWohnungenam31.Juli1923undam.Jänner1924beizubringen.Dieerfor¬nurumeineinzigesGeschäft.DieweiterenAbstufungengehenhinunterderlichenDrucksortenfürsolcheBestätigungensindbeidenmagistrati-¬
biszueinemViertelprozent.DieüberwiegendeMehrzahlaberwurdepau-schenBezirksämternunentgeltlichzubeheben.schaliertmitBeträgen,diesichzwischen100. 000und350. 000Kronenmo-¬
natlichbewegen.IndieseKategoriefallenvonden493besteuertenBe-EineErmässigungdesMilchpreises,Gesternwurdeinderösterreichischen
triebennichtwenigerals318Betriebe.DieganzeEinreihungistdasLandwirtschaftsgesellschafteineBesprechungderAbteilungfürMilch-¬
Ergebniseingehendster,überaussorgfältigerVerhandlungen,diezwischenwirtschaftabgehalten,inderbeschlossenwurde,denMilchproduzenten -¬
demMagistrate,demGremiumderWienerKaufmannschaftunddenübrigenpreis,mitRücksichtdarauf,dassdieMilchbeidendermaligenhohenHandesgenossenschaftengeführtwordensind ,wobeidenvondenVertretern

derinBetrachtkommendenBranchengemachtenEinwendungennachMöglich-Kronenzuermässigen.EskostetalsonunmehreinLiterMilchausGross-

stratischenBezirksämternanallenWerktagenvon9Uhrvormittagsbis3
UhrnachmittagsundanSonn -undFeiertagenvon9 Uhrvormittagsbis12
UhrmittagszurallgemeinenEinsichtnahmeaufliegen .Innerhalbdieser
Fristist jedermannberechtigt ,in dieWählerverzeichnisseEinsichtzu
nehmenundAbschriftenundVerwielfältigungenherzustellen .DerMagistrat
hat bereitsin jedemHauseaneinerdenHausbewohnernzugänglichenStelle
eineKundmachungangeschlagen,ausderdieZahlderWahlberechtigteneiner
jedenWohnunggetrenntnachGeschlechternundnachTürnummerngeordnet,
zuersehenist .AusdieserKundmachungist auchersichtlich,woEinsprüche
gegendas Wählerverzeichniserfolgen können .SolcheEinsprüchekannjeder
Bundesbürgerbiseinschliesslich14. Februarschriftlichodermündlich
beimmagistratischenBezirksamtedesWohnorteserheben.DieEinsprüche
müssenfürjedenEinspruchsfallgesondertüberreichtwerdenundsindmitdenerforderlichenNachweisenzubelegen.AlsNachweisekommenfürden
Wohnsitzder Meldezettel ,für die Bundesbürgerschaftunddas Alterder
HeimatscheineinerzurRepublikOesterreichgehörigenGemeinde,Options-¬
dekrete,Tauf-,Geburts-undTrauungsscheine,sowieandereamtlicheUrkun-¬
den,ausdenendasAlterunddieBundesbürgerschaftunzweifelhaftentnom¬
menwerdenkönnen .JeneWahlberechtigten,die infolgeWohnungswechsels
ihreAufnahmeindasörtlichzuständigeSprengelverzeichnisanstreben,
habenstatt desMeldezettelseinepolizeilicheBestätigungüberihre

Preisenschwerabsetzbarist ,um350Kronen,dieHandelsspannungum50
keitRechnunggetragenwordenist .InsbesonderewurdejedeUngleichmässigmolkereien5040K,gegenüber5440K,einLiterHändl
keitinderBelastung,dieeineBeeinträchtigungderKonkurrenzfähigkeit
darstellt,vermieden.GleichfallseinvernehmlichistauchdieReihung
derZuckerwarenverschleissererfolgt.EbensowirdbezüglichderKaffee-¬
häuserinsteterFühlungnahmemitderGenossenschaftvorgegangenwerden.
LediglichdieGenossenschaftenderZuckerbäckerundderGastwirtehaben
sicherlichnichtzumVorteileihrerMitglieder,dieihnenangebotene
MitwirkungbeiderEinreihungabgelehnt.DieVerweigerungderdemMagi-¬
stratedurchauserwünschtenfachlichenMitarbeitkannimmerhinbewirken,
dasseinzelneUngleichheiten,diesonstvermeidbarwären,unterlaufen.
AberauchbeidiesenKategorienkannvoneinerVerallgemeinerungderNah-¬
rungs -undGenussmittelabgabekeineswegsgesprochenwerden.VondenZucker
bäckern,derenGewerbeanundfürsicheinenstärkerenLuxuscharakter
trägt ,wurdenbisher60vondenrund600eingereiht ,alsogenauzehn
Prozent.InungefährderselbenHöhebewegensichdieZahlenbeidenGast-¬
wirten,wobeiblosseinganzkleinerTeildenHöchstsatzvonfünfzehnProzentzubezahlenhat .

lermilch ,pasteuri¬
siert ,4960K ,gegenüber5360KundeinLiternichtpasteurisierterHänd-¬
lermich4660K ,gegenüber5060Kbisher.- -

- . - . —
EhrenpreisefürdenRadfahrsportgDerGemeinderatsausschussfürallgemei-¬
neVerwaltungsangelegenheitenhat gesternaufAntragdesGR .Beisserbe-¬
schlossen ,dasfür dieRadfahrakademie,dieam29. Februarin denSophien-¬
sälenstattfindetundbeidereineinternationaleRadball -undeineinter-¬
nationaleKunstreigenkonkurrenzausgetragenwerden,einEhrenpreisder
StadtWienzu widmenist .Ander Konkurrenzbeteiligensish nebenden
österreichischenauchdeutscheundschweizerischeMannschaften.DerGe¬
meinderatsausschushatdenEhrenpreismitzweiMillionemKronenfestgesetzt
InspektorSillergestorben.DasLeichenbegängnisdesamDonnerstagver-¬
storbenenAnspektorsderstädtischenKleingartenstelle,FranzSiller ,
findetamSamstag,den2,Februarum3 UhrnachmittagsvomTrauerhause,
VIII. ,Schmidgasse11statt .DieBeerdignagerfolgtaufdemNeustifter

- . - - - - ¬0Friedhof .
DieWählerverzeichnisseliegen auf ,EntsprechenddenBestimmungenderNa- ¬
tionalratswahlordnungwerdendie WählerverzeichnissevomFreitag ,den1 .
Februarbis einschliesslichDonnerstag,den14 .Februar1924in denmagi-

KunstpreisederStadtWien.DerGemeinderathatam27. April1923beschlos
sen ,dassdie StadtWieneine AnzahlvonKunstpreisenjedesJahrverlei -¬
hensoll .IndergestrigenSitzungdesGemeinderatsausschussesfürallge-¬
meineVerwaltungsangelegenheitenreferierteamtsführenderStadtratRich-¬
ter über die Bestimmungen ,nachdenendiese Kunstpreisezuverleihen
sind .Erbeantragte,dassfürhervorragendeWerkederMusik,derDicht-¬
kunstundderbildendenKunstdreiam . MaieinesjedenJahreszuver-¬
leihendePreisegeschaffenwerdensollen ,die für dasJahr 1924mitje

30 Millionenfestgesetzt undweiterhin alljährlich vonderGemeinde
Wiengleichmässigdotiertwerden.FürjedesderdreigenanntenKunstge-¬
bieteist einPreisbestimmt,deraufdreiBewerberderartaufzuteilen
ist ,dassfürdasbesteWerkdreiSechstel ,fürdaszweitbestezweiSeche
telundfürdasdrittbesteeinSechsteldesjeweiligenPreisesentfallan.
DieBewerbungumdiesePreisesoll nur in Wienlebendenundwirkenden
Künatlernoffenstehen.DerStadtsenatwirdalljährlichdenBewerbungs-¬
terminfestsetzen .VondenfüreinSunst .bestimmtenPreisendarf
aufkeinenderBewerbermehralseinPreisentfallen .SindWerkeanläss-¬
lich vonAusstellungenu¬s . w.bereits miteinemPreiseder StadtWien
ausgezeichnetworden,sokönnensienichtmehrprämiertwerden.Die
PreisewerdenaufGrundderVorschlägeeinesPreisrichterkollegiums,/für
dasderBürgermeisterausjedemKunstgebietdreiMitgliederernennt,
durchdenStadtsenatzuerkannt.DenVorsitzimPreisrichterkollegium
führt der Bürgermeister oder ein von ihmernannter Stellvertreter .Die

MitgliederdesPreisrichterkollegiumswerdenaufdieDauereinesJahres
ernanntundbekleideneinunbesoldetesEhrenamt.DasPreisrichterkolle -¬
giumhatauchdasRecht,alsPreisträgersolcheKünstlervorzuschlagen,
diesichumeinenPreisnichtbeworbenhaben .DieGeschäftsstellefür
dasPreisrichterkollegiumist dieDirektionderstädtischenSammlungen.

DieAnträgewurdeneinstimmigangenommen.DieVorlagewirdbereitsvon
dernächstenGemeinderatssitzungbehandeltwerden.

- . - -
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ZweiMenschendurchSchlampereianMilzbrandgestorben.InWiengehört
dankderVorkehrungendesstädtischenGesundheitsamteseinTodesfall
an Milzbrand zu den grössten Seltenheiten .Durch eine sträfliche Schlam¬

pereizweierUnternehmungenhabensichnunmehrin denletztenTagen
gleich zwei Todesfälle an Milzbrand ereignet .Im Franz Josefspital starb

dieersteinundzwanzigjährigeOlgaHaslingeranMilzbrandundeinpaar
TagespäterimElisabethspitalderBürstenbinderMartinSchmidander
gleichenKrankheit. OlgaHaslingerwarbei der FirmaZeiningerundMart:
SchmidbeiderFirmaMatouschekbeschäftigt .DasstädtischeGesundheits¬
amthatsofortdienotwendigenErhebungeneingeleitet .Dabeistellte
essichheraus ,dassbeiOlgaHaslingerdieDiagnoseaufMilzbrandso¬
fortgestelltwordenist undsie kurznachderAufnahmein dasSpital
starb . SchmidwurdevomKrankenkassenarztin dasElisabethspitalge-¬
schicktwoihmderAufnahmsarztwegeneinerSchwellungdesUnterkiefers
einenZahnzog. ObwohldieserAufnahmsarztdaraufaufmerksamgemachtwor-¬
den war ,dass Schmid mit Rosshaar zu tun hat ,schickte er denPatienten

wiedernachHauseundbedeuteteihm ,er möge,wennihmnichtbesserwerde,
wiederkommen. Schmidbegabsich nachHause ,verfiel aberimmermehrund
wurdemiteinerZellgewebeerweiterungdesHalseswiederindasElisa-¬
bethspital gebracht ,woer bald nachder Einlieferungstarb .EineInfek¬
tionsanzeigewurdenichterstattet .DerLeichnamwurdedurchdiestädti-¬
scheSanitätsstationindasgerichtlich-medizinischeInstitutgebracht
undnurdadurch,dassdieSanitätsstationenderGemeindeWiendenstren-¬
genAuftraghaben,alleverdächtigenFällesofortdemGesundheitsamtzu
melden,gelangesnochamgleichenTagedienotwendigenvorbeugenden
Vorkehrungendurchzufähren .DasGesundheitsamthat erhoben ,dass dieFir - ¬

maZeiningerdieRosshaarevonderFirmaMoorundMannbezogenhat .Die-¬
seFirmahatteeineneigenenDesinfektionsapparat,dochergabendieErhe-¬

bungen ,dass dieser Apparatin der letzten Zeit nicht mehrbenütztwurde
unddieRosshaaredahergarnichtdesinfiziertwordensind.DieRosshaare
mitdenensichSchmidinfiziertewurdenvondemunbefugtenHändlerMo-¬
ritz Klingsbergbezogen.DieRosshaare,diezweiMenschenlebenvernich-¬
teten,wurdenmiteinemsogenanntenGesundheitsattestnachOesterreich
eingeführt,in dem„glaubwürdig“dieHerkunftdesMaterialsausHamburg
bestätigtwird .EinenDesinfektionsattestkonntendieFirmennichtbei-¬
bringen,ebensofehlenauchdievorgeschriebenenBücher ,ausdenendie
HerkunftunddieweitereVerwendungdesMaterialsleichtundraschzu
ersehenist . DieMilzbrandverordnungwurdeüberhauptnichteingehalten.
SchliesslichhatdasstädtischeGesundheitsamterhoben ,dassvondiesen
beidenFirmennochfünfzehnandereGeschäfte,wieBürstenbinderundHaar-¬
händler,beliefertwurden.DasGesundheitsamthatdasgesamtevorgefunde-¬
neHaarmaterialsofortdesinfiziertunddiebeidenBetriebeKlingsberg
undMatouschekgespeert .DieWohnungenaller beteiligten Personenwurden
desinfiziert .WiesträflichdasVorgehenderbeidenFirmenist,gehtauch
daraushervor,dassihnenbekanntwar,dassdieGemeindeseitJahrendas
HaarmaterialzumSelbstkostenpreisedesinfiziert .Da ,dieDesinfektions-¬
kostengegenwärtigfünfhundertKronenfüreinKilogrammRosshaarbei
einemPreisevon50. 000Kronenbetragen,sokönnenwohlkaumfinanzielle
Bedenkeneingewendetwerden. ObwohlMilzbrandzudengefährlichstenIn-¬
fektionskrankheitengehört ,wurdeselbstdieseeinfacheSicherheitsvor-¬
kehrung.unterlassenunddadurchderTodvonzweiMenschenverschuldet.

AusdemRathause.InderkommendenWochefindeteineSitzungdesStadt-¬
senats amDienstag ,den5 .Februarstatt .AmFreitag ,den . Februarum
4 UhrnachmittagswurdederLandtageinberufen .Andie SitzungdesEand
tagesschliesstsicheineSitzungdesGemeinderatesan.
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ZweineuegrossestädtischeWohnhausbauten.InderletztenSitzungdes
Gemeinderatsausschusses für technische Angelegenheiten wurde überAn¬
tragdesamtsführendenStadtratesSiegelbeschlossenimRahmendesWohn.
hausbauprogrammesfür dasJahr1924zweineuegrosseWohnhäuseraufzu-¬
führen .Daserste Gebäudewirdauf demdurchdie Wasserburger - ,Gussen-¬
bauer - ,TepserngassedurchdieverlängerteNordbergstrassebegfenzten
Baublockauf demAlsergrunderrichtet werden .DieAusarbeitungdesBau- ¬
entwurfes wurde den Architekten Professor . K .Kraus und Josef Tölküber - ¬
tragen .Eswerden160Wohnungenhergestellt ,vondenen82Wohnküche,

Zimmer,Vorraum,SpüleundAbort ,7 Wohnküche,zweiKammernVorraum,
SpüleundAbort ,35Kochküche ,zweiKammern,VorraumundAbort ,28Zim-¬
mer ,Kochnische ,VorraumundAbortund8 Kochküche ,3 Simmer ,Vorraum
BaderaumundAbortenthaltenwerden .AusserdemwirddasGebäudevier
Geschäftslokaleunddrei Ateliersmitje einemNebenraum,Vorraumund
Aborterhalten .ImKellergeschosswirdeinBaderaummitzweiWannenund
vder BrausenundimDachgeschosswerdenneunWaschküchenund18Trocken¬
bödeneingebaut .DerHofwirdeinen ebenerdigenEinbaumit zweiAufent-¬
haltsräumenfürKindermitWaschgelegenheitenundAbortenenthalten.Die
Schauseitendes Gebäudeserhalten farbigenEdelputz .DieWohnräumeer¬
halten Parkettböden ,die Beheizungder Wohnräumeerfolgt durchOefenund
dieKüchenerhaltenGasherde.DieGesamtkostendiesesWohnhausbauesbetra¬
genvoraussichtlich14 . 3MilliardenKronen.DerzweiteWohnhausbauwird
in FünfhausaufeinerGrundflächein derAllio - ,Walküren- ,CamilloSitte-¬
Hagengasseerrichtet .Die Pläne wurdenvomStadtbauamtausgearbeitetund
werdendortneunHäusererbaut .DieseHäuserenthalten136Wohnungenund
10GeschäftslokaleundimTiefparterreeineBadeanlage.DieAusführung
der Wohnungenerfolgt ähnlich wie beimWohnhausbauauf demAlsergrund ,
DieBaukostenbetragen12 . 5MilliardenKronen .DerGemeinderatsausschuss
hat den beidenBauführungeneinstimmigzugestimmt.

oeee
DieBeförderungvonHundenaufderStrassenbahngUnterderFührungdes
NationalratesForstnersprachheutevormittagsbei demBürgermeisterSeitz
eine Abordnungdes Wiener Tierschutzvereines und desösterreichischen

Kynologenverbandesvor .Präsident Hofrat Führer und Vorsitzender Dr .Karl
Witzelhuber machten den Bürgermeister darauf aufmerksam ,dass gegenwärtig

auf der WienerStadtbahndie Beförderungvon Hundengestattet sei .Dadie
GemeindenunmehrdieStadtbahnelektrifiziereundaufderStrassenbahn
Hundenicht befördert werden ,befürchtendie Tierfreunde ,dass nacher¬
folgter Elektrifizierung auchauf der Stadtbahndas MitnehmenvonHunden
nichtgestattetwerdenwürde .DadurchwerdeabereinerationelleAusbil-¬
dungder Hundezur FührungBlinder ,der Polizeihunde ,Jagdhunde. . w.
sehr erschwert ,da diese Ausbildungsgelegenheiten meist sehr weit ent - ¬
fernt sind unddie Besitzer der Hundediese weitenStreckenzu Fusszu¬
rücklegenmüssen.DieAbordnungverwiesfernernochdarauf ,dassnicht
nur in Graz und Linz ,sondern auch in einer Reihe grosser deutscherStäd - ¬

te ,wie Berlin ,Dresden und München ,das Mitnehmen von Hunden in die
Strassenbahngestattet sei .Die Gemeindeverwaltungmögedaherebenfalls
dieBeförderungvonHundenaufderStrassenbahngestatten,Bürgermeig

DieGemeindegegendiedauerndeAuflassungdesNordwestbahnhofes .Die
letzte SitzungdesGemeinderatsausschussesfür technischeAngelegenheiten
beschäftigtesicheingehendmitderAuflassungdesNordwestbahnhofes.
Eswurdeeine Erklärungbeschlossen ,in der sich die GemeindeWiengrund-¬
sätzlich gegen eine dauernde Auflassung des Nordwestbahnhofesausspricht .
Als Begründungfür diesen Standpunktwird angeführt ,dass bei demMangel
eines vollkommendenmodernenAnforderungeneines großstädtischenVerkeh-¬
res entsprechendenZentralbahnhofesdie Stillegungeines für diehalbwegs
glatte Abwicklungdes BahnverkehrsnachdemNordenundNordwestenOester-¬
reichs wichtigenVerkehrsinstrumenteseine schwereSchädigungderInteres

sen Wiensals GrosstadtundVerkehrsknotenpunktdarstellt .DurchdieAuf-¬
lassung des Nordwestbahnhofeswird die beste VerbindungnachDresden,
BerlinundHamburgzerstört ,waseinergesundenundvernünftigenVerkehrs
politikwiderspricht.DerFranzJosefsbahnhofist fürdenSommerverkehr
unzulänglichundüberlastetundes herrschendort schonjetztVerhältnis¬
se ,die andie ärgstenSturmtageder bittersten NotOesterreichserinnern

Dieser Bahnhof könnte leicht auf Kosten des Nordwestbahnhofes entlastet
werden .In der Erklärung wird es auch als sehr fraglich bezeichnet ,ob
der Nordbahnhofgeeignet ist ,den äußerst entwicklungsfähigenVerkehr
der Nordwestbahn klaglos zu bewältigen ,da dieser äusserlich schön wir - ¬

kendeBahnhofleider in keiner Weiseeine solche innere Lagebesitzt ,die
denheutigenVerkehrsbedürfnissenentsprechenwürde .Esist auchnachAn- ¬
sicht desGemeindeverwaltungfrrig ,wennangenommenwird ,dassdurchdie
Sperrung des Nordwestbahnnofes bedeutende Ersparungen erzielt werden
Esfehlt wohlein Teil der Erhaltungskostender Bahnhofsanlageweg ,doch
mussder grösste Teil des Bahnhofes ,der BaulichkeitenundGleisaglagen ,
da sie für den Bedienungsdienstzu den amBahnhofeweiterhin zuverblei - ¬

bendenParteien notwendigsind ,auchfernerhin erhalten undbetrieben
Dazukommtnoch ,dassfür die vermietetenMagazineundwerden

sonstigen Objekteder Bestandzinswegfällt .Die Gemeindeverlangtdaher ,
dass die zeitweise Sperrungdes Nordwestbahnhofesund des BahnhofesJed - ¬
le see nur vonkurzer Dauersein ,eine weitereAuflassungvonbe- ¬
stehenden Haltestellen und Stationen der Nordwestbahnstrecke imWiener

und
Gemeindegebietunterbleibensolly der Nordwestbahnhofauchweiter fürdie
jeweiligenBenützerderMagazineoderLagerplätzealsTarif-und
Bedienungsstationaufrechtzuerhaltenist ,sodassdiesenParteienin
frachttarifarischerHinsichtkeinNachteilerwächst.

tz sagte ,dass derzeit dieser Wunschnochnicht

zierungderStadtbahnwerdeüberdie BeförderungvonHundennochberaten

werde

werden .Die Abordnung sprach dann noch bei dem amtsführenden Stadtrat für
die städtischen UnternehmungenVizebürgermeisterEmmerlingvor ,derin
Anwesenheitdes Strassenbahndirektors ingenieur Spänglers einewohlwollen .

de Lösungdieser AngelegenheitimgeeignetenZeitpunktin Aussichtstellte .

JubilarederEhe.IndervergangenenWocheüberreichteStadtratSpeiser
in VertretungdesBürgermeistersdengoldenenHochzeitspaarenJosefund
MagdaleneCech,XVI. ,Kirchstetterngasse24 ,MartinundAnnaHerson,VII. ,
Kaiserstrasse58 ,GustavundMarieKlein ,IX . ,Seegasse9 ,JohannundFran
ziska Pflaunn ,XXI . ,Siemensstrasse2 4 ,Ignaz und AnnaRedl ,XII . ,Pram- ¬
lechnergasse16 ,StefanundAntonieStiller ,XVIII. ,AbtKarlgasse6 ,Karl
undJosefaStrobach,II . ,Karmeliterplatz1undJosefundAmalieWiener,
XV. ,Fünfhausgasse8dieEhrengabederGemeindeWien.

EineKleingartenredoute.DasPersonalderKleingartenstellederStadtWienFreitag ,den
veranstaltet am/8 .Februarin Weigl ' sKatharinsnhalleeineKleingarten-¬
redoute .DerHaupttrefferderTombolabestehtinneinemKleingartenhaus.
DasReinerträgnisfliesst demUnterstützungsfondder AngestelltenundAr- ¬

beiterderKleingartenstellederStadtWienzu.
- . . . .

00

Einladung
AmtsführenderStadtratSiegelersuchtfreundlichstzuderamMitt-¬

woch,den6 .Februar1924um11Uhrvormittagsstattfindenden
Führungdurchdie Räumefür dieArbeitslosenausbildung

desArbeitsnachweisesfürdasBaugewerbe,einenVertreterzuentsenden.
Zusammenkunftum11UhrvormittagsbeimObjektVdesArsenals.
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Ehrenpensionen.InderheutigenSitzungdesStadtsenateswurdeaufAn-¬
tragdesGR. Hiessbeschlossen,denbeidenSchwesterndesverstorbenen
MalersGustavKlimtvom1 .Jänner1924aneineEhrenpensionvonsechsMillionenKronenjährlichzubewilligen.AusserdemwurdederWitwedes
BildhauersLudwigGlosseinejährlicheEhrenpensionvonzweiMillionen
KronenunddemProfessorKarlUdelvonsechsMillionenKronengewährt-
FürdenSchutzderSingvögel.HeuteerschienbeidemMagistratsdirektor
Dr.HartleineAbordnungdesWienerTierschutzvereines,diedarüberklagte,dassdievomMagistratausgegebenenLizenzenfürdenVogelfangoftvon
denBesitzernweitergegebenwerden.DieneuenLizenzinhaberfangendann
ziel -undplanlosalleGattungenvonSingvögelinderUmgebungWiens,was
dazugeführthat ,dasseinzelneSingvögelfastausgerottetsind .Durchist

diestrengeKälteindiesemWinterdieselteneundaussergewöhnlich
schöne,imNordenheimischeVegelartderSeidenschwänzeinunsereGegend
gekommen .DieseTierewurdennun ,weilsiehierunbekanntsind ,massen-¬
haftgefangenundaufdemNaschmarktfürdenmenschlichenGenussfeilgebo-¬
ten .DieAbordnungderlangte ,dassderMagistratbeiderErteilungder
LizenzenfürdenVogelfangmitdergebotenenVorsichtundmöglichststren-¬
gevorgehe.MagistratsdirektorDr .Hartlerklärte ,dasserdiebereits
erteiltenLizenzenüberprüfenlassenwerde.Ausserdemwerdendiemagistrati
schenBezirksämterangewiesensolcheLizenzennuranvertrauenswürdige
Personenzuerteilen .

— - - - - —
as AnwachsenderGletscher ,AmMittwoch,den . Februar,um6 Uhrabends,

EindetimHörsaal21desgeographischenInstitutesderUniversitätein
LichtbildervortragdesUniversitätsprogessorsDr .EduardBrücknerüberdas
Enwachsender Gletscher in den Alpenin den letzten zehn Jahrenstatt .

- - - - - - -
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DieAbgabenteilungimStadtsenat.HeuteberichteteStadtratBreitnerim
WienerStadtsenateingehendüberdenVerlaufundderzeitigenStandder
VerhandlungenmitderBundesregierungüberdasAbgabenteilungsgesetz .
DieVertreterderMinderheitverlangten ,dassihnendasgesamteZahlen-¬
materialüberdieAuswirkungderVorschläge,dievondenverschiedenen
Seitengemachtwordensind ,zumZweckedesStudiumszurVerfügunggestelltwardenmöge. BürgermeisterSeitzteilte mit ,dassdiesemVerlangenentspro-¬
chenwerdenwird. EswirdsichdaherdienächsteSitzungdesStadtsenats
neuerdingsmitdemAbgabenteilungsgesetzbeschäftigen.

- - - ¬
KeineSprechstundebeidemstädtischenWohlfahrtsreferenten.AmDonnerstag
den . FebruarentfälltdieSprechstundebeidemamtsführendenStadtrat
ErofessorDr .TandlerwegendienstlicherVerhinderung .



RATHAUSKORRESPONDENZ
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Karl Honay
Wien ,Mittwoch,den6 .Februar1924.. — -

Musik- undTheaterfestderStadtWien1924 .DasgemeinderätlicheKomitee
hielt heuteunter demVorsitzdes BürgermeistersSeitz eineSitzung,in
dernachsinemausführlichenBerichtdesständigenReferentenDr .Bach
beschlossenwurde ,dasFestin denSeptemberzuverlegen .DasFestwird
am20. Septemberbeginnen. FürdiesenBeschlusswarensowohldiekünstle-¬
rischenErwägungen,als auchdie Rücksichtaufdie notwendigeZeitfür
einewirklichumfassendePropagandaimIn-undAuslandemassgebend.Inder
SitzungwurdeauchderUmfangdesProgrammesingrossenUmrissenfestge-¬
legt.NachdemVorschlagedesReferentenwirdnichtetwasklavischeWie¬
derholungdesMusikfestesvomJahre1920gegebenwerden,sonderneswird
versuchtwerden,sowohldieliterarische,alsauchdiemusikalischekünst-¬
lerischeProduktion,imallgemeinennursoweitsiesichaufdasTheater
bezieht ,darzustellen. Essollvornehmlichdiewienerischeunddannalkge-¬
meindieösterreichischeunddeutscheKunstzumWortgelangen.Dieinter-¬
nationaleProduktionzuzeigen,wirdeinemspäterenFestvorbehalten.Es
kannauchnichteineEntwicklungsgeschichtedergesamtendramatischen
undmusikalischenKunstgegebenwerden,sonderndaBeschränkungschonauspraktishenGründennottut,wirdungefährderZeitraumderletzten
hundertJahrefürdieAuswahlbestimmendsein.Selbstverständlichwird
dieeineoderdieandereAusnahmegemachtwerdenmüssen,dochmussjedes
zurAufführungbestimmteWerkeineideelleoderpersönlicheBeziehungzuWienhaben.NachdiesemFrogrammwirdesinderüberwiegendenMehrzahl
Theateraufführungengeben ,sehrwenigeKonzertaufführungenundeinige
kirchenmusikalischeVeranstaltungen.BesondereAufmerksamkeitwirdauch
dervolkstümlichenKunstzugewendetwerden.UmdiepraktischeDurchführung
desProgrammszuerleichtern,wurdenachdemAntragdesReferentennoch
dieEinsetzungvondreiAusschüssenbeschlossen,diedemzwölfgliedrigen
gemeinderätlichenKomiteeunterstelltsind .DiesedreiAusschüssesind:
DerHauptausschuss,dasPressekomiteeunddasadministrativeKomitee.Die
EinladungzurTeilnahmeandiesendreiAusschüssenwirdindennächsten
TagendurchdenBürgermeistererfolgen. EinVorschlagderGesellschaftzur
FärderungmodernerKunst,innerhalbdesRahmensdiesesMusik-undTheater-¬
festeseineAbteilungfürmodernesTheaterwesen,verbundenmiteinerklei-¬
nenAusstellungzuschaffen,wirdnochindernächstenSitzungdesgemein-¬
derätlichenKomiteesberatenwerden.WirddieserVorschlagangenommen,so
sollauchhiefüreineiganesUnterausschussbestelltwerden,ebensofür

dieAbhaltungdesgeplanteninternationalenMusikerkongresses,überden
dieVerhandlungennochnichtabgeschlossensind.
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- - . - . - . - ¬- . - ¬- - - - - . - - ¬
UnveränderteKanalräumungsgebühren .FürdenMonatFebruarbleibendie
Kanalräumungsgebührenunverändert .Sie betragendaher daszwanzigfache
desMietzinses,derimAugust1914bezahltwurde.

GründungeinesstendgraphischenInstituts .ImHörsaal38derUniversi-¬
tät findet amSamstag ,den 9 .Februar um5 Uhrnachmittagsdiegründende
VersammlungderGesellschaftzurErhaltungeinesstenographischenIn-¬
stituts in Wienstatt .

- ¬ —0 -
DieArbeit einer Bezirksvertretung ,AusdemTätigkeitsbericht ,denBe- ¬
zirksvorsteher Frey in der letzten Sitzung der Bezirksvertretung Rudolfs

heimerstattete ,gewinntmaneineUebersichtüberdiemannigfaltigen
ArbeitenderWienerBezirksvertretungen.ImJahre1923hattedieBe-¬
zirksbertretungRudolfsheim3694Geschäftsstückezuerledigenundbei
450Lokalaugenscheinenzu intervenieren ;sie hielt siebenöffentliche
undachtvertraulicheSitzungenab .DasFürsorgeinstitutdesBezirkes
erledigte5300Akten .ImBezirkbezogenamEndedesvergangenenJahres
2025PersonenErhaltungsbeiträge,2500PersonenerhieltenFürsorgeblät ,
ter undmit Armenbadekartenwurden370Personenbeteilt .DieZahlder
magistratischen Kostkinder betrug 190 .Durch die Rechnungsabteilung dbs

BezirkeswurdenimJahre1923anmehrals 9000Personenvorübergehende
Unterstützungenausbezahlt .ImvergangenenJahrefandendreigrosse
öffentlicheSammlungenstatt ,vondenendieerstefür dieRettungsge-¬
sellschaft einen Ertrag von 56 . 7Millionen ,die zweite für das Wiener

JugendhilfswerkeineSummevon54 . 4Millionenunddie letzte fürdie
Deutschlandhilfeein Erträgnisvon62 . 2MillionenKronenerbrachte.
FürdieArmendesBezirkeswurdeeineFestakademieveranstaltet,die
eine Einnahmevon21 . 5MillionenKronenaufwies .Bei demGemeindever-¬
mittlungsamtwurden795EhrenbeleidigungenundachtZivilgerichtliche
Klageneingebracht ,vondeneneinTeildurchAusgleicherledigtwerden
konnte .ImJahre1923wurdenin Rudolfsheim239Wohnungenangefordert
und1640Erhebungenin Wohnungsangelegenheitendurchgeführt .DerOrts-¬
schulrathieltsiebenSitzungenabunderledigte2494Geschäftsstücke .

DerViolinunterrichtanKnabenbürgerschulen .DieGemeindeWienhatbe-¬
kanntlichin fast allenBezirkenunentgeltlichdenVioiinunterrichtan

Knabenbürgerschuleneingeführt .GegenwärtigbestehensolcheKurseander
Schule . ,Stubenbastei3mit16Schülern,anderSchuleIII . ,Sechskrügel-¬
gasse11mit 56 Schülern ,an der SchuleIV . ,Schaumburgergasse7 mit40
Schülern ,anderSchule . ,Embelgasse46mit20Schülern ,anderSchule
VI . .Hirschengasse18mit91Schülern,anderSchuleVIII . ,Zeltgasse7
mit 18 Schülern ,an der Schule . ,Pernerstorfergasse30 mit 49Schülern ,
anderSchuleXII . ,Singrienergasse19mit23Schülern,anSchuleXIII. ,
Reinlgasse19mit24Schülern ,anderSchuleXIV. ,Sechshauserstrasse71
mit 77 Schülern ,an der Schule XV, ,Friedrichsplatz 4 mit 16 Schülern ,an
der SchuleXVI . ,LorenzMandlgasse56mit 48Schülern ,an der SchuleXVI. ,
Speckbachergasse48mit65Schülern ,anderSchuleXVII. ,Geblergasse31
mit19Schülern,anderSchule19, ,Pyrkergasse16mit48Schülern,an
der Schule XX . ,Leipzigerplatz 1 mit 54 Schülern ,an der SchuleXXI. ,
Deublergasse19mit40SchülernundanderSchuleXXI. ,Kahlgasse8mit
40Schülern .Insgesamtwirdin Wienan18Schulenin 34Kursenmit774
Schülernder unentgeltlicheViolinunterrichterteilt .

- - ¬ - - .
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WienerGemeinderatalsLandtag
Sitzungvom. Februar1924.

PräsidentDr .Dannebergeröffnetum4UhrnachmittagsdieSitzung
undteiltmit ,daßStR.BreitnerseinMandatalsBundesratzurückgelegt
hat .NachderVerfassungmußtendaherallevomLandWiengewähltenBundes.
räte ihre Mandatezurücklegenundes erfolgt in der heutigenSitzungihre
Wiederwahl .AnStelle des StR,Breitner wird in den Bundesrat als Vertreter

desLandesWienCeneralinspektorTheodorKörnervorgeschlagen.(Lebhafter
BeifallbeiderMehrheit. )BeiderAbstimmungwerdendieelfbisherigen
BundesrätewiedergewähltundanStelleStR .BreitnersderGeneralinspektor
TheodorKärnerin denBundesratentsendet.

StR ,Breitnerberichtetsodannübereine Gesetzesvorlage ,nachder
eineBestimmungdesTrennungsgesetzesgeändertwird,sodaßmitderLiqui-¬
dierungderniederösterreichfschenLandeshypothekenanstaltdasLandWien
betrautwird.

DieGesetzesvorlagewirdohneDebatteinbeidenLesungeneinstimmig
angenommenRTäublerbeantragt,daßindenVoranschlagdesWienerFortbildungs-¬
schulfondsnachträglichein Betragvoneiner MilliardeKronenaufgenommen
wird ,dernachdemneuenFortbildungsschulgesetzedemBaufondszufließen
soll .EineMehrausgabegegenüberdemVoranschlagdesJahres1923trittda¬
durchnichtein ,weilin diesemJahreungefährsiebenMilliardenKronen
erspartwordensind.

GR.Panosch(chr.soz.)bemängelt,daßdieserAntragnichtauchdem
Stadtschulratvorgelegtwurdeunderklärt ,daßes ganzunverständlichsei ,
in denVoranschlagfür dasJahr1923diesenBetrageinzusetzen ,dader
Fortbildungsschulrat heute im Geld schwimme .Für ein Jahr ,das schonvor¬

überist ,brauchtmandochnichtnocheineMilliardein denVoranschlag
aufnehmen .Der Fortbildungsschulrat entfalte auch eine Parteiwirtschaft ,ke ,ein Sachkredit von 4000 Millionen Kronen für zwei Stück Hochlei - ¬

da in demZentralschulgebäude ,das widmungsgemäßnurUnterrichtszwecken
dienensoll ,einesozialistischeParteischuleaufgenommenwordensei.
DieChristlichsozialenwerdendahergegendiesenAntragstimmen.

GR.Kunschak(chr. soz. ):DasAnsinnen,dasderReferentanunsge¬
stellthat ,mußalseinganzungewöhnlichesbezeichnetwerden.DerVoran-¬
schlagdesFortbildungsschulratesist länggtdurchBeschlüssedesGemeinde-¬
ratesgenehmigtworden.DasVerwaltungsjahrist ebenfallslängstabgelau-¬
fenundesbleibtdahernichtsanderesübrig ,alsdenRechnungsabschluss
zusemmenzustellen .Nunfählt es denHerrenein ,daßnebendemschonbe¬
willigtenBetragnocheinNachtrageingesetztwerdensoll .Dasist inder
GeschichtederöffentlichenKörperschafteneinVorgang,derseinesgleichen
sucht .Esist wirklichungeheuerlich ,daßmanso etwasmacht .Wassoll
eigentlichmitdieserneuenPostbezwecktwerden?DerFortbildungsschul¬
at hatwahrscheinlicheinErgebniserzielt ,dasweitdarüberhinausgeht,
wasmandemGemeinderatgesagthat .ManhatdamalsvonDefizitgefahrenge¬
sprochenundjetzt stellt es sichheraus ,daßdie Beiträgehochüberspannt
warenunddahermußzweierleigeschehen.DerUeberschußsolleineMinderung
erfahrenundesmußdieBilanzeinbischenfrisiertwerden.EinVorgang,
derbeiBankenalszulassigerkanntwird ,aberbeimFortbildungsschwlrat
unmöglichist .NunhatmanimletztenJahreeinneuesFortbildungsschul-¬
gesetzgemacht,dasauchbestimmteRücklagenfürdenBauvonSchulgebäu¬
denvorsiehteNiekannessichaberdabeidarumhandeln,gewisseSchieberei
endurchzuführenundwirhabenauchgarnichtsdagegeneinzuwenden,daß
Dasist imGesetzbegründet .Jetzt wollenSieaberrückwirkend,füreine
Zeit ,dieschonvorderWirksamkeitdesGesetzesgelegenist ,einesolche
RücklageindenVoranschlageinsetzen.EsfehltdabeiauchdieGenehmigung
desStadtsenatesundGemeinderatesunddaherist dieseVorlageauchin
formalerBeziehungeingroberVerstoßIchbeantragedaher,daßdieseVor-¬
lagevonderTagesordnungabgesetztwird,undsolangezurückgestelltblembt
bis derGemeinderatsie erledigthat

CR.TäublererklärtinseinemSchlußwort,daßderFortbildungsschulrat
imJahre1922zweimalNachtragsvoranschlägebeschließenmusste .DerGe¬
meinderathatsichbereitsam . November1923mitdemFortbildungsschulrat
unddemVoranschlagbeschäftigt .DassderLandtagnochnichtdazugekom¬
menist ,darfdochdemFortbildungsschulratnichtzumVorwurfgemachtwer-¬
den .DerFortbildungsschulratist gewissenhaftvorgegangenundeswird
garnichtsverheimlicht.DieEinnahmensinddeswegengrössergeworden,
als sie imVoranschlagfestgesetztwurden ,da derFortbildungsschulrat
seinBudgetfürdasJahr1923imDezember1922aufgestellthat ,wozuer
vomFinanzministeriumdieGrundlagenerhielt .DieUmlagewurdemit25Proe
zentfestgesetztundimJänner1923ausgeschrieben.EndeMärz1923hat
dannderFinanzministerdie Erwerbssteuerverfünffacht ,so daßauchdie

UmlagendesFortbildungsschulratesentsprechendgestiegensind .Dazukommt
noch ,daßdie Eintreibungder SteuerndurchdenBundschärfergeworden
ist unddaherauchderFortbildungsschulratdie Umlagen,vorallemRück¬
ständeausdemJahr1922und1922nunmehrerhaltenhat .Eshandeltsich
hiernurumeineandereVerwendungdesGeldes,StattdassderFortbildungs
schulratUnterrichtsgegenstände,diejetztnichtbenötigtwerden,an-¬
kauft ,gibt er dieses GelddemBaufonds.

GR.Kunschakberichtigttatsächlich,daßniemalseinNachtragsvoran¬schlagnachAblaufdesBudgetjahreseingebrachtwordenist .
Beider AbstimmungwirdderAntragRunschakaufZurückstellungder

VorlageabgelehntundderReferentenantragangenommen.
PräsidentDr .DannebergerklärthieraufdieSitzungfürgeschlossen-

WienerGemeindera . t
Sitzungvom8 .Februar1924.

Bgm.SeitzeröffnetdieSitzung
Es werden eine Reihe von Gegenständen ohne Referat ange¬

nommen.SoeinGrundkaufin Simmeringundin Floridsdorf,derBericht
überdie städtischeUnfallfürsorgeimJahre1922 ,eineErgäntungder
VorschriftenüberdieDienstkleider,einSachkreditvon6525Millionen
KronenfürdreielektrischeUmformerderstädtischenElektrizitätswer-¬
stungskesselimUeberlandkraftwerkEbenfurth ,ein Uebereinkommenmit
derPost - undTelegraphenverwaltungwegenBenützungdesöffentlichen
GutesundderLiegenschaftenderGemeindezurFührungvonTelegraphen-,
Fernsprech - undRohrpostanlagen ,die Errichtungeiner Unterstationfür
diestädtischenElektrizitätswerkein Rudolfsheimundschliesslich
einAntrag ,nachdemsämtlicheDelegierungenvonVertreternderGemeinde
in wirtschaftlicheUnternehmungenmitRücksichtaufdieNeuwahldes
Gemeinderateswiderrufenwerdenundder BürgermeisterdieNeubestellung
vorzunehmenhat .

GR.BreitnerberichtetüberdieHauptrechungsabschlüssefürdaszweite
Halbjahr1921 ,sowieüberdasVerwaltungsjahr1922underklärt ,nichtin
der Lagegewesenzu sein ,rechtzeitigdieseVorlagenvordenGemeinderat
zubringen,weildieGemeindeinjenerZeitmitganzbesonderenSchwierig.
keiten zu kämpfenhatte .Es ist eine völlige UmstellungdesBuchhaltungs-¬
wesenserfolgt ,der Uebergangvonder kameralistischenzurkaufmännischen
Buchführung,dazukam,daßsichimZugederGeldentwertungSchwierigkeiten
besondererArt ergebenhaben .Manmußtezu demBudgetin Formzusammen-¬
fassender Zuschusskredite einigemale im Jahre budgetieren ,wodurchdie

Buchhaltungaußerordentlichüberlastetwurde.SpeziellimJahre1922muss-¬
tenwirunsderAbschlußartdesBundesanpassenTrotzdemkonntederRech-¬
nungsabschlußfür1922schaninnerhalbdererstenneunMonatedesvergan¬
genenJahresdemFinanzausschußunterbreitetwerden,Eswarüberausschwie¬
rigausdenHechnungsabschlüsseneinBildüberdiewirklicheGebarungzu

fürdasJahr1924einsolcherBetragfürdenBaufondseingesetztwird.gewinnen.InfolgedessenkonnteaucheinVergleichmitdenZifferndesVor-¬
anschlagesnichtgezogenwerden.DiesebeidenRechnungsabschlüsseumfassen
Zeiträume,indenensichderGeldwertsooftundeinschneidendverändert
hat ,daßmanbeijedereinzelnenPostberechnenmüsste ,wassie inGold
bedeutet ,ümdannausdrückenzukönnen ,wiesich die GebærunginWirklich-¬
keit vollzogenhat .DerReferentkonstatiert ,daßdie beidenRechnungsab-¬
schlüsse ein Aktivumergeben .Insbesonderedie städtischenUnternehmungennabengutabgeschnitten.DerReferentersuchtdenbeidenRechnungsabschlüs¬
sendieZustimmungzugeben.



GRZimmerl( ehrsoz) :DieKontrollkommissionhatgutgearbeitet,aberderHerrFinanzreferentkeineswegs.DaßwireinenimSeptember1923geringeSumme.DieGemeindehabeindieseFalleihrengrösserenBruder
fertiggestelltenRechnungsabschlusserstimFabruarverhandelnkönnen,istfürsichzahlenlassenundweiseaufihreFreundlichkeitgegenüberihreneinegrobePflichtverletzungdesHeferenten.DerGrundderVerzögerungliegAngestelltenhin.DieRücksichtslosigkeitderGebarungzeigesichbei
aufderHandDamalswarWahlzeitundWahltechnischwarmitdenRechnungs-¬
abschlüssennichtsanzufangenSiehabensichalsowienerischgesagt:Reden
wirvonetwasandern.AlsoredetenSievondenRechnungsabschlüssenerst
nachdenWahlenEswäregenügendZeitgewesendieAbschlüssenochimletztenVierteldesJahres1923zuverabschiedenBetrachtetmannundieHürumwenigüberschrittenoderinmanchenFällengarnichterreicht.
einzelnenZiffern,soergibtsich ,dassunsereBeschwerden,diewiroft
hiervorgebrachthaben,durchausgerechtfertigtwaren ,DerReferentbehauf
tetimmerwieder,daßhauptsächlichnurBesitzsteuernzurEinführungge¬

langtenunddasgroßartigeSystemBreitnerwurdeundwirdinallenTonar¬
tengepriesen .SiehtmansichaberdieZifferngenauan ,sokommt
mandarauf,daßvonden810MilliardenEinnahmenimJahre1922nurder
geringsteTeil ,nämlichkaumeinAchtel ,aufLuxussteuernentfällt ,während
derweitausüberwiegendeTeildurchBelastungderbreitenMassenhereinge-¬
brachtwordenist .RednergibtausderRechnungsabschlüsseneinigeBeispie-¬
le undsagt ,daßdaraushervorgehe,wieunrichtigdieBehauptungsei ,wo¬
nachdieSteuermaßnahmenderGemeindevorwiegenddieBesitzendentreffen
DenBankenwurden274MilliardenzurVerfügunggestelltunddieselbeTaktigantwortungseiaberfastallgemein.DasseiindiesemFalleglänzendbe
auchimJahre1923durchHingabevonmehrals500MilliardenandieGroß¬
bankenverfolgt .NachVerlesungeinigerStellenauseinerArtikelserie,
diederehemaligeStaatskanzlerRennerinderArbeiterzeitungunterdemTitel„ DerWiederaufbauunddieSozialdemokratie"veröffentlichte,erklärtjeherihrenHienstanstandslosversehenhätten ,undaufgegangenwärenin
Redner,daddieKritikRennersaufdieSteuerpolitikBreitnerszutreffe,
weilmitderUebergabevon100MilliardenGemeindegeldernandieGroßban-seienjetztGegenstandderKluturgegnerischenBestrebungendersozialde-kendieFinanzverwaltungdie,FunktionderAusbeutungderBürgerlichenundMokratischenVerwaltung.DiefünfzehnOrdensschwestern ,diedortihren
derProletarierdieserStadt"besorgt.KostbarseidieWahrnehmung,daßDiensttaten,søllendurch26weltlicheFürsorgerinnenersetztwerden
indemOrganBreitners„NeueWirtschaft"dienordisch-österreichische
Bankinseriert,dievondenSozialdemokratenselbstalsMonarchistenbanküberverdientengeistlichenSchwesternaussehenwerde.
hezeichnetwerde,WennalsoaufdiesesInserathinüberzeugungstreueRe¬
gerichtigleichtzurBetreibungeinermonarchistischenPropagandaVerwenUeberschußvon700MillionenKronengebrachthabe,eine,ganzungeheure
rischenAusdruckdieseZeitungrichtigzubezeichnen,wieichauchkeinenQuellen,nämlichderVolksvergiftungundVerdummungbezogenhabeEsgebe
parlanentarischenAusdruckfinde ,etwaHerrnBekessyoder„DieStunde"
treffendzucharakterisieren.IneinemInterviewmiteinemFranzosenläßtVerbindungstünden,dieamAlkoholkonsumnichtmehrinteressiertsind
HerrBreitnerseinerFinanzkunstgroßesLobspendenundsichgleichsamals:denGelietedesreligiös-sittlichen.HierhandleessichumDinge,
einenSchrittmacherderSozialisierungfeiern .AberinWirklichkeithütet
sichHerrBreitnerin derGemeindeverwaltungsehrwohlvorSozialisierungs-derAlkoholzerstörendeinwirktundes wäreeingroßerIrrtum ,etwazu
versuchen,Waserbishergeschaffenhatist durchwegsaufgroßkapitalisti¬
schenGrundlagenaufgebaut,FürgemeinwirtschaftlicheAnstaltenhater
nichtsübrig,dieAktienvonprivat-kapitalistischenUnternehmungensindFälledieimgroßenundganzenunbekanntblieben.Sehrgroßseidieihmlieber.DieFinanzwirtschaftderStadtWienwirdsogeführt,alsobBedeutungauchfürFamilieundBeruf.UnzähligeFamiliengehendesAlko-¬
sieeineFilialederEscomptebankwäre.SeinerzeitwurdedenMitgliederndesFinanzausschussesbeiMitteilungderSteuereingängestrengsteVerschwie-¬
genheitzurPflichtgemacht,aberineinpaarWochenhatderFinanzreferent
derTagespressedieunsalsstrengvertraulichbezeichnetenDatenüberdie
SteuereingängemitgeteiltundwirwurdenbisheutenichtderVerschwiegen-¬
heitspflichtentbunden.SoStiefelfetzenmässigeBehandlungdesFinanzaus-¬

unerträglich.schussesist unerhörtund
GR-Untermüller(chr.soz)gibtderMeinungAusdruck,daßdieVorlage

desHauptrechnungsabschlusseswirklichnurausbestimmtenGründennicht
frühererfolgtsei .Erseinämlichgarnichtdanachangetan,irgendwiemitihmStastmachenzukönnen.DievorgelegtenZiffernzeigennichtsanderes,
alsdasResultatrücksichtslosesterDrosseungallerAusgabenundderbru-¬
talstenSteigerungderEinnahmen.NachdemBilde,dasdervorliegende
Rechnungsabschlußbiete ,seidieRolledesAnklägers,indersichdieSo¬
zialdemokratenimWahlkampfesogefielen,vollständigverfehltgewesen
FürdieGemeindeistesselbstverständlichunmöglichgewesenimJahre1923
weiterabzubauen,dasie ,schonimJahre1922denAbbauvollständigbesorg :anderenerwähntenLändernschonmiteinersystematischenAufklärungbei
habe .DieAusgabenfürdasFersonalbetrugennachdiesemAbschlusse179
Milliarden,davonwären171vomStaatebeigetragenworden.Diewirkliche

stungdergemsenueseialsorundachtMilliarden,einelächelich

vielenundvielenPosten.ObessichumdieUeberführungarmerKranken,
umdieHebammenentschädigung,umGeldaushilfenanBedürftige,umKinder-¬
undJugendfürsorgeundTuberkulosenfürsorgeoderumdieBeleuchtunghand-¬
le ,überallwäredasPräliminareinderärgstenZeitderGeldentwertung

GebahrungführtRedneraus,diedieZustim¬Dasist selbstverständlicheine
mungderMinoritätnichterwartenundverlangenkönneGRStöger(chr.soz.):Selbstherrlichundreinabsolutistischwardie
Geschäftsgebahrung.RednermüsseeinenbesonderenFallausdenvielen
herausgreifen.EsbestündediescheindemokratischeEinrichtung,alleJahreausderZahldereinKuratoriumfürdasKinderhospitalinHall
GemeinderätezuwählenDreiJahreaberschonseienesseiteineSitzung
diesesKuratoriumsstattgefundenhabe,EswürdensoGemeinderatsbeschlüsse
undWahlenzueinerlächerlichenFharceherabgedrücktEinbedeutender
englischerStaatsrechtslehrerhabeeinmalerklärt,eineMonarchieohne
Verantwortungseiunmöglich.EineOligarchieodergarDemokratieohneVer

stätigtIndiesemZusammenhangemüsseauchgesagtwerden,dassdie
gegenwärtigeKührungdiesesHospitalsderAnstaltnichtzumSegensondern
vielmehrzumFluchegereiche.DiegeistlichenSchwestern,diedortseit
selbstlosesterHinopferungeigenerKraftundGesundheitandieKinder,

Eswerdesichzeigen,wiedieFrüchtedieserHandlungundHaltunggegen¬

GR. Orel(chr. soz. ):AusdemHauptrechnungsabschlußseizuersehen,
publikanerihreGelderdernordischenBankübergeben,sokönnensiefol-daßdasstädtischeBrauhausundderRathauskellerderGemeindeWieneinen
dungfinden.(HeiterkeitbeiderMinderheit.)Ichfindekeinenparlamenta-Summe,diedieGemeindeauseinerderabscheulichstenundverwerflichsten

Länder,indenendasGastgewerbedurchausnichtmehrmitdemAlkoholin
DieschrecklichenVerherungen,diederAlkoholismusverursachte,lägen
welcheimganzenKulturlebenvongrössterBedeutungsind.Wirsehen,daß
glauben,daßnurdiejenigenyonihmbetroffenwürden,diemitderPolizei
inKonfliktkämenVielärger,gefährlicherundschädlicherseienaber

holswegenjämmerlichzugrunde.ImBerufeseiendieAlkoholikeroftdie
tüchtigstenMenschen,besondersinZeiten,wo/sichdesAlkoholgenusses
enthalten.DieseZeitenwurdenaberwiederabgelöstvonwahrenTrinkor-¬
gien,diesolcheLeutesichoftmalsleisteten.ImsolchenZustandekamdieseLeutedannkeineHemmnisseundscheuenvordenschrecklichstenTater
nichtzurück.EineweiteregroßeBedeutungkommederFrageinHinsicht
aufdieGesundheitdeseinzelnenundderRassenhygienezu .Eskönnenacht
AufgabedesRednerssein,hiereinenerschöpfendenVortragdarübera
haltenunderverweisenuraufdieAusstellungen,dievonAlkohol-Absti¬
nenzorganisstionenveranstaltetwürden.DasBeispiel,dasunsdienüch-¬
ternenLänderdesNordens,wieFinntand,Schweden,Norwegen,Dänemarkund
dassonstdurchausnichtalsMusterGeltungbeanspruchenkönnende
StaatensystemdervereinigtenStaatenvonNordamerikageben,solltenwir
soraschalsmöglichnachahmen.DieTrinkerfürsorge ,diebisherganz
unzulänglichgeübtwerde,müsseausgebautundauchaufdieFamiliender
Trinkerselbsterstrecktwerden.Geschehediesundsetzemandieinden
derJugendein ,dannkönnemaneineBesserungin dieserSacheerwarten.Rednerschlagevor ,einenentscheidendenSchrittdahinzuwirkenundbe¬antrage,dieGemeindeWienhabeienUeberschußdesBrauhausesunddes
RathauskellerszurgroßzügigenVolksaufklärungüberdenAlkoholismuszuverwenden .



StR.BreitherführtingeinemSchlußwoiteaus ,dassmanbeiderKritik
derRechnungsabschlüssedenVoranschlagfür 1924heraziehenmüsse .Aus
ihmergibt sich ein klareresBildvorallemin der Kichtung ,daßdie
GemeindesteuernunbestrittenerMaßenzumgroßenTeildenCharaktervon
Luxussteuernhaben ,beispielsweisedie Wertuwachsabgabe,dieKraftwagenab
gabe ,die Wohnbausteuer bezüglich des allergrössten Teiles ,die Totali¬

illiardensateurabgabeu a ,GegenübereinemGesamtertragvon900 sind die
erwähntenSteuern mit 454 Milliarden präliminiert .Es habenals dieHälfte

derstädtischenSteuernunbestrittenenPuxukharakter,In derVorkriegs-¬
zeit schöpftedie Gemeindeihre Einnahmenhauptsächlichaus denMietzins¬
steuern ,die alle Bewohnerdieser Stadt gleichmässig belastet haben ,au - ¬
Berdemwurdendie Ueberschüsseaus denBetriebender Strassenbahn ,des

undEiektrizitätswerkesfür die notwendigeBedeckungherangezogen.
meindBratZimmerlhabebeiseinerKritikauchübersehen,daßdasPrälimi
re nochdurchdieZiffernderBedeckungzuergänzenist .Erwirftuns

vor daß wir bei der VeräußerungvonWertpapierenansehnlicheEinnahmen
haben ,also förmlichein Börsengeschäftbetreibenaber hier handeltes
sichumBezugsrechte,die in jedemeinzelnenFallederBeschlussfassung
des Gemeinderatesunterliegen .Wirstellen den städtischen Unternehmun¬
genin durchauskaufmännischerWeiseKreditezur Verfügung ,zueinem
Zinsfußvon12Prozent ,demmanwohlnichtals wucherischeAusbeutungbe¬
zeichnenkann .DieZeitschrift„ NeueWirtschaft "ist ein vollkommenunab-¬
hängigesOrgan,fürdasnichtnurich ,sondernauchandereMitgliederder
verschiedenenParteienArtikelschreiben.Demgegenüberverweiseistauf
dasBlatt „ DieBörse “ ,in der deefrüherenMinisterGürtler ,Heinlund
BundesfinanzministerKienböckBeiträgeerscheinenlassen .WennSiesagen,
daß„ DieWirtschaft"meinLeibblattist ,kannichwohlmitgrößeremRechte
behaupten ,dassdasOrgandesHerrnBekessydasLeibblattdergegenwärti-¬
gen und vergangenenBundesfinanzministerist .Es ist auch bemängeltwor¬
den ,daßwirdieSteuereingängeveröffentlichthaben .DieVerhältnissezur
ZeitderBeratungenundzurZeitderVeröffentlichungwarenaberwesent¬
lichandere .SieerfolgtehauptsächlichausdemGrunde,weiles imInteres
se derGemeindegelegenwar ,dievomBundesfinanzministervorgebrachten
BehauptungenüberungleichhöhereSteuererträgnissederGemeindeauf
dasrichtigeMaßzurückzuführen.Eskannschonsein ,daßbeispielsweise
die FürsorgeabgabeamEndedes laufendenJahres 600MilliardenErtrag
habenwerde .Aberdas wird der Ausdruckdessen sein ,daß die innereKauf- ¬
kraft der Kronesinkendist unddaßdannder Nachweiswird geführtwerden
können ,daßdengesteigertenEinnahmengesteigerteAusgabengegenüber
stehen ,Fürunswärees vielwünschenswerter,wennwirnebenderStabili-¬
sierungderKroneaufdenausländischenFinanzplätzenauchzueinerStabi-¬
lisierungderinnerenKaufkraftderKronegelangenkönnten.

Der Referent verweist auf die Verhandlungen mit dem Bund wegendes

Abgabeuteilungsgesetzesundbezeichnetdie vonoppositionellerSeite
gegendie HaltungderGemeindevorgebrachtenKritikenalsunzutreffend.
Wenndie Gemeindeim Einne des Sozialisierungsgesetzes nur Aktienvon
Aktienunternehmungenbeansprucht ,soist dasnurganznatürlichundselbst
die Minoritätwirdzugestehenmüssen ,daßdie Gemeindehiebeinicht
schlecht abschneidet .GegenüberdemVorwurf ,daß fürgemeinwirtschaftliche
UnternehmungenseitensderGemeindenichtsgeschehe,istfestzustellen,
daßwir eine ReihevonGesellschaftenauf gemeinwirtschaftlicherGrund¬
lage gegründethaben ,wiedie Genossenschaftfür Siedlungsbauten ,die
Holz -undKohleneinkaufsgesellschaft ,die WieneröffentlicheKüchenbe¬
triebsgesellschaft ,derHolzmarkt,derdeutscheVerlagzurHerstellung
vonLehrmittelnfür unsereSchulen ,dieGründungderKleingartenstelle

und in der deutlichsten Formdie Ausgestaltung der Ziegelwerke ,derAn- ¬
kaufderPorphyritwerkeandandere .GegenüberderBemerkungdesGR.Unter-¬
müller ,als ob wir förmlich aus Angst diesen Voranschlag erst jetzt zur

Diskussionstellen ,ist zusagen ,daßwirdenVergleichmitdemBunde
nichtzuscheuengehabthätten ,beidemderVoranschlagfür1921noch
nichtaufliegt .DieserRechnungsabschlußderGemeindeist am24September
1923versendetworden,zueinerZeitalso ,dadieWahlbewegungeingesetzt
hat .JedemMitgliedder Minderheitwares möglich ,die Zifferndieses
Rechnungsabschlussesin der Wahlbowegungzu benützenundes ist davonaus-¬
giebigGebrauchgemachtworden .Jedenfallshabenwir bewiesen ,daßwir

hneSanierungsaktiondesPundesundohneausländischeBeraterdasBlesch-¬
gewichtimGemeindehaushaltherstellenkonnten.WirsindalsovordenWan

len mit denZiffern in die Oeffentlichkeitgegangen ,weil wir unsbemüht
haben der Bestimmungder Verfassung ,wonach in den ersten neunMonaten
der Voranschlagaufzulegenist ,nachgekommensind .DerReferentverweist
schließlich auf die Leistungender GemeindeWienfürWohlfahrtseinrichtun¬
genfürdasSchulwesenundanderegemeinnützigeAusgabenunderklärtgegan¬
überdemGR. StögerwegendesKuratoriumsfür dasBadHall ,dashierwohl
die Fragezu prüfen ,obdiese AnstaltüberhauptnochdurcheinKuratorium
verwaltet werden ,soll ,weil ja eigentlich für das Kuratoriumkeinenlaß
zur Betätigunggegebenist .GR .Orel habe sich mit den EinnahmendesRat- ¬
hauskellers und des Brauhauses der Stadt Wienbeschäftigt undeinen
traggestellt ,dieErträgnisseausdiesenUnternehmungenzurBekämpfung

desAlkoholismusaufzuwenden .Demgegenüberist festzustellen ,daßdie
GemeindeWieneine eigeneTrinkerheilstätteerrichtet hat unddaßunsere
Partei im Wationalrate den Antrag stellte ,es möge ein Zehntel der Alko - ¬

holsteuerzur Bekämpfungdes Alkoholismusverwendetwerden ,welcherAntrag
jedochvonderParteidesHerrnOrelabgelehntwordenist ,DerReferent
ersucht die vorliegendenRechnungsabschlüssezugerehmigen.

DiebeidenAnträgewerdenangenommen,dieAnträgeStögerundOrel
der geschäftsordnungsmässigenBehandlungzugeführt .

GR. BreitnerberichtetüberdenAntragaufUebernahmedervollen
Haftungfür einenvonderösterreichischenNationalbankderWasserkraft-¬
werke - . G.WAßgewähiten Kredit in der Höhevon zwei Millionen " ollarund

beantragtdieGenehmigung .
GR. Kunschak( chr . soz . ) gibtseiner großen Befriedigung darüberAus- ¬

druck ,daß ein Wegbeschritten werde ,der von den Christlichsozialen immer
als dringend empfohlenwordensei Wäreseinerzeit ,wie es dieChristlich¬
sozialen wünschten ,für die städtischen Unternehmungender Kredit derNa- ¬
tionalbankin Anspruchgenommenworden ,dannwürdenfür die GemeindeWien
unzähligeMilliardenfrei gewäsen ,die sie heutein dieUnternehmungen
investiert hat .Die Gemeindekönnte dann mit diesen Geldern ihre Bautä
tigkeit zueinemwesentlichenTeilefinanzieren .Durchdie Aufnahmeeines
Darlehens von 140 Milliarden für die WAGwerde die Bauführung derWasser - ¬
kraftwerkewesentlicherleichtertundkönneauchbedeutendforziertwer-¬
den .Der vorliegende Antrag ist die nicht ausgesprochene aberfeierliche
Bestätigung dafür ,daß seitens der Bundesregierungeine Politkk aufdem

Gebieteder Sanierungundder Finanzenüberhauptgeübtwerde ,dieallen
Behauptungen ,daßdurchdieSanierungdieVolkswirtschafterschlagenwerde
schärfstensentgegentritt .DiesePolitik hat vielmehrauchauf dieEntwick¬
lung unseres Wirtschaftslebens ganz außerordentlich günstig gewirkt
DurchdenheutigenAntragsei aberaucherwiesen ,daßder HerrFinanzre-¬
ferent einengroßenWandelin seinemUrteil überdie SicherheitderStabs
lisierungderKronedurchgemachthabe .Esist heuteimZugedervielen
Kundgebungenfür die Sanierung ,die von den verschiedensten Seitengemad
wurden ,die bedeutendste und feserlichste gelsietet worden .DerGemeinde- ¬
rat habesich zur ganzenIdeeder Sanierungundder durchsiebewirkten

Stabilisierung der Krone bekannt und es freue die Partei des Fednersganz
besonders ,daßMännerausihrenReihendieseso herrlicheunderfolgreiche
Tat initiiert hätten .Durchdiese Stabilisierung wäredasWirt- ¬
schaftslebendesganzenStaatesundderGemeindeWienbedeutendgehoben
und aus diesemGrundewürdedie Minderheitfür den vorliegendenAntrag

stimmen .
deswegen,weilStR .Breitner(Schlußwort):Eskannwohl dieNationalbank

einemgemeinwigtschaftlichenUnternehmeneinenBetragleiht ,derdieSau
kostenfür einJahrdecktundderbis spätestens30 .Juni1925zurückge-¬
zahlt werdenmuß ,voneinemAnleihenimeigentlichen Sinnenichtgespro¬
chen werden .Es ist dies ein Kontokorrentdarlehen ,das in einer verhältnis - ¬

mässigkurzenFrist rückgezahltwird .Eswäresehrtraurig ,wenneineSa¬
nierung ,die mit dem Aufgeben der staatlichen Selbständigkeit undmit

schwerenwirtschaftlichenErisenverbundenist ,einesolcheLeistungnicht
vollbringenkönnte .Wirmachendaraufaufmerksam,daßwir eigentlichnur
einen billigeren Einsfußvonungefährsieben Prozenterhalten ,wasfür
das Jahr eine Ersparnisvonfünfbis sechsMilliardenKronenbedeu-



cet .Von irgendeinem Bekenntnis zu dieser Sanierung kann ganz undgar

nicht die Redesein .Wirstehennachwievornicht an zu erklären ,dass
diese Sanierungmit anderenMitteln ,mit inländischemKapital undohne
das Aufgeben unserer Freiheit mit dem gleichen Resultate durchzuführen

gewesenwäre .DerBauder Wasserkraftwerkewurdezu einer Zeitbegonnen,
als vonderheutigenRegierungundihrer SanierungnochgarkeineSpur
worhandenwar .Niemalshat der Bauunserer Wasserkraftwerkeausfinan - ¬
ziellenGründengestockt .DieGemeindehatnichtwenigerals 150Milliar
den bis jetzt aus ihren Geldern für den Bau ihrer Wasserkräftwerke zur

Verfügunggestellt ,die aus denzu erwartendenErträgnissenderWasser-¬
kraftabgaberückgezahltwerdensollen ,Freilich ,wennwir so unsereWas-¬
serkraft - werkeverwaltet hätten ,wie der Bunddas Spullerseewerk ,das
durchdie Interkalarzinsen unmöglichgemachtwird ,dannwäreunsnicht

zu helfen Wennauch die Verhandlungen mit der Nationalbank gescheitert

wärengsohättenwirdiese140MilliardenzurVerfügunggestellt .Der
KreditderNationalbankist unsübrigensnurfür drei Monategegeben
worden ,wir hoffenaber ,daßer bis 30 .Juni 1925verlängertwird .Wir
habeni Verpflichtung ,die Interessen der Gemeindezu wahrenundwer- ¬
dendaher ,solltederDollarsteigen ,diesenKreditauchfrüherzurück-¬

zahlen .
GR,Kunschakberichtigttatsächlich ,daßdieseAngelegenheitnicht

sobelanglossei ,wiesie derReferentdargestellthat .Datsachesei ,
daßdieGemeindejährlichsiebenMilliardenKronenerspart .Dasist
keineBagatelle.

BeiderAbstimmungwirdderAntragdesReferenteneinstimmigange-¬
nommen .

GR.SpeiserberichtetüberBezugserhöhungenderBedienstetender
städtischenLagerhäuser ,die nachdemKollektivvertragentlohntwerden.

GR .Dirisamer( chr ,soz . )bemängelt ,daßdiesenBedienstetenvon
ihremLohnaußerdengesetzlichenAbzügenauchnochdie Beiträgefür
dieOiganisationabgezogenwerden .AugeinemLohnstreifeneinessolchen
Bedienstetenist zuersehen ,daßdie für diegewerkschäftliche
Organisation ,also für eine sozialdemokratische ,gleich von derDirektion

beiderLohnauszahlungabgerechnetwerden .DieLeutesinddanitnicht
einverstanden ,sie können sich aber dagegen nicht wehren ,da sie sonst

aufdasPflastergeworfenwerden.
StR=Speisererklärt ,daßdieDirektionderLagerhäusermitteilt,

daßdieseAbzügenichtgemachtwerden.DieGewerkschaftenhabenwohl
darumangesucht ,dochwurdediesemAnsuchennicht entsprochen .DasGe¬
biet des Gesinnungszwangessollte vonder Minderheitnicht betretenwer- ¬
den ,dennsie habedengrösstenGesinnungsterrorismusausgeübt ,dieBe- ¬
dienstetenschaft ,die Lehrerschaftunddie Arbeiterschaftist durchmehr
als zwanzigJanreuntereinemungeheurenGesinnungsdruckgestanden.

GR .Preyer( chr ,soz . ) :Damalswarenes freie Menschen,heutesind
esSklaven !

StR .Speiser :FragenSie die HerrenSeitz ,GlöckelundTäubler .Sie
habendie Leutewegenihrer Gesinnungschonungsloshinausgeworfen.Heute
kannvon einemGesinnungsdruckkeine Redesein( Beifall )

GR. Haider( chr . soz . )berichtigttatsächlich ,daßdemReferenten
ein Lohnstreifeneines Lagerhausbedienstetenüberreichtwurde ,ausdem
zuersehenist ,daßdieOrganisationsabzügevonderDirektionvorgenom¬
menwerden.

DerReferenterklärt ,daßer dieseAngelegenheitüberprüfenwerde,
woraufdieBezugserhöhungeinstimmiggenehmigtwird.

StR Richterlegt den Entwurf der Bestimmungenüber die Zuerkennung
der Kunstpreise der StadtWienvor und beantrag . tdieGenehmigung

GRin. DreMotzkowendetsich gegendie Bestimmung ,wonachdasPreis¬
richterkollegiumauchKünstlerin Vorschlagbringenkönne ,welchenicht
anderKonkurrenzsichbeteiligthaben .DadurchentstehedieGefahrfür
aufstrebendejungeKünstler ,daßsie vonaltbewährtenMeisternausdem
Feldegeschlagenwerden .Esgehenicht an ,Künstlern ,die sich garnicht
umdieAnsschreibungkümmern,einenPreisförmlichaufdemPräsentiercel-¬ler nachzutragen



sisis bpschnertsiehdasiber ,dasnleitendelerdanliollelten
diein derbreitenOeffentlichkeitwirken ,in dieWählerlistenichtaufge¬
nommenwordensind weil sie bei der Begehungdes HausesvonWienabwesend
waren .Es ist wohlder ausschlaggebendeGrunddafür ihre christliche Gesin¬

nunggewesen .In der Budgetdebattewurdeauchder Fall Schlängelvorge-¬
bracht,dernochimmernichtaufgeklärtwurde.DieserMannwurderechtkräf-¬
tig samtseinerFraufürfünfJahrevonWienabgeschafftundtrotzdemin
denHeimatverbandderStadtWienaufgenommenundgelangtenatürlichauch
in dieWählerlisteWährendderWahlpropagandasinddieAngestelltender
PlakatierungsanstaltderGemeindeumMitternachtmitderPlakatierungder
sozialdemokratischenWahlplakatebeschäftigtgewesen,wodurchdieGewerbe-¬
ordnungverletztundmitdemGemeindeeigentumMissbrauchgetriebenwürde
SchliesslichbeantragtderRedner ,dassderGemeinderateineKommission
einsetzensoll ,diefestzustellenhat ,obundin welchemUmfangeineEin¬
richtungderGemeindeodereineUnternehmunganderdieGemeindebetei-¬
ligt ist ,in denDienstefer Wahlagitationfür eine Partei gestellt worden
ist .( Beifall bei denChristlichsozialen )

GR. Plaschkes( Jud .Nat . )erklärt ,einige BeispieledesWahlunfugs
gebenzu wollen .Die Judenschaft sei von Sozialdemokraten ,Grossdeutschen
un Christlichsozialen verhöhnt und verunglimpft worden .Erstere haben
sogar einen Rabbinerin vollem Grnat gezeichnet ,der diechristlichen
Führerbeschneidenwollte .( Heiterkeit )Wassie nicht gezeichnethaben ,
dassinddie armenJuden ,die nachder Seververordnungausgewiesenwurden
nicht die armenjüdischen Studenten ,die von den Hakenkreuzlernausder
Universitäthinausgeprügeltwordensind .DieHerrenChristlichsozialen

haben wegender Auslandkredite mehrKorsicht angewendet ,Immerhinwiesen
die christlichsozialen Plakate einen grosen Geldsack auf mit einemdarauf
sitzenden Juden ,obgleich Bie nicht den Nachweiserbrachten ,dassdie
auf demGeldsacksitzenden Juden gewisse Beziehungenzu derchristlichso -¬

zialenPartei haben .BundepkanzlerSeipelsandteandie Judenfaksimilier-¬
te Briefeaus ,für die christlichsozialeListe zu stimmen .Ich haltees
für würde -undehrlds einemJudenderartiges zuzumuten .Nebendiesen
allgemeinenAngriffenwurdenauchunerhörteAngriffegegendiepersönli¬
cheEhreder jüdischnationalenKandidatenerhoben .Manstellte sie alsRe- ¬
klamehelden und Streber hir ,obgleich manweiss ,welche persönliche Opfer
anExistenzundZeitsie bringen .DieVersammlungenderjüdischenWahlge-¬
meinschaftwurdenvonSozialdemokratenvielfach gestört ,ansbesondere
in der Leopoldstadtundin der Brigittenau .Mierhat auchderchrist¬
lichsoziale GemeinderatKörberjüdische Wähleraus der Listeherausrekla
miert ,Lebende als tot ,Ortsanwesende als abwesend bezeichnet ,dochist

dankder strengen Objektivität der Magistratsbeamtenin allenFällen
nachRechtundGesetzverfahrenworden .åmWahltagselbst spieltensich
unerhörte Terrorakte ab ,es wurdenjüdische Wähler unter sozialdemokra - ¬
tischer Bedeckungin die Wahllokalegeführt .

Der Bürgermeister unterbricht den Rednerund fordert ihnauf
zum Gegenstande zu sprechen .Als GR .Dr .Plaschkes fortfährt ,Einzelheiten

vomWahltagezu erzählen ,unterbricht ihmneuerlich derBürgermeister
mit demBemerken ,er könneeine Debattehierübernicht zulassen ,dahier
lediglichdieWahlkestenzurErörterungstehen.

GR. Dr .Plaschkes :Seviel darf ich wohlfeststellen ,dassdieso- ¬
zialdemokratischeParteiin derLeopoldstadtundin derBrigittenauam
Wahltagefalsche erlogene Nachrichtenin die Oeffentlichkeit brachte ,um
der jüdischen WahlgemeinschaftStimmenabspenstig zu machen .DasWahlge- ¬
setz an sich sei ungerecht ,es unterdrücke die Minoritäten undliefere
einfalschesBildüberdiewirklicheStimmungderWählerschaft.WennWien
eingerechtesWahlgesetzerhaltenwerde ,werdeRednerauchfür dieKosten
der Wahl stimmenkönnen .

GR .Bermann( SozDem. ) :DasFehleneinzelnerPersonenin derWäh-¬is
lerliste ganz gewiss nicht auf böse Absicht zurückzuführen ,Mankann
ohneweitersbeweisen ,dassauchsozialdemokratischeführendePersönlich-¬
keiten ,wieNationalräte ,in die Wählerlistenicht aufgenommenworden
sind ,weilsie bei der Häuserbegehungnicht anwesendwaren .Jedenfall
kannfestgestelltwerden ,dassdie ZahlderReklamationenbei derletz -¬
tenWahlweitausgeringerwar ,als beidenWahlen,die diejetzigeMin-
derheit organisierte Dazukommtnoch ,dass jetzt die ZahlderWähler



GR .Orel Wchresoz )erklärt vorwegentschieden dagegenWahrungeinle - ¬
genzumüssen,dassetwaJudenzuPreisrichternernanntwerdenMitjüdi-¬
scher Kunsthat das christlich - deutscheWiennichts zu tun .DieDuden
sindein FremdkörperundsolltennichteinmalimGemeinderateetwaszu
redenhaben.

GR. Schorsch( Soz .Dem. ) :Siesindja selbstkeinreinerArier ,weil
sie immermitdenHändenreden !(Heiterkeit ,in die auchGR. Oreleinstimt).

. R .Orel ( Christlichsozial )führt aus ,der Jude suchedieErlösung
in der Weltherrschaft ,in der Fleischlichkeit ,im Diesseitsstrebenund

in der Niederdrückungder ganzenchristlichen Kulturt Währenddie
KulturdesbodenständigaVolkesdie der Ueberwindung,desEntsagens
sei ,könnemanbei den Juden nur das Bestrebenalle anderenVölker
sich zu unterwerfenbeobachten .Jeder Jude suchenur imTanzeumdas
goldeneKalbsein Ideal .DieanderenarischenVölkersollenihmnur
als ObjektseunerAusbeutungundSrekulationdienen ,dafürsindsie

inmgutgenug.
Es sei so selbstverständlich ,dass der Jude se auch ganzferne
davonsei die christliche Kunstverstehen zu könnenImGegenteile
könne mansagen ,dass jeder Jude die christliche Kunst undKultur

nurhassenmüsseals seinemselbstsüchtigenIntresseentgegen¬
gerichteteMacht .Esmüssedarumauchmitaller SchärfedieZu¬
mutungabgelehntwerden ,Judenals MitbewerberoderPreisrichter
gelten zu lassen ,densie müsstensich so mit Dingenbeassen ,die
sie nicht innerlich verstehen und erfassen können .

BürgermeisterSeitzersuchtdenRednersichdemGegenstandzunä¬
hern( LebhafteHeiterkeit)

GR. Orel :lich kommeohnediesbald zumSchlusse( NeuerlicheHeiterkeit
Rednerzitiert dannnocheinigeStellenausdenMeistersängernund
schliesst mit demWunsche ,dass die deutscheKunstnicht mit Hilfeder
Judenzugrundegerichtetwerdensoll .

StadtratRichtermeint ,dassaufdie AusführungenOrelsvielleicht
beiderDebatteüberdieZuerkennungderPreiseeingegangenwerdenkann.
Gegen den Antrag der Frau Gemeinderätin Motzko ,dass nur Künstler mit

Preisenbedachtwerdensollen ,diesichanKonkurrenzbeteiligen ,spricht
sichderReferentaus ,dassvielehervorragendeKünstlermeinen,dassfür
sie ihreLeistungensprechenmüssenundsie ihreKunstnichtaufdem
Markttragenwollen.

BeiderAbstimmungwirdderAntragMotzkoabgelehhtundderRe-¬
rentenentwurfangenommen.

StadtratSiegelbeantragt,dassaufdemQuarinplatzinFavoriten
eineWohnhausanlageerrichtetwerdensollundersuchtdenKostenaufwand
von 15 Milliarden Kronen zugenehmigen .

RufebeiderMinderheit:Eswardochabgemacht,dieSitzungnach
emReferateRichterszuschliessen.

GemeinderatRummelhardt:Dannsitzen wir halt bisMitternacht!
GemeinderatBiber :Undich werdeeineeinstündigeRedehalten !
ZumWortgelangtdannGemeinderatBiber :Nachdemereinige

Sätzegesprochenunddannstockt ,sagt BürgermeisterSeitz :Mirscheint ,
der Herr Gemeinderat Biber ist schon ziemlich ermüdet . Wenner ees

wünscht,werdeichdiesenGegenstandvonderGegenstandvonderTagesord-¬
nungabsetzen,umihmGelegenheitzubieten ,indernächstenSitzungseine
Aksführungenvorzusringen.

GemeinderatBiberIchhittedarumHarrBürgermeisterdie
Sitzung zuunterbrechen .

BürgermeisterSeitz :IchtragediesemWunscheRechnungund
schliessedieöffentlicheSitzung.DierestlichenGegenständewerdenin
dernächstenSitzungverhandelt.
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Spenden für die städtischen Sammlungen .In der gestrigen Sitzung des

Gemeinderatesteilte BürgermeisterSeitzmit ,daßFräuleinDoraStelzel
die Totenmaskeunddie Biographiedes ArchitektenPaul Sprengerund
Herr Professor Wilhelm Viktor Krauss ,akademischer Maler ,das vonihm

gemalte Bildnis des Radierers Professor WilliamUngerfür diestädti - ¬
schenSammlungengespendethaben .DenSpendernwurdeder DankdesGe- ¬
meinderatesausgesprochen.

. - . - „ - . - -
DerNordbahnstegabgesperrt.DerNordbahnstegüberdenDonaustromwird
vom11 .Februaran für ungefährvier Wochenfür denFußgängerverkehr
abgesperrt ,da notwendigeReparaturendurchgeführtwerdenmüssen.

-
Ablenkungdes Bahnhofrundverkehrs.WegenArbeitenan derOberleitung
auf demMariahilfer Gürtel wird der BahnhofrundverkehramMontag ,den

11 .FebruarundDienstag,den12 .FebruarnachtsvonderNussderfer-¬
strasse überdie Linien3 und57zumGürtelgeführt .Andenfolgenden
TagenbleibtdiebisherigeAblenkungüberdieNeubaugasseundestbahn¬
strasse aufrecht . - - - -
Parteienverkehrin derMagistratsabteilungfür ApprovisionierungeFür
denParteienverkehrin der Magistratsabteilung42(Approvisionierung ),
Io ,NeuesAmtshaus,I .Stock ,wurdendrei Tagein derWochefestgesetzt .
EssinddiesDienstag:DonnerstagundSamstag.AndiesenTagenwirdder
Parteienverkehrvon8 Uhrfrüh bis 1 Uhrmittags stattfinden .Außerhalb
dieser Zeit ist ein Parteienverkehrunmöglich.

EntfallendeSprechstunde.AmMontag,den11 .FebruarentfallendieSprech
stundenbei BürgermeisterSeitz undbei demstädtischenFinanzreferenten
StadtratBreitner .. -
DieKostenderstädtischenFeuerwehrgDieGemeindeWienverfügtbekannt-¬
lich über ein Feuerschutzkorps ,das Weltrufhat .Selbst in derschwersten
Zeit hat die städtische Feuerwehr ihre Pflicht restlos erfüllt und die

Gemeindeverwaltunghat immerdie MittelzurVerfügunggestellt ,dieer-¬
forderlichwaren ,umdasFeuerlöschwesenauf einer mustergiltigenHöhe
zu erhalten .In denletzten zweiJahrenwurdendie Einrichtungender
städtischenFeuerwehrbedeutendausgebaut ,sodaßgegenwärtigderFeuer-¬
schutzin WiendenStandderVorkriegszeitweitüberschrittenhat .Der
Personalstand beträgt gegenwärtig 1079 Angestellte ,von denen999
Feuerwehrleute ,42 Feuerwehrmeister ,18 Offiziere und20 Beamtesind .
DieBezügedieser Feuerwehrbedienstetensind für das Jahr 1924mitrund
21 Milliarden Kronenveranschlagt ,wozunoch mehrals eineMilliarde
Kronenfür die pensionierten Feuerwehrleute kommen .Für den Ankaufneuer
GeräteundApparateist ein Betragvon . 3MilliardenKronenvorgesehen.

wirdeine zweiteSpezialleiter angeschafft ,die aufeinem
70 pferdekräftigen Kraftwagen montiertist und eine Höhe von 30Metern

erreicht .SolcheRiesenleiternsindimInteressederBevölkerungerfor-¬
derlich geworden ,weil durch den BauvonMansardenwohnungen ,diebis ,
jetzt verwendeten Leitern nicht mehr genügen .Insgesamt werden die Aus- ¬

gabenfür die städtischeFeuerwehrfür dasJahr1924mit33 . 8Milliarden
veranschlagt.DiesegroßeSummeist notwendig,umdasFeuerlöschwesen
in Wienauf der vorbildlichen Höhezuerhalten .

- . — .
DasEigentumsrechtandenGrabkreuzen.Vom15 . MaianwerdendieSchacht-¬
gräberder BruppenI undII in der AbteilungIXimMeidlingerFriedhof
wiederbelegt .DieGesucheumEntørdigungenvonLeichenrestenaufdiesen
Gräbernsindbis längstens30. Aprilbei der Magistratsabteilung12in
Wien,. ,Rathausstrasse9zuüberreichenundwerdenverspäteteinlangen-¬
de Ansuchennicht berücksichtigt .Nachdem15 .MaiwerdendieGrabkreuze
vondiesen Gräbernauf Kostender Eigentümerentfernt .JenePersonen ,
die ein Eigentumsrechtinnerhalbeines Jahresnachweisen ,erhaltendie-¬
se Grabkreuze ausgefolgt ,wenn sie der Gemeindedie Abräumungskostener - ¬
setzen .Jene Grabkreuze ,für die sich innerhalb eines Jahres kein Eigen - ¬
tümer meldet ,verbleiben der Gemeinde .

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . .



RATHAUSKORRESPONDEN ?
Herausgeberundvore,Redakteur.

Honay
Wien ,Montag ,den 11 .Februar1924 .

SitzummmimRathaus.IndieserWochefindetnemDienstagum10Unrvor-¬
wine Sitzung des Stadtsenats statt .Der Gemeinderatwurdefür

Freit den15 .Februarum4 Uhrnachmittagseinberufen .AufderTages
orungstentdieVerhandlungderEntwürfefürdieWohnhausbautenauf
demAlsergrundFavoritenundFünfhaus .EshandeltsichumdieEr-¬
richtungwon416Wohnungenundeiner AnzahlGeschäftslokalemit
Kosteraufwandvom4l . 8MilliardenKronen.

— . —
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- . - - - - - - . . - . - . - .. . . . . - - - - - - . - 0 -
ZweineueStrassenbahnliniengAnfangsMärzwerdendiebeidenneuen
StrassenbahnlinienüberdieSchmelzundnachInzersdorfdemVerkehr
übergebenwerdenkönnen .Die Arbeitenan diesen Linien sind soweit

vorgeschritten,daßinderletztenFebruarwochedietechnisch-polizei-¬
lichePrüfungerfolgenwirdkönnen.DieLinieüberdieSchmelzwirddie
Zahl ,erhalten und von der tief zur Mariahilferstrasse heruntegezogenen

SchleifeamNeubaugürtel,dieeinbequemesUmsteigenaufdieZügein
der Mariahilferstrasse zulässt ,über die Felberstrasse ,Schweglerstras -¬
se ,CemilloSittegasse ,Habichergasse ,Panikengasse,Rosensteingasse ,
Taubefgasse,HernalserHauptstrasse ,bis zurgegenwärtigenEndstation
der Linie V in der Hormayrgassevor der Kreuzgasse führen .Die LinieV
wirddaherüberdieHernalserHauptstrassebis zumStrassenbahnhof
Hernalsweitergeführt.DieneueLinieisteineRundlinie,fürdieder
allgemeineStrassenbahntarifgilt .DiegesamteLängebeträgt . 3km,
vondenen. 5kmneuerbautwurden.DieBaukostenbetragen. 7Milliar-¬
denKronen .ImFrühjahrsoll mitdemBauder778MeterlangenVerlän-¬
gerungdieserPinienachGersthofbegonnenwerden.Diezweiteneue
LinieführteingeleisigüberdieTriesterstrassevonderTroststrasse
bis zur Gemeindegrenzeundwird die Zahl 165erhalten .Sie ist . 3km
langunderforderteihreHerstellung. 7MilliardenKronen.Fürdiese
LiniesollderSondertarifgeltenmiteinemFahrpreisvon700Kronen,
sodaßeineFahrtvoninzersdorfbis zueinembeliebigenPunktedes
Strassenbahnnetzesnur2400KbeimSchaffnerund2300KronenimVor-¬
verkaufkostenwird.- — -
DasAbgabenteilungsgesetzimStadtsenatgHeutevormittagswurdeimWie-¬
nerStadtsenatdieDebatteüberdieHaltungderGemeindegegenüberder
Novellierungdes Abgabenteilungsgesetzesbeendet .Es wardasgesamte
Zahlenmaterial,dasbisherdenGegenstandderVerhandlungengebildet
hat ,allenMitgliedernvorgelegtworden .Auchdie Berechnungenüberdie
AuswirkungdesAntragesWaber ,wurdedenMitgliederndesStadtsenates
übermittelt .AusdiesenBerechnungenist ersichlich ,daßWienrund
einundachzigProzentderdemBundabzutretendenSteuernaufsichnehmen
soll .DiesesVerhältnisverschlechtertsichnoch ,wenndieSteuerneine
" berdasderzeitigePräliminaredesBundeshinausgehendeEntwicklungneh-¬
men ,dadanndieAenderungdesVerteilungsschlüsselszuüngunstenWiens
nochweiterwirktundder vondenübrigenLändernzu tragendeTeilneu-¬
erlich verringert wird .BürgermeisterSeitz undFinanzreferentStadtrat
Breitner legtennocheinmaleingehenddenStandpunktder Gemeindedar .
Eswurdefestgestellt ,daßden" ünschendes Bundeseigentlichnahezu
völlig durch das zuletzt formulierte AnbotWiensentgegengekommenwird .

Durchdieses Anbotwerdendie Abgabenerträgeum475 Milliardengekürzt ,

wozualleLänderundGemeindenentsprechendihresderzeitigenAnteiles
verhä tnismäßig beitragen sollen .Jetzt gehe es aber darum ,daßdie
Länder eigentlich gar kein Opfer bringen wollen ,sondern durchdie
Aenderungder Aufteilungsschlüsselfür die Warenumsatzsteuer,Getränke-¬
abgabe und Erwerbssteuer unter möglichster Annäherung an die Bevölkerungs
zahl ihren Entgang auf Wienabzubürden beabsichtigen .Dadurchwürdendie
anderenLändernocheinenabsolutenNutzengegenüberdembisherigenZu-¬
standerzielen .Schondie bis jetzt geübteBereitwilligkeitbedeutetfür
WieneinenüberausschwerenEntgang ,wasabernunnochverlangtwird,
undimKompromißvorschlagdesNationalratesWaberniedergelegtist ,
müsste geradezu verhängnisvolle Rückwirkungenhaben und zuSteuererhöhun - ¬
genführen ,die vonder Wirtschaftkaummehrertragen werdenkönnten .
Es sei dahernotwendig ,daß die WienerLandesregierungzu dieserAngele-¬
genheit möglichst einheitlich Stellung nehme .Demgegenübererklärte
StadtratKunschakausdemvorgelegtenZahlenmaterialgehehervor ,daß
tatsächlichanWienstarkeAnforderungengestelltwerden .Dasgelteauch
für denAntragWaber ,sowohlwasdas perzentuelleVerhältnis ,alsauch
was die absoluten Summenanlange .Die Minderheit billige vollständig ,

daß der Finanzreferent sich in den bisherigen Verhandlungen umdie Wah- ¬
rungderfinanziellenInteressenWiensbemühthabe .Siewünscheauch,
daßkünftigdieseTaktikbeibehaltenwerde .DieStellungderOpposition
habedaraufkeinenEinfluß ,daßin demBestreben,möglichstwenigauf
die SchulternWienszubürden ,Einigkeitnotwendigsei .DieOpposition
verstehe den Standpunktder Mehrheitundwerdeneidlos erfreutsein ,
wennes tatsächlich gelingensollte ,trotz der vorhandenenSchwierigkei-¬
ten ,diesichausderNotwendigkeitauchdieanderenPänderfürdiesen
VorschlagWienszu gewinnen ,ergeben ,wirklich möglichstvieldurchzu
setzen .BürgermeisterSeitz fasste das Ergebnisder Verhandlungendahin
zusammen,daßtrotz der Meinungsverschiedenheiten,die sich bei derEr- ¬
örterungderFinanzmaßnahmenzurPeckungdesAusfalleszwischender
Mehrheit undMinderheitergeben ,in der Frage an sich ,Einigkeitbestehe .
Es freue ihn ,daßauchdie Minderheitdie bisherige HaltungderVertre-¬
ter Wiensbillige .

- . - . - - - -
JubilarederEhe .IndervergangenenWocheüberreichteStR.Speiser
in VertretungdesBürgermeistersdengoldenenHochzeitspaarenFranz
undAloisia Hammer ,III . ,Schimmelgasse17 ,Josef undJosefineKaar ,
XVIII . ,Antoniegasse52 ,KarlundAntonieLudwig,XIX. ,Hackhofer-¬

gasse 1 ,Martin und Maria Pendl ,XX . ,Brigittaplatz 16 ,Josef und
JohannePrammer,. ,Knöllgasse7 ,JosefundThereseProhazka,XXI. ,

Lorettoplatz 5 Friedrich undMatharineSollinger ,XXI . ,Heinsich
Schindlergasse 3 und Anton und Barbara Weidinger ,III . ,Bæichgasse20

dieEhrengabederStadtWien.
- . - - - -



Aufdie Minoritätenwurdegar keine Rücksichtgenommenundes wärewohl
empfehlenswert ,aus ganz Wien einen einzigen Wahlkreis zu machen .Dann
wärendieMinoritätenhiervertreten ,NurKollegePlaschkeshabedas
Glückgehabt ,hier einenSitz zuerlangen .Aberdasmachtnichts ,einen
Hausjuden mußmanja haben .

GR.Plaschkes:Nun,ichglaube,daßichjetztbeieuchdurchden
Boselganzgutvertretenbin .( GroßeHeiterkeit).

GR .Stöger( chr . soz . )erklärt ,er habejahrelang imstädtischenWahl-¬
amteals Referent gewirkt ,aber die Führungund Vorbereitungderheurigen
Wahlensei diedenkbarschlechtestegewesen.Essei unerhört ,daßPerso-¬
nen ,die jahrzehntelang in Wienansässig sind ,in so großer Masseinden
Wahllistenfehlten ,nurdarum ,weilsie sich bei der Häuserbegehungnicht
persönlichaueisenkonnten,Ueberhauptsei gewaltigerTerrorgeübtwor-¬
den ,der oft zu grausamkeitenführet ,die nicht mehrüberbotenwerden
könnten ,So vor allem im Hausder Barmherzigkeit im - Bezirk ,wodie
Schwerkrankenstundenlangauf die Abgabeihrer Stimmewartenmussten,
weilderdortigeWahhleiterbewusstdieSiedhenundKranken,vondenen
er glaubte ,daßsie christlichsozialwählenwürden ,schikanierenwollte .
Aber unrecht Gut ,gedeihe nicht .Die Ernüchterung über den Ausgang ,der

Wahlenwerdebaldkommen.
StR Richter ( Schluswort ) :Gegendie Ansthuldigungdes HerrnStR

Kunschakmußfestgestellt werden ,der Erlaß desMagistratsdirektors
habe keinen anderen Zweckgehalt ,als den Vorgangzu beschleunigen .Damit
habeaberderMagistratsdirektornurseineF licht getanundistüber
demihmgestelltenWirkungskreisnichthinausgegangen.Esgeschehesehr
oft ,daßeineinmalAbgewiesønereinzweitesAnsuchenumZusicherung
derAufnahmein denHeimatsverbandeinbringt ,damitist abernochnicht
gesagt ,dass dieses Ansucheneine günstige Erledigungfindet .DieSache
mitderAbschaffungist ein Kapitelfür sich ,überdasmanBändeschreiben

könmte.WennjemandnichtumAufenthaltsbewilligungnachgesuchthabeund
ernunheutevonderPolizeiirgendetwasbrauchhe,sogingediesegegen
denBetreffendenmitderfhschaffungvor .Auchwennes sichumredliche
anständige Leute handeltå Was den Vorwurf der sthlechten Anlagender

Wählerlistenbeträfe ,müssemandiesenauf dasentschiedenstezurückwei-¬
sen .ImJahre1911 ,wohureinDrittelderheurigenWählerzahlzurUrne
gelassen wurden ,nur Männermit mehrals 24 Jahren ,nach einerhalbjähri -¬

genSesshaftigkeitundverschiedenenanderenVorbedingungen,gabes
42 . 000ReklamationenJetzt wärenbei dreifacherWählerzahlnur45. 000
Reklamationen gemacht worden .Das beweise deutlich die Sorgfalt inder

AnlagederWählerliøten. Wennder Vorwurfgemacht
würde,dassowenig/fürKultusbedürfnissegeleistetwürde,sodarfman
dochsagen ,dasmandochnichterwartenkönne ,manwerdeetwaeinenhohen
Betragaufwendenfür die Erfüllungeiner alten Vorschrift ,diebesteht ,
nachderalle TagevorderRatsversammlungeineMetsegelesenwerdensolle
( Heiterkeit )Im Jahre 1922habe in Wieneine Musimwochestattgefunden ,in

der für ddeKirchenmusikmehrgeschehensei ,als alle Kirchenzusammer
leisten .90MillionenKronenwerdenjährlichfür drei großeKunstpreise
vergeben ,ein Beweis ,d aß die Gemeindeverwaltung die Bedeutung der Kunst

al
zu schätzenwisseundihr derenFörderungviel gelegensei .

GR.DMPlaschkes( Jüd .Nat. )berichtigttatsächlich:DieAbschaffung
vonOstjudenist nichtimmeraufein Verbrechenzurückzuführen,sondern
erklärt /sich daher ,daß nochimmerder „Severerlas “des Jahres 1919in
Geltungsei .

Bei der Abstimmungwird der Voranschlagangenommene

VB. Emmerlingerstattet dasReferatüberdenVorshschlagderstädti -¬
schenUnternehmungenfür dasJahr1924 .DieGesamteihnahmenderUnter-¬
nehmenbetragenüber . 1Billionen ,die Personalausgaben40 Prozent ,die
übrigenAusgaben50Prozent .Auchfür dasJahr192 /werdendieErträgnis-¬
se zum Ausbau der Unternehmungenverwendet werden /Unser Grundsatzist

hiebei ,die Tarifeauf Grundder Selbstkostentheofiezu erstellenGas-¬
werk ,Elektrizitätswerk,StrassenbahnenschließenmitansehnlichenUeber-¬
schüssenab ,auchdie übrigenUnternehmungensindaktiv .UnterdemTitel
InvestitionenwerdendieUnternehmungen357Milliardenerhalten .Beim

Gaswerkwird das Hauptrohrnetzausgebaut und andere Arbeiten werdenausg
führt .DieZahlderKonsumentenwächst,auchdieVerwertungderNeben
produkteist imstetigenFortschreiten .DieöffentlicheGasbeleuchtung
hat nachihrenTiefstandimJahre1919 ,wonår 19 . 063Gasflammenin
Betriebwaren ,mit »Dezember. J .wiederdje Höhevon24,654Flammener-¬
reicht .Die elektrische Strassenbeleuchtungwurdeauf denFriedensstand
gebrachtunddarüberhinausnochverbesserft .DasstädtischeBlektrizitäts
werkwurdeerweitert ,die Zahl der Komsumentenbeträgt heute 310 . 000 ,im
Jahre 1923wurden50 . 000neueAnschlüssedurchgeführtundfür dasnächste

Jahr ist im Budgeteine Post für die Anschaffungvon 60,000 Zählernvor - ¬
gesehen .Fürdie Ausgestaltungder Werkein Ebenfurth ,Zillingdorf ,für
denAusbauder Wasserkräftesind beträchtlicheSummeneingesetzt .Beider
StrassenbahnwerdenimnächstenJahre/neueLinienfertiggestellt,be-¬
stehendeLinienversessert,darunterdieZerLinief welcheeine
SchleifenanlageKolingasse-Wasagassehergestelltwerdenwird ,Insgesamt
werden230MilliardenfürdieStrassenbahnausgegebenundobendreinnoch
335MilliardenanInvestitionsgeldernbewilligt .Darausersiehtman ,wie
sehrderVerwaltungdarangelegenist ,diestädtischenUnternehmungenzur
höchsten Leistungsfähigkeit zu bringen .Der Kraftstellwagenverkehrdurch
dieInnereStadthatsichüberraschendguteingeführt.DieFrequenzist
gunstig ,dasSystemdesFinmannwegershatsicheingelebtundwirwerden
dafürsorgen,dieInnereStadtdemVerkehrzuerschließen,wasdurcheine
VerstärkungdesAutomobilbetriebesimheurigenSommergeschehenwird .Aucl
in Jahre1936verdenvir unsere ' äniskeiterveisenkönnenauseigener
KraftdiestädtischenUnternehmungenzuführenundtrotzdemdieTarifeim-¬
meraufderSelbstkostentheorieaufubauenUnsereganzeVerwaltungzeigt ,
dasunsereBetriebeaufdaszweckmäßsigsteundwirtschaftlichsteeinge-¬
richtet sind .

GR .Rotter ( chr . soz . )hält demReferentenvor ,das die vonihmlopend
betonten Erfolge der städtischen Unternehmungenhauptsächlich durcheine

rücksichtslose Tarifpolitik und durch eine ebenso rücksichtslose Betriebs - ¬
politik erreicht wordenseien .Die Zusammenstellungder Bilanzenverrate
das Bestreben ,möglichstniedrige Ueberschüsseauszuweisen ,damitdieUn- ¬

ternehmungenmöglichstwenigSteuernzahlenmüssen.Mankönnesagen,
das die städtischen Unternehmungen an der Spitze der Steuerhinterzicher

ver die heuvrge-etegestg
wirdin derRededes UllreichzurErhöhungderGebührenfüfde
WassermehrverbraucheinAntragerwähnt,derunrichtigist ,GR-Üllreich
hatzweiResolutiosnahnträgegesfellt ,diefolgendenWortlauthaben:
DasStadtbauamtwirdbeauftragt ,mitaller Beschleunigungdarüber
Studienanzustellen ,fie dieWasserbeschaffungfürdieSchrebergärt-¬
ner ,unabhängigvonderHochquellenleitungzweckmässigdurchgefihrt
werdenkann .UeberdasErgebnisdieserStudienist demGemeindérat
unverzüglichzuberichtenDerZweiteAntraglautet :DerfStadtsenat
als andesregierung wird ermächtigt ,die Wasserabgabe AnSchreber¬

gärtnerundSiedløranbesondereBedingungenzuknüpfenundErmäs-¬
sigungenderGebührenbiszu75venHunderteinzuräjmen
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Das Siedlungsbauprogramm der GemeindeWien .In der gestrigen Sitzung
des Gemeinderatsausschussesfür Wohnungswesenberichteteamtsführender

Stadtrat Weberüber das Siedlungsprogram der Gemeindefür das Jahr1924 .
Erbeantragte,daßdieGemeindeindiesemJahreeknenBetragvon
100 Milliarden Kronenfür Siedlungszweckebereitstellen soll .Rund95
Milliarden sind für den Bau von 976 Siedlungshäusern zu verwendenund
die restlichen fünf Milliarden als Darlehen an die Gemeinwirtschaftliche
Siedlungs -undBaustoffanstalt„Gesiba "zur FörderungderErrichtung
vonSiedler -undKleingartenhüttenzu gewähren .Die976Siedlungs-¬
häuser sollen vor allem in geschlossenen Kolonien oder Gruppengebaut

und die Errichtung einzelner Häusernur in Ausnahmsfällenzuge- ¬
lassenwerden .In Favoritensind 90 ,in Meidling260 ,in Hietzing194 ,

bauen .
in Hernals 20 ,in Währing40 und in Floridsdorf 372 Siedlungshäuserzu /
Die Größe einer Siedlerstelle darf bei diesen neuenSiedlungsanlagen

350Quadratmeternicht überschreiten ,wobeiauchder HofundderGarten
eingerechnetsind .DieAusführungderBautenundihrearchitektnnische
AusgestaltunghatnachdenPlänendesstädtischenSiedlungsamteszu
erfolgen .DiesesSiedlungsprogrammder GemeindeWienübertrifft diein

denvergangenenJahrendurchgeführtenProgrammesehrbedeutend.Sowur-¬
denimJahre1921nur49 ,imJahre1922bereits352undimJahre1923
schon531Siedlungshäusererrichtet ,wozunoch144Kernhäuserkommen.
In diesemJahre wirddie Gemeindealso mehrSiedlungshäusererrichten ,
als in denletzten drei Jahren .DieAnträgedes Referentenwurdenange -

nommen . .
Die Gemeinderapariert WohnhäuserNach Anträgen desGemeinderates

Reismannwurdein der letzten Sitzungdes gemeinderätlichenAusschusses
für Wohnungswesenein Betrag von 275 Millionen bewilligt ,der für die
DurchführungvonAusbesserungsarbeitenanWohnhäusernbestimmtist .Es
handeltsich umWohnhäuserauf der Wieden ,amNeubau ,auf demAlser-¬
grund und in Meidling ,deren Eigentümernicht in der Lagesind ,die
unbedingt notwendigenärbeiten durchführen zu lassen .DieGemeinde
lässtdaherdieseArbeitenaufihreKostendurchführenundbelastet
damitdasWohnhaus.Dadurchwerden44WohnungenundzweiGeschäftsloka -¬
le ,dieinfolgeBaugebrechendem"ohnungsmarktverlorengegangenwären,
der Benützungerhalten .

—
Starke Vermehrungder Mietgaseinrichtungen .Die GemeindeWien ist be - ¬
müht ,durchdie EinführungvonMietgasinstallationendasGaszuHeiz-¬
undKochzweckenvolkstümlichzumachen.ImMonatJännerwurden124Neu-¬
anschlüsseundZuleitungenvondenstädtischenGaswerkenausgeführt.
In den letzten Monatenwurdenin 1246Häusernmit 20 . 161Wohnungen
mit Mietgaseinrichtungen versehen .Davon entfallen allein auf denMonat
änner 277 Häuser mit 4451 Wohnungen .An der Ausführung vonsolchén
Installationen wirdgegenwärtignochin 355Häuserngearbeitet ,wodurch
abermals 4774 Wohnungen Mietgaseinrichtungen erhalten werden .Im
MonatJänner wurden3264neueGasmesseraufgestellt und358Vergrößerun-¬
genvorgenommen.AuchdieZahldervondenstädtischenGaswerkengelie-¬
fertenGasgerätenimmtununterbrochenzu .SowurdenimMonatJänner
nichtwenigerals 2349Kocher ,781Bratrohre ,316Gasbügeleinrichtun -¬
gen ,183Aufsatzherdeund31 Heizöfengeliefert .

DieEinzahlungderHauspersonalabgabe.DasGesetzüberdieErhöhungder
Hauspersonalabgabewurdeam13. Februar1924kundgemacht.DieneuenAb- ¬
gabebeträgewerdendenParteienmittelsZahlungsaustragsbekanntgegeben,
gleichzeitigwerdenErlagscheineausgesendet .DieEinzahlunghatbis
27 .Februar1924zuerfolgen.

DieHundeabgabe.Am13 .Februarist das Gesetzüberdie Erhöhungder
Hundeabgabeerschienen .Die Besitzer von Hundenhabendaher dieHunde- ¬

markenfürdasJahr1924ehestenszulösen ,dadieMarkenfürdasJahr
1923 nicht mehr giltig sind und die Wasenmeisterei beauftragt ist ,Hunde

ohnegiltige Markeneinzufangen .
-
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GeggudasWegwerfenvonPapier -undSpeiseresten.DieNaturschutzstelle
desPundesdenkmalamteshatüberAnregungdesVereinesTiergartenschutz
kürzlichdarüberberaten ,wasgegendie UnsittedesWegwerfensvonPa-¬
pier -undSpeiserestenin WienundimWienerAusflugsgebietgeschehen
könne.AndiesenBeratungennahmenauchNationalratForstner,Frau
Rudel-ZeynekundBezirksratBelzlteil .EswurdeeineEntschließungan-¬
genommen,diegesterndenBundesministernDr. SchneiderundDr .Schürff
ferner demLandeshauptmannvonWienBürgermeisterSeitz unddemLan-¬
deshauptmannvonNiederösterreichDr .Bureschvoneiner Abordnungüber-¬
reicht wurde ,die Nationalrat Forstner führte und an der außer denVar - ¬
treternderdreigroßenpolitischenParteienauchderLeiterderFach-¬
stelle für Naturschutzdes BundesdenkmalamtesRegierungsratProfessor
Dr. SchlesingerundderReferentFachlehrerAmonteilnahmen.Indieser
EntschliessungwerdenbehördlicheVerordnungengegendassorgloseoft
MenschenlebengefährdendeWegwerfenvonSpeiseresten,Papier. . w.ver-¬
langt ,diestrengstensgehandhabtwerdensollenunddiegleichzeitig
die Wachorganeberechtigen ,von jenen Personen ,die Papier -undSpeise - ¬

soforteinenStrafbetrageinzuheben .Ebensosol-¬restewegwerfen,
len auch die Bediensteten der Strassenbahn und anderer öffentlicher Ver - ¬
kehrsmittelsolcheVollmachtenerhaiten .In denEisenbahnstationen ,in
denVast -undKaffeewirtschaftenderAusflugsgebieteundindenStraßen
der Städtesollenmöglichstviele deutlichsichtbareBehälterfürdiese
Abfälleangebrachtwerden .VondenUnterrichtsbehördenwirdverlangt ,
daßin derSchule ,imSchulgarten ,anöffentlichenundprivatenBeschäf-¬
tigungsstellen ,der Sinn für Sauberkeit den Kinderneingeprägtwerden
möge .Pflicht der Lehrersoll es sein ,die Kinderauf dieWichtigkeit

desNaturschutzesaufmerksamzumachen,wasbesondersbeiLehrausgängenleicht geschehenkann .DieAbordnungerhielt vonallen Funktinärendie
Zusicherungder weitestgehendenUnterstützungdieserBestrebungen.

Gemeinderatssitzung.DiefürFreitag ,den15,FebruareinberufeneSitzung
des Gemeinderatesbeginnt erst um5 Uhrnachmittags .

DieneueAutotaxe.ImRathausfandunterdemVorsitzdesamtsführenden
Stadtrates Richter eine Besprechung statt ,an der alle Interessenten

teilnahmenundin derbeschlossenwurde ,dieAutomobiltaxemitdem
7000fachenBetragder imFriedeneingehobenenNachttaxefestzusetzen.
Wiebereitsmitgeteilt ,hatdieWienerLandesregierungvorungefährdrei
WochenaufGrundvonVerhandlungenmitdenbeteiligtenGenossenschaften
dieFestsetzungeiner6000fachenMaximaltaxevorgeschlagen.Inderletz-¬
ten Besprechunghabennunvor allem die kleinen Autotaxibesitzerdarauf
verwiesen ,daßdie GaragenmietenundauchBezinbedeutendteurergeworden
sindunddahermitder 6000fachenMaximaltaxedasAuslangennichtgefunden
werdenkönne .DiegroßenAutotaxiunternehmungenerklärten bei der6000fa-¬
chenMaximaltaxezubleiben .DieLandesregierunghatheutedie7000fache
Maximaltaxefestgesetzt ,die sofort wirksamwird .Füreine FahrtzumTrab-¬
rennfahrenwirdeinZuschlagvon7000KundfüreineFahrtzumRennenwer-¬

eingehoben .DerGepäckszu¬dendrei solcheZuschläge
schlagbeträgtebenfalls7000K ,erist abernurdannzuentrichten,wenn
dasGepäcknichtimInnerndesWagenuntergebrachtwerdenkann .DerEin-¬
spännertarifbleibtunverändertundbeträgtdaherdas6000fachederim
Friedenfür NachtfahrtenbezahltenTaxe .Eskostetder ersteKilometer
mit demEinspänner 6000 K und jeder weitere Kilometer 3600 K .Auchder
Tariffür dieBenützungdesFiakersbleibtunverändert.DieZeittaxebe-¬
trägtfürdieerstenZehnminutenfahrt10,000undfürjedeweiterenZehn
Minuten7000K .EshandeltsichbeiallendiesenTaxenumHöchstbeträge,
die nicht überschrittenwerdendürfen .
r EhrenpreisderStadtWien.GesternwurdederEhrenpreisderStadtWien
ürdenösterreichischenKünstlerbunddemakademischenMaler.Hörbiger
erkannt.DieJurybestandausVizebürgermeisterEmmerling ,amtsführen-¬lenStadtratRichter ,ObermagistratsratReuttervondenstädtischenSamm-¬
ungenunddenMalernPayer - Gartegen ,Girardi ,MayundBorschke.
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EinspruchderRegierunggegendasWienerWohnbausteuergesetz .
DerBürgermeisterwurdeheutenachmittags,wenigeStundenvorderum
Mitternachtablaufenden56tägigenFrist durchein SchreibendesBun-¬
desministersfür Finanzenverständigt ,dassgegendie am20 .Dezember
1923vomWienerLandtagbeschlosseneErhöhungderWohnbausteuerEin-¬
sprucherhobenwerde. Eswirddiesdamitbegründet,dassdurchdieses
GesetzdiewirtschaftlicheEntwicklungWiensunddarüberhinausdie
ganze österreichische Volkswirtschaft gefährdet werde .Kennzeichnend

für die Behandlung,die die BundeshauptstadtWierdurchdenFinanzmi-¬
nistererfährt,istdieTatsache,dassHerrDr .Kienböckgesternerst

denWunschäusserte,esmögeihmdasdemLandtagsbeschlusszugrunde-¬
liegande und ihmbis dahin unbekannteZahlenmaterial mitgeteilt wer- ¬
den .Es geschahdies nochspät abendsdurcheine Zuschrift desMagi¬
stratsdirektors.Diedarinenthaltenen,aufamtlichenEghebungenberu-

Gebrauchgemacht.ImJahre1913betrugendieSteuern,dievonBund,Land
NiederösterreichundGemeindeWienausdenWienerHäuserneingehobenwüs-¬
den ,128MillionenGoldkronen.DerzeitbringtdieWohnbausteuer ,dieandie
Stelleall dieservielfachenSteuernundZuschlägegetretenist ,40Milliar-¬
denKronenundwürdezuzüglichdesErtragesderstrittigenNovellesichaut100MilliardenPapierkronenodersiebenMillionenGoldkronenGoldkronen
belaufen.DasentsprichtalsoeinerdurchschnittlichenValorisierungvon
nichtganz52Prozent.DieanderenBundesländerhabensichdurcheineaus¬
serordentlichstärkereValorisierungderGrundsteuerbedeutendeEinnahmen
geschaffen.InWienistdieserWegnichtnatürlichungangbar.Dienurvom
unverbautenGrundzuleistendeGrundsteuerhatsamtZuschlägenblos373.000
Goldkronenbetragen.WienmussdahernaturgemässaufdieGebäudesteuergrei-¬
fen. Esistauchbekannt,dassNiederösterreichnebeneinersehrstarkenFa
losisierungderGrundsteuerauchdie Gebäudesteuerin einemweithöheren
Umfangerhöhthat ,dievorallemdieBetriebsstättenstärkertrifft ,alsdie
Wohnungen,beideneninWienumdieProduktionzuschützen,derumgekehrte
Weggegangenwird.InWiendieErhöhungderSteuerbeidenWohnungenbas
zudemDreitausendfachendesFriedenszinsesgeht,endetsiebeidenBetriebs
stättenbereitsbeidemZweitausendfachen.DerEinspruchdesFinanzministers

hendenDatenliefernfolgendesBild:LautstatistischerAufnahmevomussnichtnurausachlichenGründenalseineunfreundlicheHandlungbe-¬
Augast1919gabesinWieninsgesamt605.590WohnungenundGeschäfts-zeichnetwerden,sondernauchdeshalb,weilererstwenigeStundenvorAblauf
lokale .Hievonstanden587. 409ineinemZinsunterdreitausendFridensdergesetzlichenEinspruchsfristerfolgtist .UeberdieswirddieWienerBe-¬
kronen.AllediesebleibenvonderErhöhunggänzlichunberührt.Betrof-völkerungnichtbegreifenkönne,dassmandieGemeindejetzt,womanihrdie
fenwerdennur18. 181WohnungenundLokale,alsdreiProzent.IndieKa-schwerstenOpferfürdieSænierungdesBundeszumutet,nochderVerfügung
tegoriezwischendreitausendundfünftausendKronenfallen9879Objek-überihreRealsteuernberaubt.EswirdderWienerLandtagschoninderaller.
te. FürsiewürdedieWohnbausteuerinderhöchstenStufe1,248.000nächstenZeitsichmitdemWohnbausteuergesetzzubeschäftigenhaben.Kronenjährlich ,gegenüber498. 000Kronenderzeitausmachen.DieStei -
gerungbeträgt also für mehrals die HälfteimHöchstfalle750. 000
Kronenjährlich.DienächsteGruppeumfasst1835Wohnungenund3749Ge-¬
schäftslokale und Betriebe mit Zinsen zwischenfünf - undzehntausend

Kronen.DiedamaligeAufnahmelässtdieGliederunginnerhalbdieserKa-¬
tegorienichterkennen.Würdenaberselbstallediese5584Objekteim

Friedenszins von zehntausendKronenstehen ,so wäre dieMehrleistung
nurfünfMillionenKronenfürdasJahr .ErstbeiderimVerhältnis
ganzkleinenZahlvonWohnungenundBetrieben ,die einenGoldzinsüber
zehntausend Kronen hatten ,kommen überhaupt nennenswerte Steigerungen

vor . Essinddies533LuzusvillenundPaläste ,sowie2185Betriebe ,vor
allemindenhöchstenSätzendieeigenenGebäudederBanken,diezahl-¬
reichenBankfilialenundWechselstuben ,die grossenVergnügungslokale,
sowieLuxusgeschäftevonder Kärnterstrasse ,KohlmarktundGraben .Der
Ertrag ,derdurchdie Novelleerzielt werdensoll undbekanntlichrest -¬
loszurDurchführungdesWohnbauprogrammsderGemeindebestimmtist ,
machtsechzigMilliardenKronenaus .Diesbedeudetdie Möglichkeitjähr-¬
lich 750Wohnungenherzustellenoderes wäredadurchdieFundierung
für Wohnbauanleihenvon . 800MilliardenKronengegeben ,wofürzehntausene
Wohnungengebautwerdenkönnen.GegenüberdemerfolgtenEinspruchist
weiterhervorzuheben,dassimWiederaufbaugesetz( Paragraph5 ,Absatz4 )

die Landesgesetzgebungengerade auf die Ausnutzungder Grund - undGe¬
bäudesteuernangewiesenwerden .Umdies im weitesten Masstun zukönnen ,
wurdendie RealsteuernvomBunddenLändernabgetreten ,die dafürja
auchteilweiseauf ihre Zuschlagsrechteverzichtethaben .Vondieser
Meichkeit hat Wienbis jotzt nur in einemganzbescheidenUmfang
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Wiener Gemeinder at
Sitzungvom15 .Februar1924.

Bgm. Seitzeröffnetum5 Uhrnachmittagsdie Sitzung .Eswird
eineReihevonGrundankäufen,sowieeinNachtragskreditfürdieTorf-¬
transportanlageimAdmonterTorfwerkderstädtischenLeichenbestattung
von60MillionenKronen,fernerderAusbaudesHochspannungsschalt-¬
hausesundder Umbauder Maschinenschaltanlageder UnterstationLeo¬
poldstadtderstädtischenElektrizitätswerkemiteinemKostenaufwand
von1440MillionenKronen ,ein Betragvon180MillionenKronenfür
einTransportautofürdiestädtischeLeichenbestattungundderBau
von Schienenanlagen an der Strassenbahnlinie in der gosensteingasse

undTaubergassezur Liniein der Hernalserhauptstrasse,der 220Millio-¬
nenKronenkostet ,genehmigt.

GR. Hieß( Soz. Dem. )berichtethieraufüberSubventionsansuchen
vonverschiedenenVereinenundKörperschaftenfür das Jahr 1923 .Der
grössereTeilderSubventionsgesuchewurdebereitswährenddesJahres
erledigt und es handelt sich nur um einen kleinen Nachtrag ,Insgesamt
hat die Gemeindeim vergangenenJahre mehrals . 5Milliarden anSub- ¬
ventionenbewilligt .

GR .Kunschak( chr . soz . ) :AlsObmanndes christlichsozialenGe¬
meinderatsklubswill ich vorerst daraufverweisen ,daßin derletzten
Gemeinderatssitzungmit demVorsitzendenvereinbart wurde ,daßnach
demReferatdes HerrnStR .Richterdie Sitzunggeschlossenwerdensoll -¬
te .VondieserTatsachehabeichals KlubobmannundhatderHerrBür-¬
germeister als nachfolgenderVorsitzender keine Kenntnis gehabt .Da- ¬

raushatsicheinMißverständnisergeben,dasdazuführte ,daßHerr
GR .Biberin seiner Redeunterbrochenunddie Verhandlungaufdie
heutigeSitzungverschobenwordenist .In der Oeffentlichkeit ,außer-¬
halb des Gemeinderates ,hat das zu der Mißdeutung geführt ,daßHerr
GR. Biberbetrunkengewesenwäre .Demgegenüberstelle ich mitallem
Nachdruckefest ,daß davonkeine Redesein kann ,absolut keineRede
sein kann .DerHerrGR .Biberwarallerdings aufgeregt ,weil ermeinte ,
es sei nun die Sitzung erledigt und er trotzdem zumWortaufgerufen
wurde .Er war darüber überrascht und empört ,daß ein gegebenes Verspre - ¬

chennicht eingehaltenwird .Ich stelle nochmalsfest ,daßdieBe¬
schuldigung,dieerhobenwordenist ,jedertatsächlichenGrundlageent-¬
behrt und mußnur mein lebhaftestes Bedauern aussprechen ,daß manin
einem Mitglied des Gemeinderates auch gleichzeitig die Würde des Ge - ¬

meinderatesso geringeingchätzt ,daßmanglaubt ,in dieserWeise ,mit
AngriffengegeneinMitglied-desGemeinderatesvorgehenzudürfen .Ich
hoffe ,daß eine solche Kampfesweisekeine Wiederholungmehrfindenwird
Nunerlaube ich mir zumGegenstand selbst kurz Stellung zu nehmen .Ich

willbemerken,daßichschonimFinanzausschußundimStadtsenatGe¬
legenheit genommenhabe ,darauf zu verweisen ,daß die uns heutevor - ¬
liegendenAnträgejenesMaßobjektiverWürdigungtatsächlicherLeistun-¬
genentbehren,dasmanvonderGemeindeverwaltunganzusprechenunbe-¬
dingt berechtigt is .DerVereinVolksleschalle ,der mit demAufwand
bedeutenderKräfte emLesebedürfnisder Bevölkerungentgegenkommt ,
hatkeineSubventionerhalten .Eswirdimmerbehaupgetmdaßdieser
Verein politische Propagandabetreibe .Der Verein hat aberselbst

überzeugen,daßdiesdarumangesucht ,die Gemeindemögesich
unrichtig ist .Ich beantrage ,daß diesem Verein eine Subvention von
10 Millionen Kronen bewilligt werden möge .Sie weisen auch einen Ge- ¬
sangsverein ab und begründendies damit ,daß Sie auch ihreArbeiter -¬
gesangsvereinenicht subventionieren .DerdeutscheVolksgesamgsverein,
den sie heute abweisen ,verfolgt vor allem den Zweckdemdeutschen
Volksliede zu seiner Bedeutungzu verhelfen .Ich beantrage diesemVer- ¬
eine eine Subventkonvoneiner Million Kronenzu bewilligen .DerVerein
für niederösterreichischeLandeskundewirdabgewiesen,weildurchdie
Trennungder Stadt WienvomLandeer für Wiennicht mehrvonBedeutung

sei .DiesscheintabernureinVorwandzuseinundichbeantrage,daß
dieserVereinebenfallsmiteinerMillionKronensubventioniertwird.

AbgewiesenwerdenauchzweiAsylvereinefür Studentenundichbeantrage
jedemdieserVereineeineSubventionvon10Millionenzugewähren.Der
Vereinfür Hauskrankenpflegewirdebenfallsabgewiesen,obwohlerwelt-¬

licheSchwesternbeschäftigt .Eshandeltsichhiersicherlichumkeine
christlichsozialeParteiinstitutionundichbeantrageauchdiesemVerein
miteinerMillionKronenzusubventionieren.DieHietzingerFreiwillige
Rettungsgesellschaftwirdabgewiesen ,obwohlsie sich der grösstenBe
liebtheiterfreut.AuchfürdieseGesellschaftersucheichumBewil¬
ligungeinerSubventionvoneinerMillionKronen.DerNaturheilverein,
derdurchseineTätigkeitsicherlichbemühtist ,denGesundheitszustand
derBevölkerungzuheben ,wirdabgewiesen.chbitte auchdiesemVer-¬
eineineMillionKronenals Subventionzugeben .Derösterreichische

Touristenklub,dersichdurchdieErschliessungdesWienerwaldesgroße
Verdiensteerworbenhat ,gehtleeraus ,obwohlderArbeitertouristen -¬
vereindieNaturfreunde,eineSubventionimvergangenenJahrevon100
MillionenKronenerhaltenhaD .Ichbeantragedeshalb ,diegleiche
SubventiondemösterreichischenTouristenklubzubewilligen.Insgesamt
handeltessichhierumeinenBetragvon135MillionenKronen,umden
sichnachAnnahmemeinerAnträgedieSummederSubventionenerhöhen
würde ,ein lächerlich geringer BetraggegenüberdemGesamtbudget.

StR .Speiser ;ImAnschlusseandie ErklärungdesHerrnKollegen
Kunschakmöchte auch ich mir erlaube ,an den Zwischenfall ,der sich in
der letzten Gemeinderatssitzungereignet hat undder in derOeffentlich-¬
keit erörtert wordenist ,einigeBemerkungenzu knüpfen .HerrKollege
Kunschakerklärt ,daßderdamaligeVorsitzendeGR.WeigleinVersprechen
gegebenhabeunddas Vereinbarungenbestandenhätten ,die Sitzungnach
demBeferatedesStR ,Richterszuschließen .HerrKollegeKunschakbe¬
findetsichmitdieserErklärungundAuffassungabervollständigimIrr¬
tum .Herr Kollege Weiglhat lediglich einen Wunschauf baldigenSchluß
derSitzungentgegengenommenundgesagt ,daßmannachdemnächstenFunk-¬
te derTagesordnungsehenwerde ,wiedieDingesichgestalten .Herr
Kollege Weigl hat auch gar keine bindende Erklärung abgegaben undVer - ¬

einbarung treffen können ,weil die letzte Instanz in dieser FrageIm
der Herr Bürgermeisterist .Wirhatten daher ein Recht über dieArt ,

wiederHerrGR,Biberhierzusprechenbegonnenhat ,überraschtzu
sein ,weilseineArtdernormalenparlamentarischenBehandlungnicht
entsprach .Wennwirklichernstlich der Wunschgeäußertwordenwäre ,wä- ¬

trotz derren wir gewißgerne entgegengekommenBisher war esüblich ,
scharfen Gegensätze ,die zwischenden zweigroßenParteienbestehen ,

Entgegenkemmenzuüben .FürdasVorgehendesGR. Biberkönnenaber
nurzweiGründebestimmendgewesensein .DerobjektiveGrund ,kann
darin gelegensein ,daßer die Absichthatte zu obstruieren .Wirhaben
alle den Eindruckgehabt ,daß Herr Biber eine Obstruktionsredehalten
wollte .DerzweiteGrundist einsubjektiverundwirwollenunsheute
durchausnicht auf seineErörterungeinlassen .Wishabenunsbisher
über die Führungder parlamentarischen Verhandlungenmit derMinderheit
stets verständigt und hoffen ,daß im Interesse einer geordnetenVer- ¬
waltungdiesauchkünftighingeschehenwirdkönnen.WasdenGegenstand
derjetzt zurVerhandlungsteht ,anlangt ,so will ich dazubemerken,
daßdieGemeindeaußerdiesenSubventionenauchnochaufandereArt
großeSummenfürBildungszweckeausgibt .DerGemeinderathatbehannt-¬
lich für armeStudentenStipendieneingeführt undes ist leichtaus
agitatorischenGründenausdergroßenMassevonSubventionsansuchen
einige herauszugreifen und Beiträge z .beantragen .
Wasdie Subventionender Naturfreundeanbetrifft ,is as bunSeibst -¬
verständlich ,daßeine Gemeindeverwaltung ,die in ihrerMehrheit
aus Vertretern der Arbeiterklasse besteht ,demArbeitertouristenverein
die Naturfreundesubventionierthabe .DieserVereintrage ganzbestimmt
auchnicht die HetzegegenirgendwelcheSchichtender Bevölkerungin
die Berge ,sondernwirkein dieser Hinsicht durchausversöhnlich .



GR. KernerUhr ,soz . )beantragt ,demVereinHauskrankenpflege ,
der sich unter den abgewiesenenVereinenbefindet ,eine Subventionvon
30 Millionen Kronenzu gewähren ,da dieser Verein eine ungemeinwohltä- ¬
tige Wirksamkeitentfalte .

GR.Paulitschke(chr. soz. )beleuchtetdieTätigkeiteinigerVer-¬
eine ,die in der Liste der abgelehnten Subventionen vorkommenundbean - ¬

tragt demLehrer - Capellachoreine Million ,denKinderschutzstationen
30 Millionen Subvention zu gewähren ,die Subvention für das Franz Josef - ¬

ambulatorium,demdiegeringeUnterstützungvoneinerMillionzugedacht
werde ,50 Millionen und demFrauenheim ,das gar nur 500 . 000Kerhalten
soll ,fünfMillionenzubewilligen.

GR. Stögererklärt ,der vorliegende Antrag sei vondem- selben
Geisteerfüllt wiedas ganzeBudgetfür das Jahr 1924 ,nämlichvondem
Geiste der Fäulnis zur Zerstörung und Zersetzung .Die Mehrheit gewähre

die Subventionen aus rein parteipolitischen Erwägungen undinsbesondere

auf dem Gebiete der Jugendfürsorge werden Organisationen unterstützt ,

die freimaurerische Tendenzenverfolgen ,darunter der Verein„Humanitas“
Die Mehrheitverweisealle Korporationen ,die sich mitJugendfürsorge
befassen an den Verbandfür weibliche Jugendfürsorge ,damit sie das
gesamteJugendfürsorgewesenin die Handbekomme.AusdiesemGrundegehe
die Mehrheitbei derVergebungderSubventionenparteipolitischvor ,
ohnesich umdas Interesse der Bevölkerungzu kümmern .Besonderskrass
trete die einseitige Bevorzugungvon Vereinenhervor ,wennmanbetrachte
wie die beiden Hausgehilfinnenorganisationen behandelt werden .Der

christliche Verbandder Hausgehilfinnenwurdemit seinemAnsuchenglatt

abgewiesen ,die sozialdemokratischeOrganisationhingegensubventioniert
obgleich sie ein viel kleineres Tätigkeitsgebiet umfasse .

DamVereinder christlichenHausgehilfinnenwurde
aucheine Wohnbausteuervon137 . 000Kvorgeschrieben .Dasist einuner-¬
hörter Parteiskandal .Ich beantrage ,daß demVereineineSubvention
von fünf Millionen gegebenwird .Der Verein Materadmirabilis nimmtsich
vorwiegendderWaisenpflegean ,Wennsie ihm10MillionenSubvention
geben ,ist das nur ein Gebotder Gerechtigkeit .Redrerstellt entspre -¬
chendeAnträge.

GR.Wawefka(chr. soz. )sagt,daßalljährlich ,wenndieSubventions
debstteabgeführtwerde ,zukonstatierensei ,daßsichdieMehrheitle-¬

diglich vonparteipolitischen Motivenleiten lasse .DerProtestder
MinderheitgegendiesesVerfahren ,sei bisherimmererfolglosgewesen.
DieGesuchewerdennurdurchdie rote Parteibrille betrachtetunddanach
die Entscheidunggefällt Rednerbeleuchtet einige Fälle undunterstützt
denAntragKunschakaufSubventionierungderVolkslesehalle.

Garnicht zu verstehensei , warumderAlpine
Rettungsausschuss eine duschaus neutrale Institution von der Gemeinde

nicht subventioniert werdesDieseRettungsorganisationmüssegeradein
den meisten Fällen Wiener zur Hilfe kommen ,es sei darum eine Selbstver “
ständlichleit ,dass sich die Gemeindeerkenntlich zeige .Rednerbeantrage

darum ,demAlpinenRettungsausschußeine Subventionvon10Millionen
Kronenzubewilligen .

GR ,Dr .Motzkoführt aus :Ausder Vorlage ersehe man ,daß21
OrganisationenundVereinemitSubventionenbedachtwerdensollen ,was
zusammenmitden38schonimJahre1923bedachtenOrganisationeneine
Zahlvon59Vereinen ,diesubventioniertwurden,ausmache,49Vereine
habemanabgewiesen .Die Gegenüberstellungdieser Zahlenzeige ,daßes
durchauskeinestolzeLeistungfür dieGroßgemeindeWienbedeute,
9 Vereinezu unterstützen .DerReferentbetonte ,daßdieSubventionen

stehs nachdemGesichtspunktestrengster Neutralität gewährtwürden
DasgenaueGegenteilonsei derFall .Rednerinbeschränkesichnur
darauf ,andrei großenBeispielendaszubeweisen .DasVolksheimauf
dereinenSeiteundderVereinVolkslesehalleaufderandernerführen
vollständig verschiedene Behandlung ,Manbetonebei BegründungdorAb¬

lehnungder SubventiondesVereinsVolkslesehalleimmerdiepartei -¬
politische Orientiertheit des Vereines .Auf der anderen Seite könne man

aberdurchausnichtbehaupten,dasetwadieLeitungspersonendesVereine
VolksheimnichtauchparteipolitischprononziertePersönlichkeienseien
Professor LudoHartmann ,Nationalrat Sever ,undnochmehereandere ,die



imDirektoriumdesVereinesVolksheimtätigsind,sindgewissausgespro-¬
cheneParteileute .AlszweitesBeispielsei anzuführendieBegensätzlicl
keitderBehandlungderbeidengroßenVerbände[Einigkeit"und„Verband
fürcheistlicheHausgehilfinnen".LetztererVerbandseiinWien
über14Jahreerfolgreichtätig ,währenddieTätigkeitder„Einigkeit"

als/einevollständigunbekanntemehreremalsschonüberhauptnichtmehrvor-¬
handeneanzusprechensei ,Fernerseihinzuweisenaufdieverschiedene
BehandlungdesVereines,Bereitschaft",derausgesprochensozialistische
ErziehungundBeeinflussungtreibeunddesMarienanstalt.DemVerein
BereitschafthabemanimverflossenenJahreeineSubventionvon25Mil-¬lionenKronendirektnachgeworfen,daderVereinumdieseSubventionbe¬

selbst nicht angesuchthabe ,Unterden MichtbedachtenVereinen/findet
sichauchderVereinMateradmirabilis,dereinziggroßartigaufdemGe-¬
bietderKinder -undJugendschutzpflegewirkt .DerVereinfürHauskranken-¬
pflege,derimabgelaufenenJahre66. 000Krankendiensteleistete ,wurde
trotzseinerungeheurenBedeutung,dieer fürunzähligeHaushaltehatte ,
nichtsubventioniert .GeradedieseFällezeigtenalle ,wiedieMehrheit
wahre Objektivität verkenntund sich nur vomparteipolitischen Erwägungen
leitenlässt .DerReichsbundderkatholischenJugend,derfürdiekörper
licheErtüchtigungundErziehungsowiefürdiegeistigeundseelische
Jugendpflegesoüberausersprießlichesleistet ,dersichin letzterZeit
auch ganz besonders in den Lehrlingsschutz ,umdie Vermittlung vonLehr¬
undKoststellenandieLehrlingekümmert,wurdeganzausserAchtgelassen.
RednerinmüsseandenGemeinderatdenAntragstellen ,diesemBundeeine
Subventionvon10MillionenKronenzugewähren.DerVereinMädchenschutz -¬
undFürsorge ,der Vereinfür Kinderschutzstationenundviele andereOrga-¬
nisationenwerdendirekt ignoriert .Rednerinstelle darumdenAntrag,
derSpitzenkorporationallerdieserVereine,demCharitasverband,eine

derformalenBe¬Subventionvon50MillionenKronenzugeben .In
handlungder SubventionsansuchenmüsseRednerinbemängeln ,daß sichhier
eineganzgewaltigeGeringschätzungdesSenatsodernurderMinderheitim
Senatzeige ,wennoftnichteinmaldieGutachtenderBezirksämtereinge-¬
holtoderentsprechendbeachtetwürden.EinesolcheBehandlungfordere
denschärfstenProtestder Minderheithefaus .DieBezirksämterhabeneinihre MeinungseivondenVereinen,diaRechtdaraufsich zu äußern ,was
imDezirkewaltenundtäcigsind .DieseformaleBehandlungist unmöglich.DieMinderheitkannnichtdui¬

den ,dassmanihrnureinenZettelvorlgtundjedeBegründungunter-¬
lässtDasisteineganzunglaublicheBehandlung,dieWiraufdas
schärfstezurückweisenmüssenSiezeigendassSievollkommenignorie¬
ren ,welcheFaktorenfür eine sachlicheFütsorgevonBedeutungsindDie-¬
seErledigungist eineParteidiktaturvonoben ,dieausderFürsorge
einInstrumentderParteipolitikmachenwill .WirwerdenIhnenaufdie¬
semWegenienmalsfolgen(StarkerBeifallbeidenChristlichsozialen)

GR. Orel( chr . soz . )beantragtdemGreisenasylderBarmherzigen
SchwesterneineSubventionvon50MillionenKronenzubewilligen.Weiters
unterstützterdenAntragaufBewilligungeinerSubventionvon100Millio-¬
nenKronenandenösterreichischenTouristenklub ,der160kmWaldwegemit
neuenMarkierungenversehenhat ,die der gesamtenBevölkerung,diedie
nächstenAusflugsgebietebesucht ,zustatten kommen.DerVereinseitrotz -¬

demmit seinenSubventionsansuchenabgewiesenworden.
GR.Preyer(chr. soz. ):ErhathaitzuwenigroteMarkierungenge-¬

macht(Heiterkeit).GR .Rotter( chr . soz . )tritt für die SubventionterungeinigerVer-¬
eineein ,dieaufderListederAbgewiesenenstehen ,insbesonderespricht
er sichwarmfüreineUnterstützungdesVereinesfürLandeskundeundfür
einehöhereSubventionandenDombauvereinaus .EsseiPflichtundSchul¬
digkeitder Gemeindeverwaltung,alle Vereinezu unterstützen ,diesich
dieAufgahegestellthaben ,dasAndenkenandiefrühereZeitwachzuer-¬
halten ,HiersolleskeineParteiunterschiedegeben.BeiderZusammenstel-¬
lungdesnächstjährigenBudgetsmögedieMehrheitaufdiesedurchausbe¬
rechtigtenWünscheBedachtnehmen.



GR.Kunschakberichtigttatsächlich:StR,Speiserführteaus ,daß
von einer Vereinbarunghinsichtlich des Schlusses der Sitzung keineRede
gewesensei und ich mich meinerseits im Irrtum befunden habe .Demgegen¬
über stelle ish fest ,daßder VorsitzendeGR .Weiglausdrücklicherklärt
hat ,es kommenochdasReferatRichterundwerdesodanndie Sitzungge-¬

schlossen.
GR.Weiglberichtigttatsächlich: WährendmeinesVorsitzeswurde

voneinen SchriftführerundvomHerrnStR .Rummelhardtan
michdie Anfragegerichtet ,wanndie Sitzung geschlossen werdensolle .
Ich erklärte ,daß nach demReferate des StR .Speiser das ReferatRichter
noch unbedingt vorgerommen werdenmüsse .

BgmeSeitz:EinMißverständnisinsolchenDingensolltewohlüber-¬
hauptnicht möglichsein ,denndie Einteilung der Sitzunghängtdurchaus
vomBürgermeisterab ,derimEinvernehmenmitdenObmännernderbeiden
großenParteien ,seine Entscheidungentrifft .Ich ersuchedarumeinfür
allemal zur Kenntnis nehmenzu wollen ,daß ein Vorsitzender ,dernur
vorübergehend den Vorsitz führt ,die Sitzung nicht ohne weiters schließen

kann
GR,HiesSchlusswort):DerHerrGR,Kunschakhatinsehranerken-¬

nenswerter Weiseerklärt ,daß die Gemeindeaus finanziellen Gründengewiß
gzwungen ist ,bei der Vergebung von Subventionen sich äußerster Sparsam - ¬

keit aufzuerlegen .Demgegenüberbekrittelte Herr GR ,Paulitschke diese
Sparsamkeit .Ich möchtedarumdie Herren und Damender Minoritätschon
ersuchen sich entweder für das eine oder das andere zu entschließen .Die

FragedesVereinesVolkslesehalletauchtalljährlichwiederauf ,Essollte
nun doch schon allen zumBewusstseingekommensein ,daß einVergleich
dieses Vereinesmit demVereinVolksheimoderdemVolksbildungshausnicht
zu machenist .Wirsubventionierendie genanntenVereinenicht ,weilsie
eine Bibliothekunterhalten ,sondernweil sie in großemAusmaßeKurse
veranstalten ,in denenbreitesteSchichtenderBevölkerung,diewegen
ihrersanstigenBeschäftigungnichtGelegenheithaben ,sichdemStudium
zu widme ,dieses ermöglicht wird .Wasden Verein derHauskrankenpfløge
betrifft ,will ich durchausnicht ableugnen ,daßdieser Vereinvielleicht

ganzgewaltigesauf demGebietder Krankenpflegeleistet .Ich willaber
zugleich konstatieren ,daß dieser Vereinein Statut besaß ,das derGe- ¬
meindeim Vereineeine Vertretungzusicherte .DerVereinhat nunsein
Statut geändertundso eineVertretungder GemeindeinnerhalbdesVerei -
nesunmöglichgemachtEsist selbstverständlich ,daßdie Gemeindedie-¬
se gegensie gerichtete Feindesaligkeit nicht mit GewährungeinerSubven
tion beantwortenwird .Wasdie Subventionder Naturfreundeanlangt ,hat - ¬
te ichschonseinerzeitGelegenheitdaraufhinzuweisen,laßes sichhier
darumhandelte ,denNaturfreundenUnterstützungzugewährenbeiihrer
BestrebungHüttenzubauen ,dasonstZehntausendevonWienerTouristen
ddeder Arbeitsklasse angehören ,wegender feindseligen Abschliessungvon

SeitederanderenTouristenvereinigungenkeineUnterkunftsmöglichkeih
bei ihren Tourenfindenwürden ,WasdenAntragder GRin .MotzkodenCha-¬
ritasverbandmit50MillionenKronenzu subventionieren ,betrifft ,muß
chsekneAblehnungvorschlagen,dadieserVerbandumeineSubvention
garnichtangesuchthatunddieGemeindesolchenOrganisationenüber¬
hauptkeineSubventiongibt ,sondernder Verbandfür freiwilligeJugend
fürsergeausgiebigsubventioniertwirdunddieihmangeschlossenen
Vereinezuunterstützenhat .DerCharitasverbandist aberausdiesem
Jugendfürsorgeverbandausgetreten,wasdochnichtderGemeindeden
Anlaßbieten darf ,ihi gesondert zusubventionieren .
Der Alpine Rettungsausschuß wurde deshalb nicht gesondert subventionier

weil wir ihn an denSportaausschußder Gemeinde ,als diezuständige
Stelle ,gewiesen haben .Er ist also nicht abgewiesen worden ,sondern
wird vomSportausschuß behandelt werden .Die heutige Minderheit

solltesichhüten ,überdiegegenwärtigenSubventionsveriei-¬
hungenvomparteipolitischenStandpunktzusprechen,Ichwäresonst

über die Subventionsverleihungen unter dergezwungen,
istlichsozialenVerwaltungzusprechen,wasderOppositionsicher-¬

lich nicht angenehmsein dürfte .Ich bitte die AnträgederMinderheit
abzulehnen und die Anträge des Stadtsenates zugenehmigen .Bei der Abstimmungwird der Referentenantragunverändertange- ¬

nommenund die Anträge der Minderheit abgelehnt .



tet über einen Grundtausch zwischen demBriegsge - ¬Gk otesaSen
geschädigtenfonds,demWienerBürgerspitalfondsundderGemeindeWien
undbeantragg,dassdemKriegsgeschädigtenfondsdasdemBürgerspital-¬
fondsgehörigeGutSpitz an der Donauüberlassenwird ,derBürgerspi-¬
talfondsdafürvonderGemeindeeineReihevonLiegenschaftenerhält

die GemeindevomKriegsgeschädigtenfondsdas Hausin derLerchen¬
felderstrasse 1 unddas ehemaligeHofwaschhausin derFranzensbrücken -¬
strasse bekommt.

Die Anträge werdenöhne Debatteangenommen.
GR .Koprivabeantragt ,dassdie ehemaligeStellwagengarageinFavori-¬

ten neu verpachtet werden soll und legt den Pachtvertrag vor .

GR .Untermüller( chr . soz . )verweistdarauf ,dass in diesemPachtvertrg
die Mietein Goldkronenfestgesetztwordenist ,währenddieSozialdemo-¬
kratenvor der Wahlgegendie Goldmietegekämpfthaben .Unmittelbarnach
der Wahlist also das Gegenteil eingetreten und die Mehrheit desGemein
derateskommejetzt mitdemGoldkronennins .Freilichgeschiehtdiesnur
auf der Einnahmenseiteunddieser Vertragzeige ,dassdie Gemeindebei
der Festsetzung dieser Goldmietegar nicht engherzig gewesenist ,son¬
dernvonJahrzuJahrentsprechendeSteigerungenvorgesehenhabe .Da¬
durcherleidedasMieterschutzproblemeinenstarkenStossundeswäre
interessant zu erfahren ,warumTheorieundPraxissich so starkverän-¬
dert haben .

DerReferenterwidert ,dassbeiderletztenVerpachtung,dieimJah-¬
re 1919erfolgte ,GemeinderatBibersich überdenviel zuniedrigenZins
mokiert habe ,währendjetzt ein anderer christlichsozialer Gemeinderat

dieMietezuhochfinde .ErwäredochbesserdiesderUnternehmungzur
Beurteilung zu überlassen ,die sicherlich ihre Interesen zu wahrenver - ¬
stehenwird .Dasdie Gemeindebei diesemPachtvertragkeinerleiHinter-¬
gedankenmit demMieterschutzproblemhatte ,brauchtwohlkaumgesagtzu

werden .
Eswirdhieraufder Pachtvertraggenehmigt .
GR. Fischerberichtet ,dassdemstädtischenElektrizitätswerkim

Jahre 1923 eine Summevon 40 . 750Millionen Kronen für 78 . 000Elektri - ¬
zitätszählerbewilligtwordenist . FürdieseZählersei nuneinNach¬
tragskreditvon466 ' 6MillionenKronenerforderlich ,dessenBewilligung
erbeantragt .

GR. Schelz( christ . soz . ) erklärt ,dass gegen diesen Betragnichts
einzuwenden sei Es sei aber bemerkenswert ,dass die gegenwärtige Verwal - ¬
tung erst nach vier Jahren ,als die Wahlenknappvor der Tür standen ,die
se Zählerangeschaffthabe ,währendfrüher nur Pauschalanlagenerrichtet
wordensind ,die für die Bevölkerungeine Riesenlast bedeuteten ,danie - ¬
mandso viel verbrauchenkonnte ,als er bezahlenmusste .NachdenWahlen
geht es wieder langsamermktder Zähleranbringungund gegenwärtigsind
noch immer zehntausend Pauschalanlagen vorhanden .Eine grosse Ungerech¬
tigkeit an den Siedlern darf wohl nicht übersehen werden ,die darin lieg

dassdie 270Siedlerauf demRosenhügelsich die Zählerselberbezah¬
len müssen ,ihr StromkonsumvondenElektrizitätswerkendurchdreiHaupt
zähler gemessenwird ,währendsich die Siedler ihren Einzelkonsumdurch

privateAbleserfeststellenlassenunddafürnochseparatzahlenmüssen
AlleMenschenin WienerhaltendieStrassenbeleuchtungumsonst,dieSied
ler müssenaber für die Beleuchtungihrer Siedlung selbst zahlen .

Der Referent teilt mit ,dass die Zählerfabriken nicht so rasch lie - ¬
fern können ,als dies notwendig wäre .Gegenwärtig sind siebentausend An- ¬
schlüsse noch fertigzustellen .In der Siedlungsanlage auf demRosenhügel
sei eine andere Formder Stromkonrtolleunmöglich ,übrigens sind dortal - ¬

le UebereinkommenimengstenEinvernehmenmitderGenossenschafterfolgt
DerAntragwirdsodannangenommen.



FR .SiegelbeantragtdenbekanntenWohnhausbauaufdemQuarinplatzinFa¬
voriten .
GR .Biber ( chr . soz . )erklärt ,dass GemeinderatKunschakbereits zuBeginn
der Sitzung in einer Erklärung den Standpunkt der Minderheit zu demVor- ¬
kommnisin der letzten Sitzungdargelegthabe .Eseräbrigtsichdaher ,
weiter in die Sacheeinzugehen . Wendas vorliegendeWohnbauprojektan- ¬
langt ,so muss frei und offen zugegeben werden ,dass es eine glückliche

lösung der gestellten Aufgabeist .Die beiden Architekten habendamit
einenhhhenBeweisihrer TüchsigkeiterbrachtDieRaimausnützung ,dieGe-¬
staltungder Wohnräume,die Lösungder FragedesVerkehrsmussalsüber-¬
ausglücklichbezeichnetwerden.DerReferenthatunrecht,wennermeint,
dass die Opposition nur rede ,um zu kritisieren ,dieses Beispiel zeige

deutlich das Gegenteil .Es wäre daher zu wünshen ,dass Anregungender

Minderheitauchbeachtetwerden.
GR. Orel(chr. soz. )Essollenin diesemBauwiedersiebenhundertbis

tausendMenschenwie in einemKaninchenstallzusammengepferchtwerden.
Dieser Zustandist aber unwürdig .Jeder der arbeitet ,hat einwohlbe-¬
gründetesRechtauf ein eigenesHaus .Solcheriesige Steinbautenkönnen
nur aufgeführt werden ,von einer Verwaltung ,die nichts anderes als Her - ¬

renmenschenbrauchenkann ,Keinfreier Menschwird in einer solchenMiet- ¬
kasernefreiwilligundgernewohnen,NamensderkommendenGeneration
mussgegendiese Bautenschärfstens protestiert werden .Für dieSied-¬
lungsbewegunggibtdieGemeindevielzuwenigKredite,wasdarinbe¬
gründetist ,dassSiefürchten ,dieMenschendannausIhrerGewaltzu
verlieren.IchkannfürdiesesProjektnichtstimmen.

GR .Siegel erklärt ,dass auch bei der Mehrheit ausgesprocheneFana¬
tiker desFlachbauessind ,dieseFrageist nochnichtentschaeden.Wurde

n die WünschedesGemeinderatesOrelwegenderSiedlungenberück-¬
Nichtigen,dannbrauchtmandazueineFläche,diesogrössseinmüsste,
als die BezirkeOttakringbis einschliesslich DöblingundnochFlorids -¬
dorf dazugenommen.Die Gemeindewird in diesemJahre 1200Siedlungs-¬

zäuser bauenundbeweistdamit ,dass sie durchausnichtsiedlungsfeind¬
lich gesinntist .

Bei der Abstimmung wird der Referentenantrag angenommen ,

GR .Siegel beantragt denBaueines grossenWohnhausauf demAlser¬
grund .

GR. Orelbemerkt,dassdieGemeindedenSchrebergärten,derenGrün-¬
desie zumWohnhausbaubrauche ,sogarmitdemWasserentzugdrohe ,wenn
sie auf einer Ablösebestehen .Essei dies in der FelixMottlstrasse
der Fallgewesen.

GR ,Schleifer ( soz . )erklärt ,dass auf demAisergrundviele alte

Häuserstehen ,die längstschonbaufälligsindundes sei derchrist¬
lichsozlalen Verwaltungniemalseingefallen helfend einzugreifen .In
der Pazellangasse werde jetzt das grosse Gebäude des Ministeriums

Arbeiten
für öffentlichefrei unddie Bevölkerungerwarte ,dassdiesesGebäude
für Wohnzweckeverwendetwerde ,damit vor allem wohnungssuchendeEi - ¬
senbahnerunterkommen .

NachdemSchlusswortdesReferentenwirdderAntragangenommen.
GR. Siegelbeantragthierauf ,dassaufderSchmelzein grosserWohn¬

hausblock ,neunHäuserumfassend,errichtetwerdensollundbemerkt,dassdie
PlänevondenMünstlerndesStadtbauamtesausgearbeitetwordensind ,die
wirklichvorbildlicheArbeitgeleistethabenundihrenKollegeninder
frekenKunstvollkommenebenbürtigsind .

GR .Orelbemängelt ,dassan der Vorlagegegenüberderletzten
SittungVeränderungenvorgenommenwurden,durchdieeinigegrössereWoh-¬
nungenwegfallen.Esfreueihnübrigens,dassheuteeinmaleinMitglied
derMehrheitredendurfteundwerdeerdieseRededazubenützen,umüber
einigeWohnungsschiebungenzureden.AuchGemeinderatSchleiferhabeseit
seinemEinzugin das Wohnungsamtseine Wohnungvergrössert .Nochbesser
wirtschafteaberBezirksvorsteherKlepell,dersichgleicheinganzes
Schlossfür seine Parteiheimesicherte unddort auchwohnt .



Bogen7

DRednerbehauptetdann,daGimCzartoryskischlösseleinigeWohnun¬
gen nur deshalb für baufällig erklärt wurden ,umdie alten Parteien
herauszubringenunddafür andereeinzusetzen .BezirksvorsteherKlepell
habe mit den Geldern ger ganzen Pevölkerung aus diesem Schloß für die
sozialdemokratische Partei ein Heimgeschaffen .Dazuwurdeaber auchdas
Geld der Gemeindeverwendet .Städtische Beamtehaben Arbeitslöhneausge - ¬
zahlt ,städtischeWagenwurdenbeidemBauverwendetundauchsonster-¬
freute sich dieser Bau der grössten Unterstützung derGemeindeverwaltung.
Eswirdsogardavongesprochen ,daßein ganzesJahr hindurchder fürdem
AntriebvonMaschinennotwendigeStromentnommenwordenist ,ohnedaß
dafür auch nur ein Heller bezahlt worden wäre Es wurde mir auchjede

Akteneinsichtverweigert.WerdaderSchuldtragendeist ,mußdochfest-¬
gestellt werden .Es handelt sich hiereine Korrup-¬
tion ,wienurmitdemFallZeignerverglichenwerdenkann.Wennauch
nurderzehnteTeil dessen ,wasmandemBezirksvorsteherKlepollvorwirft ,
wahr ist ,

Adannmußer verschwinden .Rednerstellt schließlich denAntrageinege- ¬
richtliche UntersuchungüberdiesenFalleinzuleiten .

Bgm. Seitzteilt mit ,daß nach der Verfassungjeder Gemeinderatdas
Rechthat in AkteEinsickt zu nehmen ,die in demGemeinderatsausschuß,
demderGemeinderat angehört ,verhandeltwerden .Dieswurdeauchdem
HerrnGR ,Orelmitgeteilt .

GR. Linder( Soz .Dem. ) erwidertauf die Angriffe des GR. Orelgegenden
BewirksvorsteherKlepell .Ersagt ,er wollenichtuntersuchen ,wieviel
christlichsozials Gemeinderäte in den letzten Jahren ihre Wohnungenge - ¬

wechselthaben ,solcherein persönlicheAngelegenheitenzu Angriffenin
deröffentlichenGemeinderacssitzungzubenützen ,bliebdenChristlich-¬
sozialenvorbehalten .DasCzartoryskischlösselwurdevonderfrüheren
christlichsozialenVerwaltungderartvernachlässigt ,daßeseinzustürzen
drohte .Fußboden und Fensterstöcke wurden davon getragen und die ganze

Anlage machte einen trostlosen Eindruck .Nunhat sich eine Scharbraver

undfleißiger Arbeitergefunden ,die dieses Gebäudefür dieJugendfürsor-¬
gerettenwollten .HundertedieserbravenLeutehabentäglichnachBe-¬
endigungihrerBerufspflichtendieschwestenArbeitengeleistet ,sieha¬
benihre freien Samstagnachmittage,ja sogarjedenSonntagdazuverwen-¬
det ,umaus der Ruineeine Heimstättefür die Jugendzu schaffen .Eswur¬
de auchgefragt ,woherdasGeldfür die Bauarbeitengekommenist wobei
manes nicht unterlassenkonnte ,der EhredesBezirksvorstehersnahezutre-¬
ten .Ich stelle fest ,daß eine Opferwilligkeit ,wie sie eben nurSozial - ¬
demokratenaufbringenkönnen ,diesesWerkermöglichthat .DieArbeiter
habennicht wenigerals 104000unentgeltlicheArbeitsstundengeleistet
unddadurchwares möglichdie Bauschädenzubeseitigenundein Heimzu
schaffen ,aufdasderBezirkWähringheutestolzseinkann .Indiesem

Heimsindauch13Wohnungengeschaffenworden .Wasdie Vergebunganlangt,
so kannder Vorwurfeines parteiischenVorgehensernstlich kaumgemacht
werden ,es sei denn ,daß die Minderheit ein solches Vorgehenzuverant .
worten hätte .Alle Wohnungenin diesem GebäudewurdenvomWohnungsamt
vergebenund in der Kommissionssitzungwar auch einchristlichsozialer
Mandataranwesend ,der zustimmte .BezirksvorsteherKlepellhat nurauf
Drängendes Vereineszur Erhaltungdes Jugendheimes ,dessenPräsident
er ist ,in diesemGebäudeeine Wohnungerhalten ,die übrigensnuraus
zwei Zimmernbesteht .Der Redner verliest dann mehrere amtliche Proto¬ - ¬

kolleüberdenZustanddesCzartoryskischlössels ,ausdenenhervorgeht,
daß dieses Gebäudevonder Einsturzgefahrbedrohtwar ,so daß diealten
ParteienihreWohnungenverlassenmussten.

GR.Orel(chr.soz.)erklärt,daß die schadhaftennölzenen
Trägerin diesemGebäudebis heutenochnicht ausgewechseltwordensind .
Ueberdie unberechtigteStromentnahmehabeer keineAusklärungerhalten .
Eswurdeauchnicht gesagt ,daßvomStadtbauamtein Beanterzugewiesen
wordenist .Bei Bezirksvorsteher Klepell habe es sich umeineWohnungs- ¬
verbesserunggehandelt.

BezirksvorsteherKlepell( Soz.Dem. )teilt mit ,daßerimCzartorys-¬
kischlösseleineZweizimmerwohnungvomWohnungsamtzugewiesenerhielt ,
und/dafür seine Wohnung ,bestehend aus Eimmer ,Kabinett und Küchedem
Wohnungsamteübergab ,in die eine tiegerwitwe mit sechs Kinderneinzog .
Manhätte könnendie alten Parteien ohne weiters delogieren ,da dieWoh- ¬
nungenzusammenzustürzendrohten .Der Redner bespricht nunausführlich ,
wie die frühere christlichsoziale GRin .Kurzbauer ,die in diesem Gebäude

eine Ausspeisung geführt hat ,wirtschaftete .Die Gemeindeerhielt weder
eineMiete ,nochwurdedasGebäudeinstandgehalten.Esist dahersehr
sonderbar ,wennmanden Leuten ,die aus demverfallenden Schloßeinpräch¬
tiges Heimgeschaffenhaben ,Vorwürfemachtundsdegrundlosvardächtigt.

Gegenwärtigwerden täglich in diesem Jugendheim1700 Kinderausgespeist ,
was in einer Küchegeschehe ,die durch freiwillige Arbeitsleistungenge¬
bautwordenist .

GRin ,Motzko( chr,soz . )stellt fest ,daßmanin Währinganfangsge- ¬
glaubthabe ,dasCzartoryskischlösselwerdeeinHeimfüralleKinderwer-¬
den ,währendes aber jetzt nur ein Parteiheim und ein sozialistisches Kin- ¬

derheimsei .Darin liegt der Vorwurf .Die Angriffe gegendie frühereGRin .
KurzbauerseienunbegründetundirgendwelcheVorkommnisse,diezur
Kritik Anlaßgebenkönnten ,nicht zuverzeichnen

GR. Siserschildertdie„Schloßwohnung "desBezirksvorstehers
Klepell ,die er nochseine alte Mutter hineingenommenhat unddie
nichts wes ist ,als eine richtige Proletarierwohnung.Esbli
demHerrOrelvorbehalten,derartigeVerleumdungenauszustreuen
Esmagdasfelleichtdaraufzurückzurührensein ,daßdiechristlich¬
sozialePartei sich nochimmernichtdarüberberuhigenkönne ,daßsie
auchin WähringbeiderletztenWahldurchgefallenist ,Esseiuner
höit ,daß maneinen Mann ,der aus demArbeiterstand aufgestiegen ist

unddieTatkraftaufgebrachthat ,einsogroßesWerkfürdieJugendzu
schaffen ,derart beleidige .Er hoffe ,daßauch nichtalle
christlichsozialenGemeinderätedasVorgehendesHerrnOrelbilligen

werden.
GR.KunschakmeintdaßGROrelkonkreteAnklagenvorgebrachthat,

mitdenensichdochderGemeinderatbeschäftigenMüsse,Freilichliege
einIrrtumvor ,wennGR,Orelmeint ,daßeinegerichtlicheUntersuchung
eingeleitetwerdenkann .EinesolchekannderGemeinderatnichtbe¬
schließen .DerGemeinderatkannaber aus seiner MitteeineUnzersuchungs¬
kommission wählen ,die den Sachverhalt zu überprüfen hat ,Sicher sei ,

daßindiesemGebäudesozialdemokratischeOrganisationenihrenSitzhaben

Damitist dieDebatte,diesichoftsehrstürmischgestaltete,
beendet .DerReferenterklärt ,daßera uf ein Schlußwortleichtverzich-¬
ten könne ,da zudemReferatüberhauptnichtsgesagtwurde .Eswird
hieraufderReferentenantragangenommenunddieSitzungum1Uhr10Mänu
tengeschlossen
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Wieviel Wohnungenhat die GemeindeWienim Jahre 1923gebaut ?DerRück- ¬
gang der Arbeitslosigkeit in den Sommermonatenwar fast ausschließlich
auf die umfangreicheBautätigkeitder GemeindeWienzurückzuführen.In-¬
folgederlangandauerndengünstigenWitterungkonnteandenBautenderGe-¬
meindebis in denSpätherbsthineingearbeitetwerden ,so daßsehrbedeu-¬
tendeBaufortschritteerzieltwurden.GebautwurdenimJahre1923ein-¬
schließlichderGemeindesiedlungenin Simmering,HietzingundFloridsdorf
399Häusermit3310Wohnungen,die 6972Wohnräumeenthielten .Dazukommen
noch786Siedlungshäuser ,die imJahre1923durchdieGenossenschaften
mitMittelnderGemeindeWienerrichtetwurden .Diese786Siedlungshäuser
enthalten3144Wohnräume,so daßeinschließlichderHochbauten
3096Wohnungenmit10 . 116Wohnräumengeschaffenwurden .DieverbauteFlä-¬
cheumfasstebei HochbautenundSiedlungsbauteninsgesamt521. 885Quadrat-¬
meterunddie tatsächlichüberbauteFlächebetrug89 . 181Quadratmeter.
InseressantsindeinigeZahlenüberdieMengedesBaumaterials,daszur
HerstellungdieserzahlreichenWohnbautennotwendigwar ,Sowurdennicht
wenigerals35,683. 000StückZiegelerbaut ,vondenendergrössteTeil,
nämlichmehrals 26MillionenaufdieHochbautenentfiel .FürdieSied-¬
lungenwarenaußerdemnoch786. 000Strangfalzziegelund320. 000Betonhohl-¬
steineerforderlich.DieZementmenge ,diefürdieseBautenverbraucht
wurde,betrug14,739. 500kgundanKalkwaren7,688. 800kgnotwendig.Wie
sehrdieseBautätigkeitauchaufdenRückgangderArbeitslosigkeiteinge-¬
wirkthat ,zeigtdieZahlderAzbeitsstunden ,diegeleistetwerdenmussten,
umdieseWohnhäusererrichtenzukönnen.BeidenWohnhäusern,dieaus-¬
schließlichvonderGemeindeerbautwurden,waren9,150. 000Arbeitsstunden
undbeidenSiedlungsbauten ,ausschließlichdervondenSiedlernselbst
geleistetenArbeiten,2,688. 120baugewerblicheArbeitsstundenerforderlich.
DadieGemeindeWienindiesemJahreungefährsiebentausendWohnungenneu
errichtenwird ,sowirdungefährdiedoppdte ZahlvonArbeitsstundennot-¬
wendigseinundauchdie MengedesBaumaterialswirdsichummehralsdas
Doppeltesteigern .EswirdalsoindiesemJahrenichtnurderWohnungssu-¬
chendenBevölkerungeinegroßeZahlvonWohnungen ,sondernauchdenAr-¬
beitslosen Arbeit undVerdienstdurchdie Gemeindeverschafftwerden-

GoldeneHochzeit.Am21. FebruarwirdderpensionierteOberbauratKarl
SchündlerseinerGattinKonstanzein Waidhofena . . Ybbs,woerseit

seinerPensionierungwohnt ,diegoldeneHochzeit/gehen.OberbauratSchünd
ler warvieleJahreMitgliedderOberdöblingerGemeindevertretungundhat
sich durchsein WirkengroßeVerdiensteumdieseehemaligeVorortegemeinde
Wienerworben .DemJubelpaarstehenzu seinemEhrentagemehrfacheEhrungen. - . . - 0bevor .
Titelverleihung .DerBundespräsidenthat am . FebruardemBezirksschulin-¬
spektorJosefWashuberin WientaxfreidenTiteleinesRegierungratesver -

liehen .
Lichtbildervortrag.DieWienerLehrersektiondesAlpenvereinsveranstaltet
am 22 . Februarum 8 Uhr abends im „ Weingartl “VI . ,Getreidemarkt 3 ,einen
Lichtbildervortrag über den Yellowstone Nationalpark in Nordamerika ,Vor - ¬
tragender Architekt FranzKupka .

AusdemRathauseInderkommendenWochefindetamDienstag,den19.Fe-¬
bruar um10Uhrvormittagseine Sitzungdes Stadtsenatesstatt .

Jubilare der Ehe .In der vergangenenWocheüberbrachte StR .SpeiserinVertretungdesBürgermeistersdemgoldenenHochzeitspaareEngelbert
undRosineSchnorr ,XIX . ,Sievringerstrasse 86 die Ehrengabeder

. - . - . - . - . - . —. - .GemeindeWien .
Verstärkter Bäderbetrieb .Vom19,Februar an sind das städtische Jörger - ¬
bad und das Theresienbad auch jeden Dienstag geöffnet .Diese beidenBade- ¬
anstalten können an diesem Tage von 2 Uhr nachmittags bis 7 Uhrabends

benützt werden .Die Bevölkerungwird aufmerksamgemacht ,daß essich
empgiehltdiestädtischenBäderindenerstenTagenderWochezubesu-¬
chen ,dagegenWochenendederAndrangbesondersstarkist .

- - 0—- 0 -- 0-
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DerStrassenbahnunfallinderAugartenstrasse .IndenheutigenTages-¬
blätternist einBerichtübeneinentödlichenStrassenbahnunfallin
derUnterenAugartenstrasseenthalten .DieDirektionderstädtischen
Strassenbahnenersucht festzustellen ,dass die Angabe ,es habesichdas
UnglückbeimAbspringenvon einemfahrenden Strassenbahnzugereignet ,
unrichtig ist . Dagegenist richtig ,dass eine Frau fünf Schritte vordem
langsamfahrendenStrassenbahnzuginfolgeVereisungderStrassestürzte
undzwischendemPflasterunddemFangkorbderSchutzvorrichtungeinge-¬
klemmtwurde.

DersteckengebliebeneWohnhausbauaufderSchmelz.In derletztenSitzung
der BezirksvertretungFünfhauskames infolge einer Anfragedesgross-¬
deutschenBezirksratesJägerüberdieFertigstellungdesunvollendeten
grossenWohnhausesin derSchweglerstrasseaufderSchmelzzueiner
längerenAuseinandersetzung.BezirksratKochverwiesdarauf,dassdieGe-¬
meindeverwaltungdiegrösstenAnstrengungengemachthabe,umdiesesHaus,
das seit demJahre 1914unter Dachsei undin demmit geringenMitteln
in kürzesterZeit fünfzigWohnungengeschaffenwerdenkönnten ,denWoh-¬
nungssuchendenzu sichern .Leidergindalle Bemühungender Gemeindean
demWiderstandder Besitzerin gescheitert .Im Jahre 1922hat danndie
Gemeindeversuchtauf dieses Objektdas Enteignungsgesetzanzuwenden,
umdadurchendlich das Gebäudefertigstellen zu können ,dochsei vonder

TigentümerineinRekursandasBundesministeriumfür sozialeVerwaltung
gerichtet worden ,demleider entsprochenwordenist . Daseinun
derGemeindejedeMöglichkeitgenommen,dieseWohnungenfertigzustellen
und dadurch eine Linderung des Wohnungselendsherbeizuführen .Bezirks - ¬

vorsteherGrassingererklärte ,dassdiewohnungssuchendeBevölkerunges
selbstverständlich nicht verstehenkönne ,wennnunschonfast zehnJahre
inmittenvonWohnhäusern,dieser steckengebliebeneBauunberührtbleibt ,
wasaufalle Menschenaufreizendwirkenmüsse .DieGemeindeverwaltung
sei natürlich daran schuldlos und er werdedie Oeffentlichkeit aufden
wirklichenSachverhaltaufmerksammachen.
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JubilarederEhe.IndervergangenenWocheüberreichteStR.Speiserin
VertretungdesBürgermeistersfolgendengoldenenHochzeitspaarendieEhren-¬
gabederGemeindeWien:LeopoldundKarolineCadek,. ,Sentagasse28,
WenzelundAnnaLedwinka,XVIII. ,Staudgasse11 ,AugustundCäcilieLuk-¬
schanderl,. ,Inzersdorferstrasse101,WenzelundAnnaPergler,XII. ,
Mandlgasse1 ,FranzundRosaliaReihons,IV. ,Starhomberggasse24 ,Thoma¬
undKatharinaSchmid,VIII. ,Lerchenfelderstrasse76 ,KarlundJosefa

Smiczek ,XVIII . ,Canongasse14 ,MathiasundAnnaTomscha,XXI. ,Werndl-¬
gasse3undKarlundEmilieWagner,XV. ,RobertHamerlinggasse32.
BerufundWohnungszuweisung.DasWohnungsamtderStadtWienhateineBe-¬
rufsstatistiküberjenePersonenangefertigt,dieimletztenHalbjahr
eineWohnungzugewiesenwrhielten .Vonden6240Zuweisungenentfallen2016
oder 32 Prozentauf gelernte Arbeiter in der Privatindustrie .Anzweiter
Stellestehenmit1316Fällen ,oder21ProzentdieBundesangestellten,unter
denen/522Eisenbahner ,359Verwaltungsangestellte,272Angestellteder
Sicherheitswacheund163Wehrmännerbefinden.FastdiegleicheAnzahlvon
Zuweisungen ,nämlich1313 ,kommtauf verschiedeneandereBerufe ,wie
Heimarbeiter ,Kutscher ,Chauffeure ,Hilfsarbeiterues . . ,anvierter
StellestehendiePrivatbeamtenmit437Zuweisungen ,anfünfterStelle
diestädtischenBedienstetenundAngestelltenmit432Zuweisungen ,die
sichauf170städtischeLehrer,Beamte,Amtsgehilfen,191Strassenbahner
und71BedienstetedesGaswerkes,desElektrizitätswerkesundderübrigen
Gemeindebetriebeverteilen .AnsechsterStellestehenKaufleute,Fabrikan-¬
ten ,GeschäftsinhaberundselbständigeGewerbetreibendemit409Zuweisun-¬
gen ,an siebenter Stelle die Bankbeamtenund sonstigeBankangestellte
undan achterStelle mit170Zuweisungendie geistigenBerufe.

OU . . .
TausendEinäscherungenimWienerKrematorium.MorgenNachmittagwirdim
KrematoriumderStadtWiendietausendsteLeicheeingeäschert .DieFeuer-¬
bestattungshallewurdeam17. Jänner1923zumerstenmalebenützt,steht
alsoetwasmehrals einJahrin Verwendung ,NachdenVoranschlägenwurde
mitnur750Einäscherungenin diesemJahregerechnet.

- . — . — . —

EineAbordnungderHausbesitzerbeiBürgermeisterSeitz .Heutevormittags
erschien bei BürgermeisterSeitz eine Abordnungder Schutzaktionfürden
konservativen Hausbesitz .Primarius Dr .Oskar Hovorka verwies darauf ,daß
diese Schutzaktion nicht etwa als eine Fürsorgeaktion gedacht sei ,sondern

daßbei einemAbbauder heutigentrostlosen Verhältnissevor allemdie
bedürftigenHausbesitzerberücksichtigtwerdenmüssen.Esdürfediesaber
nurso geschehen ,daßder wirtschaftlichstärkereHausbesitzerundMieter
demwirtschaftlichschwächerenHausbesitzerundMieterhelfe .DiesesProb-¬
lem dürfe durchaus nicht als ein Politikum aufgefasst werden ,sondernes
handeltsichumeinallgemeinwichtigeswolkswirtschaftlichesinternatio-¬
malesProblem .Essoll daherauf breitester Grundlageeininternationaler
Hausbesitzerkongreßin Wienabgehaltenwerden.RechtsanwaldDr .Thorsch
ersuchte den Bürgermeister ,daß die Gemeindeunddas Wohnungsamtindie
von der Schutzaktion für den konservativen Hausbesitzeinzuberufende
EnqueteVertreterentsendenmögen.DasZieldieserEnquetesolldieErle-¬
digungaller Hausbesitzerfragensein ,ohnedaßein politischesMomentda-¬
bei mitspielen dürfe .Die Abordnungerscheine nicht ,umHilfe zusuchen ,

sondernsie wünsche,daßdenHausbesitzerndie ihnenentzogenenRechte
wieder gegebenwerden .Die Schutzaktion müssesich auf dasentschiedenste

dagegenverwahren,daßirgendeineParteialleinberechtigtsei ,ihreIn-¬
teressenzuvertreten ,sie wollevielmehrdieseFragenurvomvolkswirt-¬
schaftlichenStandpunktausbetrachtenundlösen .BürgermeisterSeitz
erwiderte ,daßer dieNotlagemancherHausbesitzerwürdige.Fürdiese
FrageseienabernichtdieGemeindeunddasLandzuständig,sondernaus-¬
schließlichderNationalrat.AuchdarüberobdieGemeindezueinerEnqueteVertreterentsendenwerde,könneeralleinnichtentscheiden.Wasdie
übrigenvorgebrachtenWünscheanlangt ,seierbereit ,siedemStadtsenat
zurEntscheidungvorzulegen.DerBürgermeisterersuchtedaherdieAbordnung
einekurzeEingabeandenStadtsenatzu richten ,in der sie ihreWünsche

begründet . . .
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Wiederholungdes Wohnbausteuergesetzes .ImFinanzausschussberichtete
heuteamtsführenderStadtratBreitnerüberdenEinspruchderRegierung
gegendie Wohnbausteuerund beantragte ,das Gesetz neuerdingsunverän-¬
dert zu beschliessn .DerReferentbegründetediesenAntragwiefolgt :
DerwenigeStundenvorAblaufder achtwöchigenFrist erfolgteEinspruch,
dersicherlichimZusammenhangmitdenVerhandlungenüberdasAbgaben-¬
teilungsgesetz steht ,hat vor allem politische Beweggründe ,wennauchin
der Zuschrift der Regierungnur wirtschaftliche Bedenkenangeführtwer- ¬
den .Ich will mich lediglich mit den wirtschaftlichen Einwendungenbe¬

schäftigen . Esmussfestgestelltwerden,dassdieGemeindeverwaltunges
sich tatsächlich gründlich überlegt hat und in Wahrheitauchnichtsvor¬
liegt ,waszu wirtschaftlichenRückwikkungenführenkönnte .Esgehtdies
amdeutlichstenschondaraushervor ,dassnur18 . 000Objekte ,vonden605 . 000

die es in Wiengibt ,von der erhöhten Wohnbausteuerbetroffen
werden .Davonfällt derallergrössteTeil in die Zinskategorievondrei-¬
bis zehntausendKronen ,in der es sich umjährliche ErhöhungenderWohn- ¬
bausteuer von 750 . 000bis fünf Millionen Kronen handelt ,was gewissbei

denan undfür sich sehr geringenMietzinsleistungenkeinenAnstosszur
Teuerunggebenkann .Die darüber hinausgehenden360 Betriebsstätten al - ¬
ler Artstellen so grosseGeschäftsunternehmungendar ,dassauchdaeine
Umlegungder Steuerauf die Preisenicht vonnennenswerterBedeutung

sein kann,zumal wenn die erdrückende Mehrheit aller Wiener Geschäfte

unberührtbleibt unddaherzueinerPreiserhöhungkeinAnlassist . Wenn
die Regierunges aberfür zulässigerachtet ,die Warenumsatzsteuerzu
verdoppeln ,so mussihr wohldie Berechtigungabgesprochenwerden ,gegen
die Erhöhungder Wohnbausteuerfür diese schmaleOberschichteEinspruch
zu erheben . Voneiner wesentlichen Auswirkungder erhöhtenWohnbausteuer
könnteallenfalls nur bei dengrossenHotelsgesprochenwerden ,dienoch
durchdie Fremdenzimmerabgabeeine Sonderbelastungerfahren .Hierbesteht
abervonvornehereindieAbsichtundauchdieMöglichkeit,dortwowirk-¬
licheinezustarkeundnichtgutüberwälzbareSteigerungeintritt ,durch
die ohnehinelastisch geformteFremdenzimmerabgabedie notwendigeKor- ¬

rekturvorzunehmen.Esist auchjetztso ,dassvondemimGesetzgebote-¬
nenMöglichkeitensechzigProzentFremdenzimmerabgabeeinzuheben,über-¬
hauptkeinGebrauchgemachtwird .Nurdrei Betriebezahlen45Prozent,
alle anderen weniger .Es wird gewiss und jede Aenderung des Gesetzes mög- ¬

lich sein ,hier unerwünschteRückwirkungenfür denFremdenverkehrzube-¬
heben .Imübrigenmussgesagtwerden ,dasswir in Uebergangszeitenleben
unddahersämtlicheAbgabenvonZeitzuZeitüberprüftwerdenmüssen.Wir
betrachten es keineswegsals eine Angelegenheitdes Prestiges ,wennesdie
Konjunkturerfordert ,ErmässigungeneintretenzulassenEsdies beider

Fremdenzimmerabgabe,aberauchbeiderLustbarkeitsabgabewiederholtge-¬
schehen . Eswird also auchdie Wohnbausteuersorgfältigst kontrolliert
werdenundwennsich,entgegenunsererAnnahme,starkeAuswirkungenzeigen,
sowerdenwirnichtanstehen,diesichdarausergebendenFolgerungen
rechtzeitigzuziehen. BeidieserAbgabemussaberberücksichtigtwerden,
dassessichumeinereineZwecksteuerhandeltundalleParteiendes
WienerLandtagesübereinstimmendderAnsichtsind ,dassWohnungengebaut
werdenmüssen.Esdarfweiternichtvergessenwerden,dassimFriedenin
WienanRealsteuernnichtwenigerals128MillionenGoldkronengezahlt
wordensind ,währendesselbstjetztnachderNovellierungdesWohnbau-¬
steuergesetzesnurhundertMilliardenPapierkronen,alsosiebenMillionen
Goldkronenseinwerden.EskanndahervoneinerunerträglichenBelastung
nichtgesprochenwerden,daauchdieGrundsteuerin denanderenBundes-¬
ländernineinemaussergewöhnlichemUmfangvalorisiertwordenist ,ohne
dassdieRegierungdagegenEinsprucherhobenhätte.

AndersichanschliessendenDebattebeteiligtensichdieGemeinde-¬
räteKunschak,ZimmerlundBinder ,dieerklärten ,dasseineErhöhungder
SteuerfürdieWohnungenbegründetsei ,dassaberbeidenPetriebsstät-¬
ten eineStaffelungerfolgensoll .

DerReferentverwiesdemgegenüberdarauf ,dassdiesemWunschbereits
dadurchentsprochenwordenist ,indembeidenGeschäftslokalendieSteuer
mitdemzweitausendfachenFriedenszinsende,währendsiebeidenWohnungen
biszumdreitausendfachenFriedenszinssteige .InNiederösterreichist
dasVerhältnisumgekehrt.AngesichtsdesWohnbauprogrammesfürdiesesJahr
dürfeeineSchmälerungdesErtragesderWohnbausteuernichterfolgen,sollnichtdieZahlderzuerbauendenWohnungenverringertwerden,wassicher-¬
lich auchdie Minderheitnicht wünschenkönne.

BeiderAbstimmungwurdederBeschluss,dasGesetzunverändertzu
wiederholmitdenStimmenderMehrheitangenommen.
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DieKunstpreisederGemeindeWien.ImStadtsenatreferierteheuteamts-¬
führenderStadtratRichterüberdenTerminfürdieBewerbungfürdie
KunstpreisederStadtWien.DerGemeinderathatbekanntlichbeschlossen,
daßfür hervorragendeWerkederMusik ,derDichtkunstundderbildenden
KunstdreiPreisegeschaffenwerdensollen ,diefürdasJahr1924mit
je 30Millionenfestzusetzensind .Diesedrei Preise werdenjedesJahr
am1 .Maiverliehen.DerStadtsenatbeschloß,daßderBewerbungstermin
fürdiesePreiseam31 ,März1924endensoll .

Streik imSt .MarxerSchlachthof ,Gesternsind die HautarbeiterimSchlacht
hauseSt . Marxin denStreik getreten .DadieSchlachtungsberechtigten
FleischhauerdieNebenprodukte,vorallemdieHäute,indenSchlachträu-¬
menliegen ließen ,besteht für denBetriebdes Schlachthauseseinenicht
unbedeutendesanitäre Gefahr .DieSchlachthofleitunghat daheraufGrund
derHaus-undBetriebsordnungverfügt,daßdieFleischhauerdieseHäute
unddie sonstigen Nebenproduktelängstens bis Mittwoch ,den20. Februar ,
10UhrvormittagsausdenSchlachträumenwegbringenmüssen.Geschieht
dies nicht ,dann werden Organe der Schlachthofleitung diese Nebenprodukte
auf KostenundGefahrder Eigentümerwegschaffen.

DieWiederholungdesWohnbausteuergesetzes .Heutevormittagsbeschäftigte
sichderStadtsenatmitdemEinspruchderBundesregierunggegendasWohn-¬
bausteuergesetzderGemeindeWien .Eswurdebeschlossen ,dasGesetzunver-¬
ändertzu wiederholenundgelangtdie Vorlagebereits amFreitag ,den
22 .Februarum5UhrnachmittagsindenWienerLandtag.

- - .
EinEhrenpreisfürdenDürerbund.IndergestrigenSitzungdesFinanz-¬
ausschusses wurdeüber Antrag des GR. Hiessbeschlossen ,demAlbrecht
Dürerbundfürseinevom24 .Februarbis21 .MärzstattfindendeHauptaus-¬
stellungeinenEhrenpreisvon . 5MillionenKronenzugewähren.

SubventionenderGemeindeWien.DerStadtsenathatbeschlossen,demZen-¬
tralvereinderArchitektenOesterreichseineSubventionvon30Millionen
Kronenzubewilligen.DieserBetragdientausschliesslichfürdieKosten
einer Zeitschrift fürBaukunst .

DasMusik-undTheaterfestderStadtWien1924. InderheutigenSitzungdes
StadtsenatsbeantragteamtsführenderStadtratBreitnerfür dieDurch-¬
führungdesimJahre1924stattfindenden ,vonderGemeindeWienveranstal-¬
teten Musik - undTheaterfestes einen Kredit voneiner MilliardeKronen
zubewilligen.DerAntragwurdeeinstimmigangenommen.
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FürdenSchutzderSingvökel.EineAbordnungdesWienerTierschutzverei-¬
nes ,diekürzlichbeidemMagistratsdirektorDr .Hartlvorsprach,teilte
mit ,daßinfolgederstrengenKälte ,die selteneundaußergewähnlich
schöne ,imhohenNordenheimischeVogelartderSeidenschwänzeinunsere
Gegendgekommensei .DadieseVogelgattungbeiunsunbekanntundunge-¬
schätzt ist ,wurde sie massenhaft gefangen .Die Tiere wurdendannauf
demNaschmarktfürdenmenschlichenGenußfeilgetoben.DieAbordnung
verlangte ,daßdie Seidenschwänze,die imSommerausschließlichvonFliegenundMückenundimWintervonBeerenleben,alsnützliche
VögelunterdasVogelschutzgesetzgestelltwerdensollen.DieseVerord-¬
nungist nunheuteerschienenundes wirdaufmerksamgemacht,daßdiese
norwegischeVogelgattungwedergefangennochgetötetwerdendarfund
ihrAn-undVerkaufimlebendenodertotenZustandverbotenist .Da
aberdieseVerordnungnurfürWiengilt ,dieseVögelmeistaußerhalb

desWienerGemeindegebietesleben,dieaufdemNaschmarktverkauften
SekdenschwänzeinOberösterreichgeschossenwordensind ,hatderMagi-¬stratauchdiepolitischeLandesbehördevonNiederösterreichundOber-¬
Esterreichersucht ,diegleicheVerordnungzuerlassen.
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- . - . - - - . . -KeinDeckeneinsturzimKonzerthaus.DasStadtbauamtteiltmit ,daßdie
MeldungenübereinenDeckeneinsturzimKonzerthausbeidemgestrigen
KonzertdesSchubertbundesnichtdenTatsachenentsprechen.Eshandelt
sichnichtumdenEinsturzeinerDecke,sondernesfielineinemNeben-¬
raumderKonzerthaussäle(linkesSeitenfoyerimerstenStocknurein
TeilderZierstuckdeckevomgeringenAusmaßherab.DieUrsachediesesansichkleinenBauschadenswareineDurchnässungderZierdeckedurch
einRohrgebrechen.DieeigentlicheDeckenkonstruktionistvollkommen
intakt.NachdemessichnurumeinenkleinenNebenraumderKonzerthaus -¬sälehandelt,erleidetderBetriebkeineStörungundbestehtselbstver-¬
ständlichfürdieBesucherkeinerleiGefahr.
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EineneueWohnhausanlagederGemeinde.In dergestrigenSitzungdesGe-¬
meinderatsausschussesfür technischeAngelegenheitenberichteteamtsfüh¬
renderStadtratSiegel,daßdermitderVerfassungderPlänefürdiestäd-¬
tischeWohnhausanlageaufderLandstrasse,EckeDietrich - ,Drory -und
GöllnergassebetrauteArchitektKarlBadstiebernunmehrseineArbe,iten
vollendethabe .EshandeltsichumeinenBaugrundvonrund2734Quadrat-¬
meter ,von denen 1756 Quadratmeter verbaut werden .Die Anlageenthält
einen großen Wohnhof ,der den Zugang zu den Stiegenhäusern bildet .

DieserWohnhofwirdgärtnerischausgestaltet ,miteinemeinfachenBrunnen,
RuhebänkenundeinemKinderspielplatzversehen .DerarchitektonischeAuf- ¬

baudieserWohnhausanlageist inseinerMassenwirkungdurchdasZurück-¬
weichenderfünfStockhohenBaumassenimmittlerenTeilderDrorygasse
erhöht ,die FormengebungderNeuzeit entsprechend.Insgesamtwirddie
Anlage111Wohnungen ,zweiGeschäftslokale,eineWerkstätteunddrei
Ateliersumfassen.VondiesenWohnungensindachtmitjedreimZimmern,
Kabinett ,Küche ,Bad ,VorraumundHausgehilfenzimmerund98Kleinwohnun-¬
gen mit Vorraum ,Küche Zimmerund Kochnische oder mit ZimmerKabånett
oder/ZimmernundfernerfünfEinzelzimmermitkleinerWirtschaftsnische.
JedeWohnunghat ihr eigenesKlosett ,KellerundDachbodenraum.Inden
Wohn-undSchlafräumensindBrettlböden ,in denVorräumen,Aborten ,Wirt-¬
schaftsnischen ,Terazzopflastervorgesehen .Beachtenswertist ,daßdie
Gas -undElektrizitätsmessernichtmehrin denWohnungen ,sonderninden
Stiegenhäusernin besonderenNischenuntergebrachtwerden.ImKellerge-¬
schoßwerdenauchdreiWannen-undvierBrausebädereingerichtet.ImErdgeschoßwirdeinKinderaufenthaltsraummiteinerWerkstättefürKinder
errichtet .DieKostendieserWohnhausanlagebetragen9860MillionenKro-¬
nen .DerGemeinderatsausschußhatdiesenPlänenzugestimmt.

BasBauprogrammderGemeindefür1925 .DieGemeindeverwaltungistschon
jetzt bemüht ,das Wohnbauprogrammfür das Jahr 1925vorzubereiten .
So wurde in der gestrigen Sitzung des Gemeinderatsausschusses für tech - ¬

nische Angelegenheiten beschlossen ,die städtischen Liegenschaften
auf der Landstrasse ,Baumgasse,37undRabengasse(Krimskykaserne ) ,ferner
Haiburgerstrasse 68 ,Baumgasse39 und 41 ,Rabengasse8 und 14 indas
Wohnbauprogrammder Gemeinde für das Jahr 1925 einzubeziehen .Diese Lie - ¬

genschaftenbilden eine geschlosseneGrunflächevon24,956Quadratmeter
und sind für die Verbauung von Volkswohnhäusernauße rordentlich geeignet .

Die auf diesen Grundstücken befindlichen niederen Gebäude sind durchwegs
sehr alt und grösstenteils bereits baufällig .Durch die Abtragungdieser

alten Häusergehenwohl34kleine Wohnungenverloren ,die aberdurchwegs
naß und ungesundsind .AufdemerwähntenBaublockwerdenungefähr600
neue ,allen gesundheitlichen AnforderungenentsprechendenKleinwohnungen
errichtet werden .Der Gemeinderatsausschußbeschloß ferner ,dagsofort
dieerforderlichenVorarbeitenfürdieVerbauungeinzuleitensind.
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DieSiedlungs -undKleingartenzone .UnterdemDruckderLebensmittel -¬
knappheit erlangte die Kleingartenbewegungin Wieneine ungeahntevolks - ¬
wirtschaftliche Bedeutung ,Im Laufe der letzten Jahre wurden imStadt - ¬

gebietvieletausendeQuadratmeterbrachliegendenoderunzulänglichbe-¬
nutzten Landes in Kleingärten umgewandelt .Diese Kleingärten wurden in

einer Zeit der grössten durch den Krieg verursachten Not errichtet und
damals meinte manallgemein ,das diese Grundflächen nurvorübergehend
für Anbauzweckedienenwerden .Manhat daher keinerlei Gewichtauf
irgendeine Auslese unter diesen Grundstückengelegt und esentstanden
Kleingartenanlagensowohlauf parzellierten Baugründen ,an bereitsaus- ¬
gebauten Strassen und in unmittelbarer Nachbarschaft vonHochbauten ,
als auchaufunparzellierten ,abernochnichtstadtmässigzugänglichge-¬
machtemBauland ,auf künftigen Strassengründen und noch nicht gärtnerisch
ausgestalteten Platzflächen ,auf vielen GrundstückenimWald -undWiesen-¬
gürtel undimUeberschwemmungsgebiet.Esist jetzt abersicher ,daßes
sich bei diesenKleingärtennicht umzeitweilige ,bald wiedefverschwin¬
dendeErscheinungenimStadtbildehandelt ,sonderndasswidleKleingar-¬
tenanlagensehr langebestehenwerden .EsmußauchdasInteresseder
Allgemeinheitberücksichtigtwerden ,das teilweise durchdieKleingarten-¬
bewegunggelitten hat .Leider zeigen heute nochvieleKleingartenanlagen
ein schönheitlichunbefriedigendesBild .Einerder berühmtenHauptvorzü¬
ge von Wien ,seine prächtige landschaftliche Umgebungist gefährdet ,
wennnicht versuchtwird ,die Kleingartenanlagenvondenhässlichenund
ungeordnetstehendenHüttenwerkzusäubernundKleingartenbautenauf
jenenGebietenzu verhindern ,wohinsie imInteresse dererholungssuchen-¬
Bevölkerung nicht gehören .Es ist unmöglich ,daß auf die Dauernotwen - ¬

digeTummel-undSpielplätzefür Kinder ,derPraterunddie Flurendes
Wald -und Wiesengürtels durch Kleingärten der Allgemeinheit entzogenwer- ¬
den .Es liegt sowohlimöffentlichen Interesse ,wie auchimInteresse

derKleingärtner,wenndieplanloseAusgestaltungderKleingartenanla-¬großengen eingedämmt wird ,eine Anschauung ,die sich auch bei der Masse
der Kleingärtner bereits durchgesetzt hat .In einer gemeinsamenSitzung
der Gemeinderatsausschüsse für Wohnungswesenund technische Angelegen¬
heiten wurdegesternüberRichtlinienbei BauaufführungeninKleingär-¬
ten ,über die bauliche Ausgestaltungvon Kleingartenanlagen und dieFest - ¬
setzung einer Kleingarten -und Siedlungszone für Wienberaten .DieRicht - ¬

linien haben eine besondere Bedeutungfür die baulicheEntwicklung
Wions und werden auch den Gemeinderat beschäftigen .Nach diesen Richt - ¬
linien darf die Ausgestaltung einer Kleingartenanlage nur dannerfolgen ,

wenndie Gemeindedie Plänegenehmigthat .DievonKleingärtnernbesetz-¬
ten oder zu besetzenden Gebiete werden in Kleingartenbauklassen einge - ¬

teilt .Sobalddie Unterlagenfür diese Plänefertig sind ,wirdderAuf-¬
schliessungsplan verfasst werden ,Da bei den Bauführungen in den Klein - ¬
gärten meist die Vorschriften der Bauordnungnicht beachtet werden ,was

auch viele Nachteile für die Kleingärtner selbst mit sich bringt ,soll
auchhier einheitlich vorgegangenwerden ,wobeiselbstverständlichweit-¬
gehendeErleichterungengewährtwerdenmüssen.Eswerdenin jedemBezirk
Kleingartenkommissionen bestellt ,die alle von denKleingartenorganisatio - ¬

nengesammeltenBauansuchenzuprüfenhaben .Dadurchwirdauchverhindert,
daß in den Kleingärten Bauten aufgeführt werden ,die ohne Zustimmung des
Grundeigentümers erfolgen ,wodurch der Kleingärtner vor schweren wirt - ¬

schaftlichen Schaden bewahrt bleibt .Die Richtlinien ermöglichen es auch ,
die von Kleingärtnern besetzten Gebiete ,die für wichtige öffentliche
Zweckebenötigt werden ,wieder frei zu bekommenund die Errichtung von
Baulichkeiten zu verbieten .Die vollständige Einordung der bestehenden
Kleingartenanlagen in den Stadtplan durch Verrassung derAurschliessungs¬
pläne ;Einreihung in die Kleingartenbauklassen ,Uebertragung der Pläne ,
erfassung der Aufteilungspläne wird naturgemäß bei dem großen Umfang
der Kleingartenanlagen längere Zeit dauern .Daher sehen die Richtlinien
auch für diese Zwischenzeit eindeutige Verfügungen vor ,die verhindern ,
agbe - stehende unleidliche Verhältnisse sich noch verschlechtern können .
as Stadtbauamt wird darüber Vorschläge erstatten ,welche Gebiete in Wien

dauernd rür die Anlage von Kleingärten zu bestimmen sind .Es wird jeden - ¬
falls darauf Bedacht genommenwerden ,daß sowohl die Interessen derKlein - ¬
gärtner ,als auch die Interessen der Allgemeinheitbei derFestsetzung

dieser Kleingartenzone gleichmäßig berücksichtigt werden .Die Anträge
wurden nach einer eingehenden Aussprache genehmigt .
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Wiener Gemeinderat als Landtag
Sitzungvom22 .Februar1924.

Präsident Dr .Dannebergeröffnet um5 Uhr nachmittags dieSitzung .
Zur Verhandlung steht die Gesetzesvorlage über die Erhöhung der Wohn- ¬

bausteuer ,für jene Wohnungenund Betriebsstätten ,die eineFriedens - ¬
mietevonmehrals3000Kjährlichbezahlthaben.DieVorlagewurdebe-¬
kanntlichvonder Regierungzurückgewiesen,jedochvomstädtischen
Finanzausschußund vomWienerStadtsenat unverändert angenommen .Dem
Landtag lag auch heute die unveränderte Gesetzesvorlage vor .DerRefe - ¬

rentStR. Breitnerführtedazuaus:
DieBundesregierunghat gegendas imDezembervomWienerLandtag

beschlosseneWohnbausteuergesetzEinsprucherhoben ,weil durchdieses
Gesetz Bundesinteressenverletzt werden .Ich will auf diepolitische
SeitediesesEinspruchesnichteingehen ,sondernmichmitdensachlicher
EinwändenderRegierungbeschäftigen .DieRegierungmeint ,daddurch
diesesGesetznichtnurWien,sondernauchdieübrigenBundesländerge-¬
schädigt werdenkönnen .DieLänderundGemeindenhabenvomBunddie
freie Verfügung über die Realsteuern bekommen .Die Länder außerhalb :

Wienskönnenrecht ausgiebigauf die Grundsteuergreifen .In Wienaber
kannmanmitdieser Steuernichts beginnen .DieseSteuerhat vordem
Krieg in Wien nur 300 . 000Goldkronen ,also ungefähr vier Milliarden Pa - ¬

pierkronen getragen .Dasist ein Betrag ,der gegenübereinemBudgetvon
drei Billionen Kronenganzunwesentlichist .Wirkönnenuns nurhelgen ,
indemwiraufdieGebäudesteuergreifen .Dabeimußdochuntersuchtwer¬
den ,wiedieanderenLändermitdenRealsteuernwirtschaften ,beidenen

die Regierung keinen Einspruch erhoben hat .In vielen Ländern ist die

Grundsteuerbiszudreiviertelvalorisiert ,in Vorarlbergsogarbiszur
vollenHöhe,ohnedaßdieRegierungdagegenEinsprucherhobenhätte.
WienhebtnichtganzsechsProzentvalorisierteSteuerein ,sodaßklar

ersichtlich ist ,daß bei diesemEinspruchmit zweierlei Maßgemessenwor

denist .DieBelastungderVolkswirtschaftimFriedendurchdieviel-¬
fachen Gebäudesteuerndes Bundes ,des früheren LandesNiederösterreich
und der Gemeinde war in Wien so groß ,daß man aus der Bevölkerung 127 . 9
Millionen Goldkronenherausgeholt hat Einschliesslich derbestrittenen
ErhöhungwürdenrundhundertMiiliardenPapierkronen,alsosiebenMil-¬
lionen Goldkronen vorgeschrieben werden Da kann man gewiss nicht von
einer ungeheuerlichen ,die BundesinteressenverletzendenSteuerspre¬
chen Mankannaber auch deswegenschon nicht so sprechen ,weil essich

beidiesenAbgahenimFriedenumreinfiskalischeSteuerngehandelt
hat ,währendwir jetzt eine reine Zwecksteuerhaben ,
die dazu dient ,Wohnbautenaufzuführen .Auchda zeigt sich ,daßder

Einspruchder Regierungnicht fundiert ist .Die Mietzinse spielenheute
nicht annäherndjeneRolle ,wieimFrieden .Essinddie Zinseganzver-¬
schwindend ,da die Hausherrenrente überhaupt nicht in Betracht kommt ,

der 150facheFriedenszinszumallergrößten Teile füdieInstandhaltung
zu zahlen ist und auch die Betriebskosten mit dem gleichen Satz gerech¬

netwerdenkönnen,sodaßdiegroßeMassederMietobjekteungefährden
300fachenFriedenszinszu zahlenhat ,währenddie Geldentwertungdas
15- 000facheausmacht .DieserangenehmenWirkungdesMieterschutzgesetzes
für die Volkswirtschaftsteht die unangenehmegegenüber ,nämliches
kanndie privateBautätigkeitnichteinsetzen ,dasichdasKapitalnichtein
mehrverzinst .Datritt nundie Gemeinde /umdiese schlechteWirkung
desMieterschutzgesetzesdurchdie Wohnbausteuer,die denBauneuerWoh-¬
nungenermöglicht ,auszugleichen .Ein Protest gegendiese Steuerbedeu¬
tet daher ,dasMieterschutzgesetzzuFallzubringen .OhnedieseSteuer
sind wir nicht in der Lage ,die vielen Wohnungssuchendenzubefriedigen
unddarumist dieserEinsprucheindirekterAngriffgegendasMieter-¬
schutzgesetzunddieBegründungderRegierungistganuundgarhinfäl-

lig .WennschondiesesiebenMillionenGoldkroneneineunerträgliche
Last für die Volkswirtschaft bedeuten ,waswürdeerst die Aufhebungdes
Mieterschutzesfür Folgenzeitigen .Dawärendie Menschenin derüber-¬
wiegendenAnzahlnicht in der Lage ,die hohenMietzinsezu bezahlenund
sie müssten wieder zusammenrücken .Aber auch der Zinsfuß ,den wir heute
haben ,machteine private Bautätigkeit unmöglich .Im Frieden warder
ZinsfußsechsbissiebenProzent,wiesollnuneineBautätigkeitsich
entfalten können ,wennGeldfür 25 bis 30 Prozentnochals billig be- ¬
zeichnet wird ?Gelder in der Formlangjähriger Hypothekensindüber - ¬
haupt nicht zu bekommen .Wennman also heute diese Wohnbausteuer ,die

in Wirklichkeitnurdrei ProzentdergrößtenundleistungsfähigstenBe-¬
triebsstättentrifft ,bekämpft,soist eineBegründungwohlnurschwer
zufinden .EshatauchdieBundesregierunggarnichtgewagt ,sich
schützendvor die LuxusvillenundPaläste zu stellen .DasGremiumder
WienerKaufmannschaft,eineKörperschaft ,dieernstlichandieDinge

herantritt,hatuns ,freilicherstnachdemEinspruchderRegierungeine
Skalaübermittelt ,mitdersie sichabfindenkönnte .WennwirdieseSätre
betrachten ,dannmüssenwirsagen ,daßsie etwasmildersind ,alsunsere,

abergeradeder kleineUnterschiedbeweist ,dassdie vomLandtagbe¬
schlosseneSkalanichtjenetödlicheWirkungausübenkann ,wie

es die Bundesregierungdarstellt .DasGremiumschlägt vor ,daßjeneBe¬
triebsstätten mit einemFriedenszinsvon4000GoldkroneneineWohnbau-¬
steuervon498. 000Kronenzahlen ,unsereTabellesiehteineSteuervon
648 . 000Kronenjährlich vor .Eine Differenz von 12 . 500Kronenmonatlich ,
vondefniemandsagenkann,daßdeshalbdasGeschäftgesperrtwerdenmüss-¬
te .UnsereSkalasiehtbeieinemFriedenszinsvon10. 000Kropeneine
Steuervon6 ,498.000Kronenvor,dasGremiumverlangteineAbgabevon
4 ,998 . 000Kronen .Bie Differenzbeträgt für das ganzeJahr . 5Millioren
Papierkronenoder100Goldkronen .EinenFriedenszinsvon25. 000Kronen
zahlteninganzWiennur346Betriebsstätten,meistBanken,ersicherungs
gesellschaftenundLuxusgeschäfteimStadtinnern .UnsereSkalasiehtFür
dieseObjekteeineSteuervon33,498. 000Kronenvor ,währendnachdem
Vorschlagdes Gremiumsnur 30,398 . 000Kronenzu entrichtenwären .Also
selbstbeidiesengroßenObjektenist dieDifferenznichtsoungeheuer-¬
lich unddie Volkswirtschafterwürgend,daßdie Bundesregierungdagegen
hat Einspruch erheben müssen .Nur eine einzige Gruppe von Betrieben mus
hervorgehobenwerden ,die imZusammenhangmit vielfältigen anderenBe¬

steuerungeneinerstarkenBelastungunterworgensindDassinddiegros
senHotels,diedurchdieFürsorgeabgabe,Nahrungs-undGenussmittelabgab .
undFremdenzimmersteuerzueinerBelastungkommenkönnen,diezuhohe

in einzelnen Fällen vielleicht
Zimmerpreiseherbeiführen.Dabesteht/dieNotwendigkeitunddurchdie
sehrelastischeGestaltungderFremdenzimmerabgabedieMöglichkeit,

isse Korrektureneintretenzulassen .
SchonimFinanzausschuGhabeich festgestellt ,daßwirunsin

einerUebergangszeitbefindenunddieSteuernvonZeitzuZeitüberprüft
werdenmüssen .UnsereKroneist wohlstabilisiert ,in ihrerKaufkraft
abernochlangenichtkonsolitiert.DieGemeindeverwaltunghatgezeigt,
daßsie denVerhältnissenRechnungtragen ,auchihreSteuergesetzgebung
anpassenkann .Sie hat die Bodenwertabgabeunddie Untermietabgabefal - ¬
lengelassenundsie wirdauch ,sobaldsichdieVerhältnisseändern ,eine
AenderungderWohnbausteuererwägen.Gleichzeitigmussfestgestelltwerden,dasswenndieRegierung
neuerlichEinsprucherhebtundwiderallesErwartenbeiderFinanzkom
missionRechtbehält,dieGemeindeaufdenBauvon750Wohnungenverzich¬
tenmüsste.DassdadurchauchderArbeitsmarktstarkverschlechtertwe
denwürde,unterliegtwohlkeinemZweifel,WirbeantragendaherdieGe-.
setzesvorlageunverändertzubeschliessen.(Beifall)



GReKunschakzMitder Wohnbausteuer ,die heute zumzweitenmalegeneh- ¬
migtwerdensoll ,hat der Referentrestlos denBeweiserbracht ,daßer
denAnspruchals Finanzpolitikergewertetzuwerden ,in sehrgeringemMa-¬
Gebesitzt ,dennin WirklichkeitderSklavederSteuermeshanikgeworden.
EinSklave ,derArithmetik.DieSteuerleidetaneinemschlimmenKonsturk
tionsfehler ,sie nimmt gar keine Rücksicht auf gegebene Tatsachen des

Wirtschaftslebensundlässt ErwägungenderSteuergerechtigkeitvöllig
beiseite .Dadurchist diese Steuer ,die scheinbareine sozialeSteuer
ist ,für große erwerbendeSchichten unannehmbargeworden .Sieverläuft
ohne auf die differenzierten Mietverhältnisse Rücksicht zunehmen .
ZweiBeispiele sollen das beweisen .In der Kärntnerstrasse zahlt der

KärntnerbazareinenFriedenszinsvon13. 200Kronen,derjetzt dieGrund-¬
lagederWohnbausteuerbildet .InderselbenStrasse ,schräggegenüber,

befindet sich im Hause des Maltheserritterordens ein Geschäft ,dessen
Räumeweitgrößersindals diedesKärntnerbazars ,welchesabernur2500
KronenJahresmietezahlt .Dasheisst ,das 'grössereLokalfälltüberhaupt
nicht unter die neueWohnbausteuer,währenddas gegenübeßliegendeLokal
mitbeträchtlichenMillionenan Wohnbausteuerbelastet wird .Schonaus
diesemeinen Beispiel ergibt sich ,daß durch die WohnbausteuerderKon- ¬

kurrenzkampfderartverschobenwird ,daßdereineKonkurrentüberhaupt
nichtmehrmitkann .In derKärntnerstrassegibt es aberkirchliche
Stiftgebäude ,in denenseit jeherein außeroddentlichniedrigerMietzins
war .ImFriedenhabendiese UnterschiedekeinenennenswerteRollege- ¬
spielt .Jetzt ,woderZinsdieGrundlagefüreineReihevonAbgabenbil¬
det ,die in der Progressionsteigen ,insbesondereaber die Grundlagefür
dieprogressiveWohmbausteuergibt ,tretendieseDifferenzenin denMiet-¬

zinsen geradezu katastrophal in Erscheinung .Dasselbe gilt von denGe- ¬

schäftshäusernin allen übrigengrösserenVerkehrsstrassen .Einzweiter
FehlerdieserSteuerist ,daßsie keineRücksichtaufdieBetriebsart
nimmt ,obgleichdie BetriebsartzurBeurteilungderfinanziellenLeistung
fähigkeiteinesBetriebessehrentscheidendist .Eswirdnichtunter-¬
schieden ,ob vorhandenekleine Lokalitäten einemlukrativenUnternehmen

undgrögereLokalitäten einemwirtschaftlich minderertragsfähigenUn¬
ternehmendienen .DieluxmriösestenJuwelengeschäftesindinverhält-¬
nismäßigkleinenLokalenuntergebrachtmitkleinemZins .AndereGeschäf-¬
te wiedersinddurchdieArtihresBetriebesaufgroßeLokalitätenmit

vielen Schaufenstern angewiesen ,dazu gehört beispielsweise dieKonfek- ¬
tionsindustrie.EinandererUmstandnochist derderBenützungderein-¬
zelnen Betriebsräume .Bei Wohnungenist immerhindie Möglichkeiteiner
Unterteilunggegeben ,alsoeineKorrekturanderWohnbausteuervorzuneh-¬
menmöglich.BeiBetriebsstättenist dasnichtderFall .Besondersbei
solchen ,die dem Handel und der Erzeugung dienen .Sie können die Ge- ¬
schäftsräumenichtverkleinern,weilsichfürdenabgestoßenenTeilkeine
andereVerwendungergebenwürde .WirhabenaberauchFabriken,dieoft
nurzurHälfteihresBetriebesausgenütztsind ,weilsie mitreduziertem
Personal arbeiten .Trotzdem laufen die Regien weiter undbeeinträchtigen

Rentabilitätaußerordentlich .DieWohnbausteuerfasst denBetrieb
nimmt aufalleliglich nachdemMerkmaldes Friedenszinsesund

eren UmständekeineRücksicht.
Interessant/einVergkeichderWohnbausteuermitderFürsorgeabgabe.

Referenthatseinerzeiterklärt ,daßeineErhöhungderFürsorgeabgabe
treten müsste ,falls die Wohnbausteuerfallen gelassenwerdenmüsste.
sprach zuletzt voneiner Erhöhungumein Viertel Prozent .Ausderver - ¬
ichendenBetrachtungergibt sich nun ,das viele Firmenmit derErhöhung
rFürsorgeabgabe umein Viertelprozent wesentlich billiger wegkommen
rden ,als mit der Wohnbausteuer.DieMöbelfabrikHermannzahltebei-¬
ielsweiseimJahre1923anFürsorgeabgabe130MillionenundanWohnbau-¬
uer 116 Millionen .Dassind also 90 Prozent ErhöhungderFürsorgeabgabe
r bei ganzgroßenvollbeschäftigtenFirmenergibt sich eingünstigerss
rhältnis zwischenWohnbausteuerundFürsorgeabgabe .DerRednerführt
cheinigeBeispieleanunderklärt ,dadurchseiender Nachweiserbracht

wieunglückseligdieKonstruktionderWohnbausteuerseiundwieberech-¬
tigt es ist ,daßmangegendie Gesetzwerdungdieser Vorlageernstliche
Bedenkenvorbringt ,umdieMajoritätdahinzubringen ,Aenderungenund
Milderungenvorzunehmen.Nunsagt der Referent ,daßer denErtragder
WohnbausteuerunbedingtzudenneuenWohnhausbautenbrauche,daßeine
Restringierung des Wohnbauprogrammeseintreten müsste ,weil beieiner

ErmäßigungderSteuernichtdienötigeBedeckungerreichtwerdenwürde.
Aberdie finanzielleBedeckungdesWohnbauprogrammesist auchnichtin
derneuen"ohnbausteuergegeben .DieMehrheitwirdeineRestringierung
auf jedenFall vornehmenmüssenundich bin darüberunterrichtet ,daß
SiedieseEinschränkungdesProgrammesbereitsangeordnethaben ,weilsie
auch mit der neuen Steuer die Bedeckungnicht finden können .( Hört - ¬
HörtrufebeidenShristlichsozialen!)Rarüberwillichmichin diesemZu-¬
sammenhandenichtäußern ,weilüberdie FinanzierungdesWohnbauprogram-¬
mesja des öfteren nochwird gesprochenwerdenmüssen .DieUltimaratio
liegtdurchausnichtsowiederReferentessagt ;entwederalles ,oder
gar nichts !DerReferentbrauchtsich nur zu entschließen ,diesesstarre ,
rücksichtloseSystemseiner Steuermit denvolkswirtschaftlichenGesetzen
in Einklangzubringen ,dasist nurzufindenbeieinerHerabsetzungder
Staffelungundin einer EinschränkungdesEndergebnissesdieserSteuer .
WirwerdengelegentlichAnträgestellen ,ausdenensichetwaeineVerrin-¬
gerungdesErträgnissesderWohnbausteuerum15bis20Milliardenjährlich
ergebenwürde .DiesenAusfall wärereichlich zu deckenaus gewissenReser-¬
ven ,in ersterLinieausdemErtragderWasserkraftabgabe,diemit25Mil-¬
liardenjährlichbeziffertwird .DurchdiekürzlichbeschlosseneAnleihe
ist die WAGder Geldsorgeenthoben .NunwirdaberdieWasserkraftabgabe
bis zumJahre 1926eingehoben ,ohnedaßsie der WAgzur Verfügunggestell
werdenmuG .DieOppositionwirddemReferentenkeineSchwierigkeitenbe¬
reiten ,ein Revierement vorzunehmen ,wonach das Esträgnis der Wasserkraft - ¬

abgabeWohnbauzweckenzugeführtwird .EineandereBedeckungfürdenAus-¬
fall bei derWohnbausteuerergibtsichin einerReservein denEingängen
ausdenZuschlägenzurErwerbssteuerimJahre1922 .Esist sicher ,daß
bei der HöhedieserZuschlägeder Gemeindenochviele Milliardenzufließen
werden .Aufdiesen Umstandwurdeim Voranschlaggar nicht Bedachtgenommen

WirwolleneineErhöhungderWohnbausteuerdurchausnichtablehnen,
aber wir müssen darauf sehen ,daß sie volkswirtschaftlich einen Sinn be - ¬
kommt .Wir sind def Ueberzeugung ,daß die Konstruktion der Steuerunan- ¬

nehmbarundunerträglichist .Wirverstehen ,daßdieRegierungdagegen
Einsprucherhobenhat ,dennwirhabendochselbstbeidererstenBeratung
übenunsereablehnendeHaltungkeinenZweifelaufkommenlassen .Umeine
neuerlicheUeberprüfungdieserSteuerzuermöglichenundsie auf einer-¬
träglichesMaßzubringen ,stelle ich denAntargauf Rückverweisungder
VorlageandenStadtsenatalsLandesregierungmitdemVerlangen,denEnt-¬
wurfineinerdengegenwärtigenWirtschaftsverhältnissenentsprechenden
WeiseabzuändernunddanndemLandtageneuerlichBerichtzuerstatten .

VorsitzenderZimmerlstellt dieUnterstützungsfrage ,
DerAntragwirdmitdenStimmenderOppositiongenügendunterstützt,

dieAbstimmungwirddaheramSchlussederDebatteerfolgen.
GR. Rotter(chr. soz. )sagt ,RomhatgesprochenunddieSacheistabge-¬tan .IchmöchtediesenSatzvariierenin dieWorte :Breitnerwillesund

deshalbmußesgeschehen.DemReferentenistalleseins ,wasgegendieVor-¬
lage gesagtundgeschriebenwird ,selbst wennBetriebsräteseinereigenen
Partei gegenseineSteuerpolitikFrontmachen .WieLuthererklärt er :Hier
steheich ,ichkannnichtanders.Breitnerkannnichtanders,ermuåder
GeschäftsweltimmerwiederSteuernherauspressen.SeineBehauptungen,daß
er nurdenLuxusundReichtumbesteuere ,sindleere RedensarteneSeineeige
neneSteuernstrafenihnLügen.BeispielsweisedieFürsorgeabgabe,dieKon-¬
zessionsabgabe ,die Nahrungs -und Genußmittelsteuer ,die nichtsanderes ,
alseinekommunaleWarenumsatzsteuerist ,vondenendochkeinMensch
behauptenkann ,daßsieLuxussteuernsind .IndenKreisenderGewerbetrei-



bendensprichtmannurnochvonHugodemSchrerkighen .SeineName
ist imstandeeinen “otenGewerbetreibendenzuerwecken,wennmanihm
zuflüsternwürde:HuggderSchrecklicheist inderNähe.Esseinicht
richtig ,daßdieBevölkerungdurchdieSteuerderGemeindeWiewenig
betroffenwürde .In ganzbesondererWeisekämedasGast -undKaffee-¬
hausgewerbe,sowiedie HotelbetriebezuSchaden .DieseBetriebeseien
schonvonjeherberühmteSteuerobjektegewesen .Wasaberjetztdie
Gemeindean LastendiesenEnternehmungenvorbchreibe ,überschreite
derenBeistungsfähigkeitbeiweitem.Manstelleesauchimmergerne
sohin ,alsobnurLuxusstättenundWirtschaftenvonderWohnbaustener
starkbetroffenwurden.InWirklichkeitseheesganzandersausundes
müsstenUnternehmungen,diefürihreArbeitergeräumige,lichteund
luftigeWerkstättengeschaffenhaben,gleichsamzurStrafedafürheute
dieerhöhteWohnbausteuerbezahlen,weilsieindiehöhereSteuerklas-¬
sefallenAusdiesemGrundekönnedieParteidesRednersnichtfürdie
VorlagedesReferentenstimmen.DieHerstellungvonWohnungenseieine
Pflicht der Ällgemeinheit .Man könne aber nicht verstehen ,wieso Leute ,

die in alten Häusernwohnendazukommen,Wohnbausteuerzu zahlen ,da-¬
mitandereschöne ,geräumigeWohnungenin neuenHänsernbekommen.Das
sei nachdemEmpfindenvieler Menschenunsozial .DerMehrheitkomme
es nur darauf an ,den Wohnungsmarktzu monopolisieren ,alle Leutefest
in der Handzu haben .DieBauführungwürdenur an sozialisierte Unter-¬
nehmungen ,wie Grundstein und andere ,übergeben .Das sind alles Tat - ¬

sachen ,mitdenendie Gemeindeverwaltungsicherlichsich bei denGewer-¬
betreibendennurverhasstmachenköhne .DieseTatsachewirdauchnoch

bestätigtunderhöhtdurchdieunglaublichenSchikanen,diegegenüber
demkleinenGewerbestandeausgeübtwürden .Zusammenfassendmüsseman
sagen ,daßdie Wohnbausteuerin dieser Formeine schwereSchädigung
für die Allgemeinheitbedeute .

GRPreyer( chrsoz. ) :DieSteuerpolitik,diederFinanzreferent
betreibt ,ist nicht so ,daß mansagenkönnte ,sie diene demGesamtwirt-¬
schaftslebendieserStadt .Durchsie kommteineganzeReihevonGewer-¬
betreibendenzu schwerenSchädigungen .Es sei klar ,daß sichdieser
Schadenaberauf die gesamteBevölkerung,besondersaufndieArbeiter
undAngestelltenübertrage .DieheutigenSteuernder Gemeindeseien

nichtsanderes ,als indirekteSteuern ,welchedie Arbeiterschaftschwer
treffen unddie ehedemvonder sozialdemokratischenPartei alsunmora¬
lisch bezeichnetundaufdasentschiedensteverworfenwurden .DerHerr
Finanzreferentmacheessichsehrleicht ,besondersindenVersammlun¬
gendaraufhinzuweisen ,er nehmedie SteuernnurvondenBesitzenden,
vondenwirtschaftlichStärkeren .Aberbei derAutomobilsteuerund
derenVerzehnfachung,beiderSpeisen-undGetränkeabgabe,beider
Hausgehilfinnenabgabeundbei verschiedenenanderenAnlässenhabenman
wiederholtgesehen ,daßnicht die ,die die Steuerzahlen ,getroffen
werden ,sondern deren Angestellte ,die entlassen und brotlosgemacht
werden .Durchalle diese Steuernwürdeaber ganzbesondersderFrem-¬

denverkehrschwergeschädigtundsoauchdasInteressedesBundes,
daseieseramFremdenverkehrhabe,getrofen.TatmanzurHebungdes
FremdenverkehresinWienallesmögliche.BürgermeisterLuegerschuf
denWald-undWiesengürtelin derNäheWiens,dieGartenanlagender
Stadt ,fördertedenAusbauderStrassenbahn,derBeleuchtung,erbau-¬
te Humanitätsanstalten,allesdaswirktebelebendaufdenFremdenver-¬
kehr .HeutehabeWiennureinenMann,demmaninweitemBogenausweiche ,zuzeigendenHerrnStadtratBreitner.

GR .Rotter( chr . soz . ) :HugoderSchreckliche!

DieChristlichsozialenkönntenalsofürdieseVorlagenichtstim-¬
men

GRDoppler(chr.soz.):VorkürzesterZeithabeRednerinderArbei-¬
terzeitung den Satz gelesen über freie Wohnungenzu verfügen ,begrün - ¬
det heute Macht .Dasscheint auchder Grundsatzzu sein ,nachdemsich
die Mehrheitin diesemHauserichtet ,Für sie handelt es sichihre

und
politischeMacht/Einflußnochweiterauszudehnen.DieBevölkerungsei
sichdessenauchganzundgarbewusst ,Moralischsei abernicht ,daß
manbeiVergebungvonWohnungenundbeiBeschaffungvonWohnungsmäg -¬
lichkeitenfürdeneinzelnensichaufdiesenStandpunktstellt ,Essei
auchganzundgar unzulässig ,daßdie Partei ,die in die neuenHäuser
derGemeindeeinzuziehenGeleghheithaben ,förmlichaufihrepolitisch
Gesinnunghin ,geprüftundbespitzel würden .EsmüssejedendasRecht
zur Ausübung seiner politischen Betätigung in ungeschmälertem Ausmaße

eingeräumtundzugestandenwerden .DerartigeKlagenvonUebergrifßen
vonSeiten einzelner Parteien in diese Gemeindehäuserwürdenimmer
häufigerundmanmüssemitallemNachdruckderenAbstellungfordenn.
DieWohnungsnotkönneaufdemWege,derheutegegangenwurde ,nicht
wirksamgelindert ,geschweigedennvollständig behobenwerden .Dazu
bedürfees ganzandererMittelundder Zusammenarbeitaller ,sowohl
derBautätigkeitdurchdieGemeinde,als auchderprivatenBautätgkeit
sowiekräftigeUnterstützungderSiedlerbewegung.NebstdiesenFakto-¬
renseinocheineganzeReihevonadnerenUmständenfürdieLösungdiesesProblemesausschlaggebend,

RednerbringteineReihevonArgumentenvor ,die gegendasWohnbausteue
gesetzsprechenundsagt schliesslich ,wennmansich dasunaufrichtige
diesesSystemsvorAugenhalte ,wärdemanverstehen,daßesfürdie
Oppositionschonein sehrweitesEntgegenkommenbedeutet ,daßsieAbe

änderungsanträgestellt
. Ellendchr .soz. )erklärt ,dasganzeSinnenundTrachtender

Sozialdemokratenzieledaraufab ,dieprivateBautätigkeitzuunter-¬
binden .HoffertlichwerdedieZeitkommen,in derauchdieArbeiterund
Angestelltenerkennen,daßdieherrschendeParteiihnenvordenWahlen
viel versprochenundnachhernursehrweniggehaltenhabe .DieWohnbau¬
steuersollteaufGrundderEinkommensteuerfestgelegtwerden ,dieses
Systemallein wäregerecht .

GR.Rummelhardt(chr.soz.)führtaus ,derReferentseidenBe¬
weisschuldiggeblieben ,daßdie Erhöhungder Wohnbausteuerunbedingt
eineNotwendigkeitfürdieGemeindefinanzendarstelle .Bisheutewerde.iaus def Höheder Kassenbeständeein Geheim/gemachtundes seieine

Schande,daßsichfreigewählteGemeinderäteerstandasGerichtwen¬
denmüssen,umdenFinanzreferentenzurAuskunfsserteilungzuverhal-¬
ten .ManverlangevomGemeinderateineErhöhungderWohnbausteuer ,
gegendie so gewichtigeBedenkengeltendgemachtwurden ,ohnedaßwir
wissen ,woeigentlich diese Kassenbeständeaufbewahrtsind undwie
sie fruktifiziert werden .Rednermachtaufmerksam ,er habe voneiner
der Herrschenden Partei sehr nahestehenden Seite gehört ,daß einTeil
desGeldesderBodenbankzurVerfügunggestelltwurdeErglaubedas
nicht ,aberesseibezeichnend,daßsolcheVermutungenauftauchen.
EineandereSeitewiederbehaupte,daßdasGeldinderArbeiterbank
deponiert sei In allen Schichtender Bevölkerung ,selbst in denKrei - ¬

sendersozialdemokratischenParteierhebtsichimmerlautererWider-¬
spruchgegendie SteuerpolitikBreitners .Erst kürzlichhabeeine
VersammlungderBühnenangestelltendenFinanzreferentendeutlichihr

MiGfallen ausgedrückt .Viele der neuen Gemeindesteuernbelasten
indirektdieArbeiterundAngestelltenunddieerhöhteHausgehilfinnen-¬

abgabehabebewirkt ,daß300Hausgehilfinnenentlassenwordensind.
RothschildselbsthabeinfolgedieserAbgabe28Bediensteteentlassen
Er hat diesen Entlassenen aber den Lohnfür ihre ganze Lebenszeitnota - ¬
riell sichergestellt und erklärt ,daß ihm das viel billiger kommt ,als
wenn er die Bediensteten behalten und dafür die Abgabe leisten würde .

Ist es nichtgeradezubeschämend,daßdie MehrheitsichvonRothschild
überSozialpolitikbelehrenlassenmüsse,HatderReferentschondarübe:
nachgedacht ,welchenmoralischenSchadendiese 300entlassenenHausge¬
hilfinnenerleidenkönnen ,welchemSchicksalsie verfallen ,wennsie
monatelangkeine Arbeit finden .Nein ,er steht nur auf demrein fiska -



lischenStandpunkte .AufdieseWeisewerdengleichsamlvonderMehr-¬
heit Notfälle konstruiert .Aber die Zeit der Götzendämmerungdes
System Breitners ist schon da .Seine eigenen Parteigenossen lehnen
sich gegen diesen brutalen Fiskalismus aus .Breitner sollte dieses

Menetekalnichtübersehen.Ersolltebedenken,daßseinSteuersystem
nuraufderKonjunkturaufgebautwarunddaßjetzt in Wienseitder
StabilisierungderKronediesesSystemauchdenInteressenderfinan-¬
ziellenLageWiensschädlichundunhaltbargewordenistundendlich

nungengebautwerden.DiegrößerenWohnungensollenspätererrichtet
werden,wenndiegrößteNotbereitsgelindertist .Esist auchunrich-¬
tig ,wennKunschakaufdieWasserkraftabgabeals denErsatzfürden
EntgangderWohnbausteuerverweist.Ichmußfeststellen,daßderEr-¬
tragderWasserkraftabgabebisEnde1927bereitsvonderGemeindean
dieWAGbevorschusstwordenist .DerKreditderNationalbankandieWA
wurdenurfürkurzeZeitgegebenundmußnaturgemäßrechtzeitigzurück
gezahltwerden.DieserKreditwirdübrigensfürdieWeiterführungdereinem natürlichen Steuersystem Platz machenmüsse .

STRBreitnerführt nunin seinemSchlusswortaus : HerrGemeinderat Wasserkraftanlagenverwendet,nichtaberfürdieRückzahlungderVor-¬
schüsse,dievonderGemeindederWAgbereitsgegebenwurden.AuchderKunschakhatals denschwerstenMangelderVorlagebezeichnet ,dasssie Hinweis,daßausdenZuschlägenkeine Rücksichtauf die Tatsachenimmt ,dass der FriedenszinsfürLokale derErwerbssteuer,dienachträglichfür dasJahr1922nocheinlangensollen ,

oft ineinundderselbenStrassesehrverschiedengewesenseiDadie lasWohnbauprogrammbestrit-¬
tenwerdenmöge ,ist nichtstichhältig ,da

WohnbauseteueraufdieseFriedenszinseaufgebautsei ,werdenganzver - ja seitherdurchdenfort¬TermehrungwährendenpositivenIndexeinegroße
schiedeneWirkungenausgeübt ,SogebeeseinKokalinderKärtnerstras- aller Ausgabender

Gemeindeeingetretenist ,unddieAbänderungdesAbgabenteilungs-se ,dassbei der gleichenGrösseimHausedes Maltheserritterordenseine gesetzes schwereVerlustederGemeinde
Friedensmiete von 2500 Kronenzahlte ,währenddas Kakal daneben13 . 200 zufügt .Wasdie Abän¬Minderheitderungsanträgeder anlangt ,sokannKronenzahlte.Damussichfeststellen,dassbeidiesenbeidenLokalen ichsie nichtbessercharak¬terisieren,alsdurchdieFeststellung,daß
im Frieden eine Differenz von 10 700 Kronenbestand ,Dashat nachdem sienochbedeutendweiter.

gehen,alsdiedesGremiumsderWienerKaufmadamaligenZahlungsverhältnissendemJahresgehaltvonsechsAnge- nnschaft .Diesbeweist
amdeutlichsten,daßdieOppositionsichgarnichtvomsachlichenstellten entsprochen .Die Wohnbausteuerfür den erstgenanntenBåtrieb Bedenkenleiten lasse ,sondernausschlisslichvon2500KronenFriedensmietemacht147 . 960Papiekronenaus ,fürden vondemagogischenZwecken.NachdemAntragderMinderheitzweitenBetriebmiteiner Friedensmietevon13 . 200Kronenbeträgtdie solldieWohnbausteuerbeieinemFriedens
zins von10 - 000Kronen4,248 . 000Kronenbetragen ,dasGremiumbeantragtWohnbausteuer11,418 . 000Kronen .DieDifferenzentsprichtachtMonats- 4,998 . 000Kronen .DieMinderheit

gehalten eines einzigen Angestellten ! Wennes also im Frieden möglich beantragt,daßdieWohnbausteuerbei
einemFriedenszinsvon20. 000Kronen10 ,248. 000Kronenbetragensoll ,war ,dassdiesebeidenBetriebenebeneinanderlebenkonnten ,trotzdes währenddasGremiumimmerhin20,898grossenUnterschiedesin derMiete ,so mussdies auchheutemöglichsein . 000Kronenfprzulässigerachtet.

DerdritteAntragderMinderheitvDerVorwurf,dassaufdieArtdesBetriebeskeineRücksichtgenommen erlangt ,daß bei dinerFriedensmiete
von25. 000KdieWohnbausteuer13,248. 000Kbetragensoll ,immerhinfin¬wirdunddieJuwelengeschifte ,dienureinkleinesLokal ,aberhochwer¬
detdasGremiumfürdieseStufeeineSteuervon30,398. 000Knocherträg -tigesMaterialhaben,ist deswegenungerecht,weilinderDifferenzie- lich .Diese Gegenüberstellungderrung ein Zuschlagzur Erwerbssteuergelegen wäre ,wasdurch dasGesetz Anträgezeigtambesten ,daßsienichts
anderessind ,als Demagogieund

den Ländernund Gemeindenverboten ist ,die bekanntlich auf solcheZu¬ daßes derMinderheitgarnichtumsach¬
liche Einwändezu tun ist .Imübrigenk

schlägeverzichtethaben .WennGR. Kunschakerklärthat ,daßvieleFa¬ nnichnurfeststellen,daßdie
RednerderMinderheitsichwidderholtbriken Räumebesitzen ,die über ihren eigenenBedarfhinausgehenund widersprochenhaben .GR.Rotterhat
erklärt ,daßohnehinjedeBesteuerungüberwälztwerde,währendGR.Preyerwenner als Beispieldie MöbelfabrikHermannauf derMariahilferstras¬ mit demgleichen Nayhdruckbehauptethat ,

se angeführt hat ,bei der die erhöhte Wohnbausteuerfast so vielaus¬ aß durch die Steuernnurdie
Gewerbetreibendenzugrundegerichtetwerden.Estrifft aberwederdas

mache ,als die Fürsorgeabgabe ,so kannich nur sagen ,daßdies füruns einenochdasanderezu ,sondernhierhandelt
nur ein Anlaß sein kann ,die Steuer zu erhöhen Eine derartige Raum- s sichumeinenichtallzu

großeBelastungauchbeidengroßenBetrieben .Demgegenüberstehtaber
verschwendungin dieserZeitderungeheurenRaumnot,ist einVerbre¬ die große Bedeutung ,die demWohnbauprogrammde
chen .Vielleichtwwirddie Erhöhungder Steuerdie sehr erwünschteNeben- er Gemeindezukommt,

daß die Wohnungsnot lindern und die Arbeitslosigkeit beseitigen soll .
wirkungzeitigen ,dass solche Geschäfteundauchgrosse Wohnungenun¬ GegenüberdiesergewaltigenVorteilenistterteilt werdenundauchsolche Leute ,die dringendRäumebrauchen ,sie die Belastungdurchdieneue

Steuernicht vonentscheidenderBedeutung .Je
erhalten Kunschakhat auchbehauptet ,dass bereits eineEinschränkung lwedeAbänderungdieses

GesetzeswärenichtnureineSchädigungderAutondmiedesLandes,sonderndes Wohnbauprogrammesangeordnetwordensei Ich stelle auf dasnach¬ kämeaucheinerunbedingtenVerminderungderAnzahlderzuerrichtenden
drücklichstefest ,dassdieseBehauptungvollkommenunrichtigistund Wohnungengleich .DaherbitteichalleAbändedass die Gemeindeverwaltungvielmehr unbedingt an der Herstellung der rungsanträgeabzulehnenund

Co .Gesetzentwurf unverändert zubeschliessen .
geplanten 25 . 000Wohnungenfesthält Nicht eine einzige Wchnungwird PräsidentDr .Dannebergleitetnun
wenigergebautwerden,obwohlgeradedieMinderheitimmerwiederver- dieAbstimmungein .DieAb¬

änderungsanträgederMinderheitwerdenabgelsucht dieses grosse Wohnbauprogrammzu verhindernundau ch derEin¬ lehntunddasGesetzinallen
Besungenunverändertwiederholt .

spruch der Bundesregierunggegendie Wohnbausteuerzeigt ,dass mandie SchlussderSitzung110UhrGemeindehindernwill ,Wohnungenzu bauen- Gegenüberdengeheimnisvollen
Andeutungendes GR .Kunschak ,daß er bei einemanderenAnlaßdenNach -

weiserbringenwird ,daßdieGemeindeihr Wohnbauprogrammeinschränkt,
will ich feststellen ,daßdiesvollständigunrichtigist .Eswurdenur
angeordnet ,daß gewisse Baupläne ,die von einzelnen Architekten gelie -
fert wurdenund die für unsere derzeitige Not zu üppig waren ,einezu
große Zahl von Drei - bisVierzimmerwohnungenvorgesehen hätten ,nach

der Richtung umgeändert wurden ,daß zunächst möglichst viele Kleinwoh -
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DieKinderrettungswoche1924.DasKuratoriumdesWienerJugendhilfswer-¬
kes hat unter demVorsitz des amtsführenden Stadtrates Universitätspro - ¬
fessorDr .JuliusTandlerdieVeranstaltungeinerKinderrettungswoche
zu Ostern beschlossen .Die Geschäftsstelle hat mit den Vorarbeiten be - ¬

reits begonnenund wird in der nächsten Zeit an dieOeffentlichkeit
herantreten .

FreieÄrztstelle.ImKrankenhausderStadtWienistdieStelledesVor-¬
standesderAugenabteilungzubesetzen .Gesuchesindbis . April1924
an die Kanzlei der Verwaltungsgruppe I in Wien ,Neues Rathaus zurich - ¬
ten .Die Bewerbermüssenösterreichische Staatsbürger ,Doktorenderge- ¬
SamtenHeilkundesein undeine mehrjährigefachärztlicheTätigkeitnach¬
weisenkönnen.BevorzugtwerdennachWienzuständigeBewerber.
EatziehungvonGastgewerbekonzessionen.In derletztenSåtzungderBe-¬
zirksvertretungNeubaubeantragteBezirksvorsteherStellvertreter
Dr .Maurer,daßalleGastgewerbekonzessionen,mitdenenSchachergetrie-¬
ben wird ,oder die mehrals sechs MonatewegenanderweitigeVerwertung
desLokalsnichtbenütztwerden ,amtlicheinzuziehensind .DieBezirks-¬
vertretung beschloß ,diesemAntragezuzustimmenundin dieserAngelegen-¬
heitbeimMagistratvorzusprechen.

DerAutomobilverkehrin derHauptallee,VerschiedeneTagesblättermelde-¬
ten ,daß die GemeindeWiensich umdie Eröffnungder Hauptallee imPrater
für den Automobilverkehrbemühe .Der Magistrat stellt fest ,daß dieHaupt

wird
alleeaufGemeindekostengeöltwordenist .DieseOelung/jedochdadurchdaßbeeinträchtigt , in der Hauptallee keine Automobile verkehren

dürfen .DiegeölteStraßendeckewirdnämlichdurchdie Pferdehufeund
dieRadreifenstarkverletzt,sodaßsichwiederStaubentwickelnkann,
währenddie Oeldeckeder StrassevondenAutomobilrädern„gebügelt "und
dadurchdichtergemachtwird .DasStadtbauamthat dahereineBespre-¬
chung der verschiedenen Amtsstellen einberufen .Diese haben sich aber
ausnahmslosgegendie Befahrungder HauptalleedurchAutomobileausge-¬
sprochen ,vorallemhatdieBezirksvertretungLeopoldstadtdagegenEin-¬
spruch erhoben .Anlässlich einer Vorsprachedes BezirksvorstehersBerdi - ¬
czowerwurdeBürgermeisterSeitz auf diese Angelegenheitaufmerksamge- ¬
macht .DerBürgermeisterhatsofortentschieden,daßdiestädtischen
ÄmtsstellengegendasVerbotderBefahrungderHauptalleedurch
Automobilenichts zu unternehmenhaben .
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ParkschutzgebietemitBauverbotDiegroßenGartenanlagenundParkgebiete
gehörenzu den schönsten Schmuckstückenund Kulturschätzender StadtWien .
Sie sind aber nicht nur ein Schmuckdes Stadtbildes ,sondernsieerfüllen
auch im kulturellen Organismusder Stadt die wichtige Rolle eines Lebens- ¬
freude ,GesundheitundVolksbildungförderndenElementes .Es ist garnicht
abzuschätzen ,wieviel der ungeschmälerteBestanddieser Parkanlagendie

Vorbedingungist für dasgesundeWohnenin Wien .Esbedarfdaherwohlgar
keinerbesonderenBegründung ,wenndieGemeindeverwaltungnachdrücklichst
dahinwirkt ,daßdieseWerkedenZeitgenossenunddenkommendenGeschlech-¬
tern erhalten bleiben .Umnun alle Versuche ,diese Grünanlagen durch Bau - ¬

führungenzubeeinträchtigenoderzu verkleinern ,hat derGemeinderats-¬
ausschußfür technischeAngelegenheitauf AntragdesamtsführendenStadt
rates Siegelin seinerletzten Sitzungbeschlossen ,daßeineReihevon
großenGartenanlagenundParkgebietendurchein Bauverbotgeschütztwerden.
DieGemeindeverwaltunghat nämlichin denletzten Jahrenöfters imöffent-¬
lichen Interesse gegenVersuchesolche AnlagendurchBautenzuverkleinern
oderzuverunstalten,einschreitenmüssenundsollnundurchdiesenBe-¬
schluß ein einheitlicher Vorgangermöglichtwerden .AlsParkschutzgebiete

werdenerklärt :Burggarten-VolksgartenundMuseumsstrassevordemMesse-¬
gebäudemiteinemFlächenausmaßvon160. 400Quadratmeter.DieseParkschutz-¬
gebieteumfassendengesamtenfrüherenhofärarischenGrundundsinddavon
nurjeneFlächenausgenommen,die wegenihrer Lagezu schonbestehenden
Bauwerkennicht mehrverbautwerdenkönnen .VomPraterwurdenmehrals
fürfeinhalbMillionenQuadratmeterals geschütztesGebieterklärt .Esist
diesvorallemderVolksprater ,mitAusnahmedesTeilesderVenedigerau,
der jenseits der Ausstellungsstrasse liegt ,die Rotunde und dasAusstel - ¬

lungsgebäude ,das Gelängedes Trabrennplatzes ,die KrieauundTeileder
Freudenau ,der grösste Teil des Prater - Fasangartensund des UnterenPr
ters ,der OberePrater mit der ZirkuswieseunddemGrundstückdesPrater -¬

werdenirapektoratsundderEnglischeGarten .In dasParkschutzgebietauch
derAugartenmiteinerFlächevonrund483. 000Quadratmeter,vomBeltedere
der Fürstlich -SchwarzenbergischeBesitz an der Prinz Eugenstrasse ,der
ganzehofärarischeBesitz„BelvedereundehemaligeGardekaserneamRennweg'
ausgenommen ein Bauplatz der vom Bund bereits Herrn Dr .Richard Strauß zuge - ¬

sichert ist ,der Besitz der Salesianerinnen ,der Garten -und Hofraumder
österreichischen Heilmittelstelle undder grösste Teil desbotanischen

einbezogen .
Gartens /Dieses Gebiet ist rund 332 . 000Wuadratmeter groß .Auch derThere - ¬
KanumparkwirdzumgrösstenTeil mitdemBauverbotbelegt ,da dieVer-¬
lung dieses Grundstückes den Verlust einer prachtvollen Gartenanlage be - ¬

dentenwürde .Nurein Teil des Gartengrundeswurdenicht in denParkschutz
einbezogen ,weil seine Verbauung an der Argentinierstrasse zurDeckung
vorhandener Feuermauern erwünscht ist .Eine ähnliche Ausnahme wird auch

beimLiechtensteingartengemacht,vondem60 ,400QuadratmeteralsPark-¬
schutzgebiet erklärt werden .In das Parkschutzgebietwird auchdasLust- ¬
schloß Hetzendorf und der dazu gehörige Garten einbezogen ,VonSchönbrunn ,
dieser unersetzlichen Perle unter den Kulturschätzen der Stadt ,werden der

Fasangarten ,die teilweise in Privatbesitz befindlichen Villengärtenan

derGrünbergstrasse ,dieganzeSchloßanlage,dieMenagerieundderbotani-¬
scheGarten ,sowieder bisher demBesuchnochnicht geöffneteTirolergar-¬
ten als Parkschutzgebiet erklärt ,Nur südlich vomHietzinger Platz und
anderMaxingstrassewurdenGrundstreifenausgeschaltet .DasAusmaßdieses
Schutzgebietes beträgt rund 1,860 . 000Quadratmeter .Schließlich werden
nochungefähr334 . 000QuadratmeterSchmelzgründeundderSternwarte -¬
parkin Währing,derderzeitnichtöffentlichzugänglichist ,undzusammen
mitdemnahegelegenenTürkenschanzparkeinegrüneInsel imGebietder
nordwestlichenVorortebildet ,mitdemBauverbotbelegt .Gleichzeitigwer-¬
denalle gegenwärtigvonder GemeindeWienerhaltenenöffentlichenGarten-

anlagenalsParkschutzgebieterklärt .DasgesamteneufestgesetztePark-¬
schutzgebietist ungefährso groß ,wieder vierte Teil des Wald -undWie-¬

sengürtels.IndiesenParkschutzgebietensindjedochNeubautenanStelle
der schon jetzt bestehenden Gebäude ,Zu -und Umbauten ,sowie baulicheUm¬
gestaltungenundAbgrenzungenzulässig ,dochmußdazuder Stadtsenatdie
Bewilligung geben .Alle anderen Bauführungensind unzulässig .Ausnahmen
werdennur in jenemTeil des Praters zugelassen ,der bereitsgegenwärtig
als Volksbelustigungsstätte dient und wo Schaubuden ,Gastwirtschaften ,
Ausstellungsbauten . . w.mit Bewilligungdes Gemeinderatsausschussesfür
technische Angelegenheiten errichtet werden können .Diese Anträge werden

schonamDienstagvomStadtsenatberaten.

JubilarederEhe.IndervergangenenWocheüberreichteStadtratSpelser
in Vertretungdes BürgermeistersdengoldenenHochzeitspaarenMichael
undEleonoreHorwath ,III . ,DominikundAnastasiaLibal ,III . ,Jonann
undKatharinaNiederle ,III . ,AloisundJulie Sonnenschein ,II . ,Adolf
undMarieToman,XXI. ,undKarlundAnnaWunderlichXVI. ,dieEhrengabe
der GemeindeWien.

Aus dem Rathause .In dieser Wochehält der Gemeinderat keine Sitzung ab .
DerStadtsenatversammeltsich amDienstag ,den26 .Februarum10Uhr

vormittags .

DerBetriebderbeidenneuenStrassenbahnlinien .AmFreitag ,den29 .Fe-¬Nachmittag
bruar/werdendie Mitgliederdes Gemeinderatesundder PresseProbefahrten
auf den beiden neuen Linien der Strassenbahnen unternehmen .Die beiden

Liniensind nunmehrvollständigfertiggestellt undwerdenbereitsam
Samstag,den1 .MärzdemallgemeinenVerkehrübergeben.DieLinieüberdie
Schmelzerhielt die Zahl9 undwirdvonder SchleifeamNeubaugürtel,
die ein bequemesUmsteigenauf die Zügein die Mariahilferstrassezuläßt ,
überdie Felberstrasse ,Schweglerstrasse ,CamilloSittegasse ,Habicher-¬
gasse ,Panikengasse ,Rosensteingasse,Taubergasse ,HernalserHauptstras-¬
se ,bis zur gegenwärtigen Endstationd er Linie V in der Hormayrgasse vor

der Kreuzgasseführen .Die neueLinie ist eine Rundlinie ,für dieder
allgemeineStrassenbahntarifgilt .Sie wirdimFrühjahrebis nachGerst-¬
hofverlängertwerden.DiezweiteneueLinieführteingeleisigüberdie
TriesterstrassevonderTroststrassebis zurGemeindegrenzeunderhelt
die Nummer165 .Für diese Linie ist ein Sondertarif von 700 Kworgesehen

Dienstpferde des Bundesheeres .DasBundesministeriumfür Heerwesenteilt

mit ,daßAnsuchenumleihweiseBenützungvonDienstpferdennichtmehr
berücksichtigtwerdenkönnen.

VorkehrungengegeneventuelleGrippein Wien .In denletztenTagenhat
nach Zeitungsmeldungendie Grippe in Englandund Berlinepidemischen
Charakterangenommen.Umdie sanitären Vorkehrungen,die getroffenwer-¬
denmüssten ,falls dieseKrankheitnachWienübergreifensollte ,vorzu¬
bereiten ,fandunter demVorsitzdes amtsführendenStadtratesProfessor
Dr .TandlerimstädtischenGesundheitsamteeineBesprechungstatt ,ander
VertreterdesVolksgesundheitsamtesundderzuständigenMagistratsabtei-¬
lungenteilnahmen.Eskonntezunächstfestgestelltwerden,daßdieZahl
der bisher beobachteten Grippefälle in Wieneine sehr geringe undder
Jahreszeitentsprechendnormaleist .AuchderallgemeineGesundheitszu-¬
standkannals vollkommenbefriedigendbezeichnetwerden .Eswurdendie
notwendigenVorkehrungenzur Bereitstellungder erforderlichenSpitals-¬
bettenbeiZunahmederErkrankungen,sowiedieOrganisationdesKranken-¬
transportes,derärztlichenHilfeundMedikamentenbeschaffungfürdiesen
Fallbesprochen.DenSpitalsleistungenundpraktischenÄrztenwirddie
bestehendeAnzeigepflichtbeiInfluenza ,zuderenErfüllungAnzeigekarten
beidenstädtischenBezirksärztenaufliegen,nErinnerunggebracht.
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DerelkktrischeStadtbahnbetrieb .ImStadtsenatberichteteheuteDirektorIngeni-¬
eur Spängler über den gegenwärtigen Stand der Arbeiten für dieElektrisierung

derWienerStadtbahn. DieElektrisierungderStadtbahnerfolgtin zweiZeiträumen.
ZunächstwerdendiederzeitnichtimDampfbetriebstehendenStrecken :Michelbeu-¬
ern - Heiligenstadt - Donaukanallinie und Wientallinie bis Meidling - Hauptstrasse

elektrifisiert . AufdemübrigenNetzderStadtbahn ,nämlichMichelbeuern -Meidling-¬
Hauptstrasse - Hütteldorfwird der Dampfbetriebam10. Septembereingestellt und

dannsofortmitderElektrifizierungbegonnen.DieEinzelprojektefürdieteilwei-¬
se neuen ,teilweiseumgeändertenBahnhofsanlagenin Heiligenstadt ,Brigittabrücke
undHauptzollamtsind fertig undist die Baubewilligungdemnächstzuerwarten .
In Heiligenstadtwirdeine doppelteGleisschleifegebaut ,die durchvielteilige
Perronsperre mit demüber vier Lokalbahngeleisereichenden QuerperronderFranz- ¬
josefsbahnverbundenist undeine rascheAbbeförderungauchbei starkemAndrang
ermöglicht. DerneueBahnhöfderStadtbahnist aberauchvonderStrasseunter
BenützungeinesneuzuerbauendenTunnelszuerreichen ,sodassdienurdieStadt-¬
bahn benützenden Fahrgäste überhaupt nicht auf den Perron der FranzJosefsbahn
kommen.InnerhalbderSchleifewirdeineWagenhallefür 111WagenundeinVerwal-¬
tungsgebäudemitdennötigenBetriebs-undAufenthaltsräumenfürdieZugsmann-¬
schaftgebaut.DieHaltestelleBrigittabrückederStadtbahnbesitztgegenwärtig
einen Inselperron zwischenden Gleisen ,der bei der vorgesehenenVerwendungder
Strassenbahnwagennichtentspricht ,sodassdieseStationaufSeitenperronsum-¬
geändertwerdenmuss ,wasverhältnismässigeinfachdurchführbarist .ImBahnhof
Hauptzollamtwirdder dort bestehendeUebergangssteg ,der die Gleisanlagender
VerbindungsbahnundderStadtbahnüberbrücktundzumAufnahmsgebäudeführt ,auf
eineLängeüherdiebeidenStadtbahngleiseverbreitertundmitbesonderenPer-¬
ronsperrenausgerüstet.DiejetztnichtinBetriebstehendenGleisanlagenwurden
auf ihre Verwendbarkeitfür neue Strassenbahnzügedurch eine unterTeilnahme

derEisenbahnbehördendurchgeführteProbefahrtmiteinemvoneinerDampfloko-¬
motivegezogenenStrassenbahnzug,ausgerüstetmitbesonderenfür denUebergang
derWagengeeignetenRadreifen ,erprobt ,wobeisichherausstellte ,dasssolche
ZügemiteinerGeschwindigkeitbiszu45Kilometer,alsoüberdasvorgesehene
Ausmasshinaus ,durchausruhigundeinwandfreiüberdie Gleisefahrenkönnen.
DieStromspeisungerfolgt vonvier Unterstationen ,die in denStadtbahnstationen
UnterSt .Veit,Meidling-Hauptstrasse,HauptzollamtundWähringerstrasseoderin
derenunmittelbarerNäheaufgestellt werden .In diesen Unterstationenerfolgt
die UmwandlungdeshochgespanntenDrehstromesvonfünftausendVoltinGleich-¬
strommit750Volt. DieDetailplänefürdieOberleitungsindebenfallsfertig.
Es wird eine für die spätere Verwendungvon1500bis 2000Volt geeigneteOber-¬
leitungsanlagemitKetten-aufhämgungundzweinebenamnanderliegenden.Fahrdräh-¬
tenvorgesehen.DiefürdieStadtbahneuzubeschaffendenWagen,dieauchauf
die Strassenbahn übergehen können ,sind in ihren mechanischen Teklen grundsätz - ¬

lichgleicherArtobMotorwagenoderBeiwagen .DieWagenerhalteneinbesonderes
Untergestellt,aufdemderWagenkastengefedertaufsitzt .DieWagenkastenerhalten
zweigeschlossenePlattformenmitseitlichenDoppelöffnungenvon1200Millimeter
Breite ,diedurchSchubtürenabschliessbarsind .DieersteStufeliegtrund80
Millimeter überdenStationsplattformen ,sodasssichdasAus- undEinsteigensehr
bequemundraschvollziehenwird. DerWagenerhält24Sitzplätzeundbietetbei
vollerAusnützungdesRaumesfürinsgesamt75PersonenPäätz .Es- daherein
auseinemMotorwagenundzweiBeiwagenbestahenderZugeinenFassungsraumvonEinTell425Personen. derAusrüstungfürdieElektrisierungist bereitsverge-¬
ben ,die übrigenBestellungenwerdenin kürzesterPeiterfolgen .

WienerJugendhilfswerk. DerLeiterdesWienerJugendhilfswerks,Dr. FmanzBreunlich,
hältamMittwoch,den27. Februar1924um7UhrabendsinderSchule17.Gebler-¬
gasse29undum8 Uhrabendsin SaalderBezirksvertretungWähringerstrasse43
undamDonnerstag ,den28 .ebruar1924um7 Uhrabendsin Hietzing ,Felbigergasse
97LichtbildervortägeüberdasWienerJugendhilfswerk.
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. - - - - - - - . . . . - ¬
DieKunstpreiseder StadtWien. DerGemeinderathat bekanntlichbeschlos-¬
sen ,für hervorragendeWerkederMusik ,derDichtkunstundderbildenden
Kunstdrei Preisezuschaffen ,die für dasJahr1924mitje dreissigMil-¬
lionenKronenbestimmtwurden. FürjedesderdreiKunstgebieteistein
Preis festgesetzt ,der auf dfei Bewerberderat aufgeteilt wird ,dassfür
dasbesteWerkdreiSechstel,fürdaszweitbestezweiSechstelundfür
dasdrittbesteeinSechsteldesPreisesentfällt .DiePreisewerdenam

. Mau1924verliehen .Umdiese Preise könnensich alle in Wienlebenden
und wirkenden Künstler bis zum 31 . März1924 schriftlich bei der Direk - ¬
tion der städtis hen Sammlungenbewerben .In der mit vollem Namenund
Adresse gefertigten Eingabe ist anzuführen ,für welches Kunstgebiet und

auf GrundwelchenWerkesdie Bewerbungerfolgt .Bei Kunstwerken ,diewe- ¬
genihrerGrösseodersonstigerUmständenichteingesendetwerdenkönnen,
ist anzugeben ,wo sie zu besichtigen sind .Alle Auskünfte erteilt die Di - ¬
rektion der städtischen Sammlungenim Neuen WienerRathaus .

- .
GegendieSperredesNordwestbahnhofesHeutevormittagssprachbeidem
Bürgermeister Seitz eine Abordnungvon GewerbetreibendenundGeschäfts - ¬

leutenunterFührungdesBezirksvorstehersBerdiczowervor ,umimAuf-¬
tragderkürzlichabgehaltenenMassenversammlunggegendieStillegung
desNordwessbahnhofeszuprotestieren.DieAbordnungübergabdemBürger-¬
meister die in dieser Versammlungbeschlossene Resolution ,in derausge¬
führt wird ,dassdie Sperrungdes Nordwetsbahnhofesunddie Umleitungder
Schnellzügeder Nordbahnauf denOstbahnhofohnezwingendenGrunderfolgt
ist das Endedes Fremdenverkehrsfür den zweiten Bezirk bedeutet .Da- ¬
durchwerdenbreiteKreisederErwerbsweltdiesesBezirkeswirtschaftlich
vernichtet ,weshalb die ehemöglichste WiedereröffnungdesNordwestbahn¬
nofes und die sofortige Wiedereinschaltungdes Bezirkes in denFremden- ¬
verkehrdurchAbfertigungderNordbahnschnellzügeamNordbahnhofgeforder
werden .BürgermeisterSeitz teilte mit ,dass er sofort ,als ihmdieserPlan
bekannt wurde,bei der Jegierung dagegen protestierte .Ueberdies habeer
die Vertreter der GemeindeWien bei der kommissionellen Besichtigung be¬
auftragt diesen Protest zu wiederholenund schriftlich an dieRegierung
weiterzuleiten . Ersei auch gerne bereit mit Rücksicht auf diese neuer - ¬
liche Vorsprache und einem Beschluss der kürzlich vomGemeinderatsaus - ¬

schuss für technische Angelegenheiten gefasst wordensei ,ahermalsbei
der Regierungzu intervenieren .Hiebeimüssemanvor allemdaraufaufmerk-¬
sammachen ,dass die Ablenkungdes Nordbahnschnellzügeauf dieOstbahn
schon deshalb unsinnig sei ,weil die Reisenden dort in einen Stadtteil

kommen,dermitdenvonihnenabzuwickelndenGeschäftenin garkeinerBe-¬
ziehungstehe . ManmutedenReisendenzu auf demOstbahnhofanzukommen
und von dort aus erst die ihnen seit Jahrzehnten gewohnten Hotels des

zweiten Bezirkes aufzusuchen ,was nicht nur eine SchädigungderGewerbe
treibendenundKaufleutedeszweitenBezirkes,sondernvorallemauchder
Reisenden und fremden Geschäftsleute und dadurch indirekt der Wiener
Volkswirtschaftbedeute . DerBürgermeistersagte zu ,dass er alles ,wasin
seinenKräftenstehe ,aufbietenwerde,umdiesenFehlergutzumachen,zumal
voneinerErsparungbeibeidenMassregelnüberhauptkeineRedeseinkön-¬
ne . DieAbordnungdanktedemBürgermeisterundgabderHoffnungAusdruck,
dass wenggstens die Ablenkung der Schnellzüge wieder rückwirkend ge - ¬

machtwird .
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DieBautätigkeitderGemeinde.AmFreitag,den29.Februar1924um47Uhr
abendsfindetimgrossenSaaldesOesterreichischenIngenieur-undAr-¬
chitektenvereinseinVortragdesSenatsratesIngenieurHansHafnerüber
die Bautätigkeitder GemeindeWienauf demGebietedesHochbauesinden
JahrennachdemKriegeunterVorführungvonLichtbildernstatt .

0—
DieNeubauerKinosfürdieArmen.DieBezirksvertretungNeubauveranstal-¬
tet übereinstimmigenSitzungsbeschlussin denMonatenMärzundApril
indenKinotheaterndesBezirksVorstellungen,derenErlösohnejegli-¬
chenAbzugdenArmengewidmetist .SämtlicheBesitzervonKinotheaters
imBezirkhabenindankenswerterWeiseihreLokalevollständigspesen-¬
freizurVerfügunggestelltunddieAngestelltenhabensichbereiter-¬
klärt ,ohneBezahlungandiesenVorstellungenmitzuwirken.DieerstenVor-¬
stellungenfindenam. Märzum211UhrvormittagsimMariaTheresien-¬
undimBellariakinostatt .KartensindinderBezirksvertretungskanzlei
undbeidenFürsorgeräten,sowieanderKassederbeidenKinosGrhält-¬

lich .
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ZweineueStrassenbahnlinien .Heutenachmittagswurdendiebeiden
neuenStrassenbahnlinienüberdie SchmelzundnachInzersdorfzum
ersten Male befahren .An dieser Eröffnungsfahrt ,die vom BahnhofKreuz - ¬

gasse ,demAusgangspunktder Linieüberdie Schmelz ,angetretenwurde,
nahmenBürgermeisterSeitz ,dieVizebürgermeisterEmmerlingundHoss.
sämtlicheamtsführendeStadträte ,vieleGemeinderäte,Bezirksvorste-¬
her und die leitenden Beamten der Strassenbahn und des Magistrates
teil .Die niederösterreichische Landesregierung hatte Landeshauptmann- ¬

stellvertreterChristophentsendet. DeramtsführendeStadtratfürdie
städtischenUnternehmungenVizebürgermeisterEmmeilingbegrüsstedie
Erschienenenundverwiesdarauf ,dass die GemeindeWienimvergangenen
Jahre ,als dieArbeitslosigkeitimmergrösserwurde ,dreiumfangreiche
Notstandsprogrammeausarbeitete,umdenArbeitslosenArbeitundVer-¬
dienstzugeben .ImRahmendieserNotstandsprogrammewurdeauchder
BaudieserbeidenStrassenbahnliniendurchgeführt ,diebereitsmorgen
demöffentlichenVerkehrübergebenwerden .DieneueLinieüberdie
Schmelzist eine doppelgleisigeRundlinieundhat eineGesamtlänge
von5330Meter,vondenen1500Meterneugebautwurden.IndiesemFrüh¬
jahr wirddieseLiniebis nachGersthofverlängertwerden .DieLinie
erhieltdieZahl9 ;ihreFahrzeitbeträgt23MinutenunddieZügever-¬
kehreninAbständenvonzehnMinuten.DerBaudieserStreckehat . 7
Milliarden Kronengekostet . Fürdie Benützungdieser Linie gilt der
allgemeineTarif .Die Linie nach Inzersdorf schliesst bei derTrost - ¬
strasseandiebestehendeLinie65anundführteingleistgüberdie
FriesterstrassebisandieGemeindegrenze .DieseLinieerhieltdie
Zahl165undist 2300Meterlang .DieFahrzeit beträgt zehnMinuten,
alle 15 Minutenverkehrt ein Zug .Die Baukostendieser Liniestellten

sichauf5700MillionenKronen.FürdieBenützungwirdeinSondertarif
von700Kroneneingehoben .VizebürgermeisterEmmerlingdankteallen
Mitarbeiternundersuchte denBürgermeisterdie neuenLinienzuüber-¬
nehmen.BürgermeisterSeitzsagte ,dassdieBevölkerungeineReihevon
Steuernzutragenhabe ,diefürbreiteSchichteneinestarkeBela-¬
stungsind .DieWienerGemeindeverwaltungseiaberimmerbestrebt,die
SteuereinnahmenimInteresse der Bevölkerungzu verwenden .DieEröff-¬
nungder beidenneuenStrassenbahnlinien,der Bauvontausendengesun-¬
denWohnungenunddie VerbesserungderStrassenpflegelegenberedtes
Zeugnisdafür ab .WiensStadtverwaltungist bemühtmit allenKräften
den Wiederaufbauder Kultur zu fördern ,die Stadt der Arbeitwieder
schönzumachenunddie furchtbarenSchäden ,die derKriegunddie
schwerePeitnachdemKriegederStadtzugefügthaben,wiedergutzu-¬
machen .Allen ,die an diesem grossen Werke mitarbeiten gebührt herz - ¬
licher Dank .Hierauf wurde die Fahrt angetreten ,die ohneUnterbrechung
über beidd Linien bis zur Endstztion nach Inzersdorf ging .Dort be -

grüssteBürgermeisterVirillivonInzersdorfdieVertreterderWiener
Gemeindeverwaltung und dankte namens der Bevölkerung für die neue

Linie ,die für Inzersdorf eine Lebensnotwendigkeitbedeutet .Durchdie - ¬
se neueVerbindungwerdeein StückKulturin denOrt getragenund
ein langgehegter sehnlicher Wunschder Bewohnererfüllt .Landeshaupt - ¬

mannstellvertreterChristophbegrüsstedie Teilnehmernamensder
niederösterreichischenLandesregierungundverwiesauf diegemeinsa-¬
menInterssen ,die Wienund Niederösterreich verbinden .Wennauchdie
beidenGebietsteilesich getrennthabenundjetzt zweiselbständige
Länderbilden ,sogäbeesdochsovielGemeinsames,daseinZusammen¬
wirkenherbeiführt .Die neue Linie ist ein schönesWerkderGemeinde-¬
verwaltung und die niederösterreichische Landesregierung sageden
WienerGemeindevertretennfür dieses Werkaufrichtigsten Dank .Bür- ¬
germeister Seitz erwiederte ,dass die Stadt Wien niemals Sonderinter - ¬

essenverfolgen,sonderngegenüberNiederösterreichimmerdas
Gefühlder Freundschafthochhaltenwerde .Ein solcher Beweisdergu- ¬
ten Freundschaftsei auchdie Schaffungder neuenVerbindung ,diedie

BeziehungenWienszu Niederösterreichnochengerknüpft .DieTrennung
WiensvonNiederösterreichsei auspraktischenErwägungenerfolgt,um
im Interesse der Bevölkerung eine beweglichere Verwaltung zuerzielen .

Bei Ländersind aber durch alte Kulturbandemiteinander verbundenund
eine solche Gemeinseanfkönneniemalsgelöst werden .DerBürgermeister
danktefür denfreundlichenEmpfangundgabderHoffnungAusdruck ,dass
die neue Strassenbahnlinie sowohlder Wiener - ,als auch derInzersdor -¬
fer Bevölkerungdie bestenDiensteleistenwerde.

DiebeinenneuenLinienwerdenmorgenfrüh demallgemeinenVer-¬
kehrübergeben .

- . —. —. —

r BürgermeisterundderBankenstreik,HeutenachmittagswardasGe-¬
rücht verbreitet ,dass Bürgermeister Seitz mit demBundeskanzlereine
Besprechungüber den Bankenstreikgehabtunddabei vorgeschlagenhabe ,
mit ihmein Schiesgerichtzur Lösungder Differenzeneinzusetzen .Der
Bürgemmeisterhatts heute überhaupt nicht Gelegenheit mitBun- ¬
deskanzlerDr .Seipel zusammenzutreffenundhat auchsonst inkeiner
Weisemit ihm über den Bankenstreik verhandelt .Insbesondere liegt es
ihmselbstverständlichvollkommenferne,sich einzumengenoderetwa
einenderartigenVorschlagzumachen.

. - . . -
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